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L.Q. 



L Die bedingte Obligation. 

Die Willenserklärung bei einer Obligation kann eine 
absolute oder nur relativ bestimmte sein. Zu den Fällen 
der letzteren Art gehört die bedingte Obligation. 

Unter einer Bedingung versteht man einen ungewissen 
Umstand, von dessen Eintritt das Dasein einer rechts- 
geschäftlichen Wirkung durch den Parteiwillen abhängig 
gemacht wird^). 

Der Terminus Bedingung wird in doppeltem Sinne 
gebraucht, denn er bedeutet 

1. den Umstand, welcher zur Bedingung gemacht 
wird, und 

2. den Act des Bedingens, das Setzen der Bedingung. 

Zum Wesen der Bedingung gehört die Ungewissheit 
des bedingenden Umstandes im Zeitpunkt der Errichtimg 
der bedingten Obligation, deshalb muss eine wahre Be- 
dingung in futurum concepta sein, sie muss einen erst 



1) Regelsberger Pandecten I § 151, S. 557. (Leipzig 1893.) 

Abweichende Definitionen stellen auf: 

Unger und Fitting. Nach Fitting im „Archiv für die civilist. 
Praxis" XXXIX, S. 314—329, ist eine Bedingung vorhanden, wenn das 
bedingende Ereignis als objectivum gewiss gedacht ist, ohne dass es der 
Kenntnis zur Zeit des Setzens der Bedingung entgegen zu sein brauche; 
es genüge, dass sich der Promittont das Ereignis als so beschaffen ge- 
dacht habe. Unger: Rjstom des österreichischen allgem. Privatrechts II, 
S. 56 § 82, S. 58 Note 5-, S. 61 Note 15/16, definiert als Bedingung: das 
Abhängigmachen des zu einem Rechtsgeschäft erforderlichen Willens von 
der Wirlilichkeit eines subjektiv ungewissen Umstandes. Ihm genügt, dass 
der Ein- oder Nichtein tritt dem Promittenten persönlich unbekannt war. 



8^ 

künftigen, bedingenden Umstand enthalten, ^) und zwar muss 
es der Parteiwille sein, welcher willkürlich die bedingte 
Folge von dem Dasein des bedingenden Umstandes ab- 
hängig macht. 

Mangels dieser Begriffsmerkmale sind keine bedingen- 
den Umstände, die in der Vergangenheit liegen oder im 
Moment des Setzens der Bedingung entstehen oder fortdauern, 
die sogenannten conditiones in praeteritum vel in praesens 
collatae 2). 

Wenn die Paciscenten eine Rechtsfolge davon abhängig 
machen, dass eine andere Thatsache eingetreten war oder 
zur Zeit besteht, so fehlt für die Annahme einer Bedingung 
das Kriterium der Ungewissheit, welche auch dann nicht 
vorhanden ist, wenn der Eintritt der vergangenen oder das 
Bestehen der gegenwärtigen Thatsache im Zeitpunkt des 
Setzens der Bedingung den Parteien persönlich ungewiss 
war. Denn die Bedingung erfordert objektive Ungewissheit 
des bedingenden Umstandes. Handelt es sich dagegen nur 
darum, den Eintritt einer vergangenen oder die gegenwärtige 
Portdauer einer Thatsache aufzuklären, so fehlt es an dem 
die Obligation iniperfekt machenden Schwebezustand, welcher 
die notwendige Wirkung der Ungewissheit des bedingenden 
in dem sub conditione stehenden Rechtsverhältnis sein muss*). 

An dem Merkmal der Ungewissheit ermangelt es auch 
bei den sogenannten notwendigen Bedingungen, die deshalb 
keine echten Bedingungen sind. 

Notwendig nennt man in diesem Sinne eine Bedingung, 
bei welcher es im Zeitjpunkt der Errichtung der Obligation 
schon gewiss ist, dass der bedingende Umstand eintreten wird. 

Zu den notwendigen unechten Bedingungen zählt auch 
die sogenannte negativ unmögliche Bedingung, bei welcher 
es gewiss ist, dass der Umstand, von dessen Nichteintreten 

1) G. F. Puchta, Vorlesungen über das heutige römische Recht I, 
§ 59. S. 123. 3. Aufl. Leipzig 1852. 

*) V. Scheurl, Zur Lehre von den Xebenbestimmungen bei Rechts- 
geschäften, § 26, S. 100 f. Erlangen 1871. 

8) \j. 16, D. de in juste testam. 28, 3. 

L. 10, § 1, eod. L. 5, § 2, quando dies. 36, 2. 

L. 3, § 13, D. de bonis Ubert. 38, 1. 
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die Rechtsfolge abhängig gemacht ist, nicht eintreten wird, 
weil sein Eintritt unmögUch ist. Auch hier fehlt es an der 
Ungewissheit, da der Nichteintritt als gewiss gilt. 

Dasselbe findet statt bei anderen unmöglichen Be- 
dingungen. Auch sie sind keine echten conditiones. Un- 
möglich ist in diesem Sinne die Beding\ing, bei welcher 
schon im Moment der Schliessung des Geschäftes es gewiss 
ist, dass der bedingende Umstand aus thatsächlichen oder 
rechtlichen Gründen nicht eintreten wird, weil er gar nicht 
eintreten kann. Die Unmöglichkeit des Eintritts muss eine 
objektive sein, es genügt also nicht eine persönliche Un- 
möglichkeit für die Partei. Rechtlich unmöglich ist ein be- 
dingender Umstand, wenn z. B. sein Eintritt contra bonos 
mores wäre. Keine Bedingungen sind die sogenannten juris 
conditiones^). 

Diese, auch conditiones tacitae genannten Bedingungen sind 
solche durch Rechtsvorschrift angeordnete Voraussetzungen, 
von denen eine Rechtsfolge kraft Gesetzes also nicht durch 
den Parteiwillen abhängig gemacht ist, z. B. die Eingehung 
der Ehe als Voraussetzung der dos. Die wirklichen Be- 
dingungen werden nach der Fassung des Inhalts des be- 
dingenden Ereignisses eingeteilt in:- 

a. positiv oder affirmativ koncipirte Bedingungen, 
d. h. solche, bei denen der Eintritt und 

b. negativ koncipirte, bei denen der Nichteintritt des 
bedingenden UmstandesdiegesetzteFolge erzeugensoll. 

Eine andere Einteilung der Bedifigungen ist diejenige, in 

a. potestative, bei denen die Erfüllung vom Willen des 
Promissars abhängt, 

b. kasuelle, bei denen der Ein- oder Nichteintritt auf 
das Walten des Zufalls gestellt ist, 



1) Allerdings erzeugt auch die condito juris, solange sie schwebt, 
ein Rechtsverhältnis, s. Wendt: „Das bedingte Forderungsrecht,** Rostock 
1873, S. 17. Dies ist jedoch kein conditionales. Vergl. Eisele: „Ueber 
die conditiones juris im Archiv für die civilist. Praxis, Bd. 54, S. 125 f. 
Heidelberg 1887. — Ungleichheit der Wirkungen der conditiones juris und 
der echten Bedingungen. Enneccerus, „Ueber Begriff und Wirkung der 
Suspensivbedingung," § 18, S. 128 f. Göttingen 1871. 
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c. gemischte, bei denen der Eintritt des Ereignisses 
vom Willen des Promissars zugleich aber auch von 
einem ausserhalb desselben liegenden Umstände 
abhängt. 

Am tiefgreifendsten in materieller Beziehung ist der 
Unterschied zwischen aufschiebenden oder suspensiven und 
auflösenden oder resolutiven Bedingungen. Die suspensiven 
Bedingungen sind solche, bei welchen die als Folge gesetzte 
Rechtswirkung bis zum Eintritt des bedingenden Umstandes 
hinausgeschoben wird. Damit erscheint die ganze aus dem 
bedingenden Umstände imd dem Folgesatz zusammen- 
gesetzte Willenserklärung als ein materiell einheitlicher 
Willensact. 

Bei der resolutiven Bedingung ist an den Eintritt des 
bedingenden Umstandes die Aufhebung der schon vor jenem 
Eintritt bestehenden, im Folgesatz enthaltenen, Wirkung ge- 
knüpft. Die bedingt ausgesprochene Folge entsteht schon 
jetzt, ob sie aber auch bestehen wird, hängt vom Ein- oder 
Nichteintritt des bedingenden Umstandes ab. 

Der Eintritt des letzteren hebt die entstandenen Folgen 
wieder auf. 

Materiell sind also in der resolutiven Bedingung zwei 
Willensacte vorhanden, i) und zwar ein die Rechtsfolge 
des bedingenden Umstandes konstituierender und ein sie 
wieder kassierender Act. 

Über das Wesen der Bedingung herrscht Streit. 

Man ist einig darüber, dass das bedingte Rechts- 
geschäft einen anderen Charakter hat, als das gleich anfangs 
pure geschlossene oder, was dasselbe ist, als das Geschäft 
nach erfüllter Bedingung. 

Das bedingte Rechtsgeschäft ist noch nicht zu seinem 
Behan'ungszustande gekommen, es ist unfertig, denn es ist 
auf einen gesetzten ungewissen Fall, also auf eine Eventualität 
hin abgeschlossen, die während des Zeitraums der Unent- 
schiedenheit der Bedingung, in Bezug auf ihren Ein- und 
Nichteintritt noch dahin gestellt ist. 

Man ist jedoch nicht darüber einig, welchem Element 
innerhalb des Rechtsgeschäfts der Defect der Unfertigkeit 
anhaftet. 

1) Schulin.öber Resolutivbedingungen S. 39 f, S. 43. Marburg 1875. 
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Manche Schriftsteller i) gehen von der Betrachtung aus, 
dass der sich in seinem Rechtsgeschäft bethätigende Wille 
das Wollen des Rechtserfolges auf den er gerichtet ist und 
damit auch der Rechtserfolg von irgend einer Thatsache 
abhängig gemacht werden kann, so dass, wenn es an dieser 
Thatsache ermangelt, auch der Rechtserfolg nicht gewollt sei. 
Wer einen so gearteten rechtsgeschäftlichen Willen habe, 
der setze eine Bedingung, welche eine Selbstbeschränkung 
des Willens sei. 

Ebenso definirt FittingS) die Bedingung als die Ab- 
hängigmachung des Willens von der Wahrheit eines äusseren 
Umstandes, indem die Bedingung eine besondere Form oder 
Art der Willenserklärung im Gegensatz zur unbedingten sei. 

Unger^) geht einen Schritt weiter. 

Er erkennt an, dass im bedingten Geschäft der Wille 
von der Wirklichkeit eines ungewissen Umstandes abhängig 
sei. Damit sei aber auch zugleich die für den Eintritt des 
bedingenden Umstandes gesetzte Folge, also das Rechts- 
geschäft selbst, vom Willen abhängig gemacht. 

Aehnlich äussert sich Puchta*) dahin, dass stets von 
der Bedingung die Existenz des Geschäftes oder eines Be- 
standteils desselben abhängig sei, allein Puchta lässt nicht 
gleichzeitig den Willen bedingt sein. 

Koppen^) weist darauf hin, dass der Wille schon während 
des Schwebezustandes der Bedingung obligatorisch unter den 
Parteien gebunden sei, und gelangt zu dem Ergebnis, dass 
das bedingte Rechtsgeschäft zwar mit dem Setzen der Be- 



1) Arndt's Lehrbuch der Pandecten § 66, S. 79 f. 9. AuHage. 
Stuttgart 1877. 

Schulin a. a. 0. S. 11 versteht unter Bedingung einen zukünftigen 
Thatbestand, von dessen Eintritt oder Nichteintritt die Existenz eines 
Willens in bestimmter Richtung vom Wollenden abhängig gemacht 
wird. S. 53, 

») Fitting a. a. 0. S. 337. 

«) Unger a. a. 0. H. § 82, S. 56 ff. 

*) Puchta, Vorlesungen I, § 61, S. 128, ebenso Dernburg, Pan- 
decten I, § 105, Anm. 2 u. 8, 4 Autt., Berlin 1894. 

6) Koppen in Ihering's Jahrbüchern für die Dogmatik XI, S. 163, 
164, 168. 



12 

dingung vollendet und abgeschlossen sei, dass aber die da- 
durch zur Erzeugung zu bringenden Rechtsverhältnisse nicht 

seien. 

Zum unfertigen Thatbestande des Rechtsverhältnisses 
gehöre, um dasselbe zu vervollständigen, noch der Eintritt 
des bedingenden Umstandes. 

Aehnlich äussert sich Adickes^), indem er ausführt 
Es sei richtig, dass die in Aussicht genommenen rechtlichen 
Wirkungen nur für den einen Fall des Eintritts der Bedingung 
gewollt, für alle andere Fälle nicht gewollt seien, so dass 
beim Nichteintritt der Bedingung der Wille nie existent ge- 
wesen sei. Damit sei aber nur die eine Seite der Sache 
getroffen, denn in der Bedingung existiere auch ein unbedingt 
gewolltes Element. Sofort und unbedingt gewollt sei jeden- 
falls die Verknüpfung der Rechtswirkung mit dem bedingen- 
den Umstände, d. h. die Erhebung desselben zu einer 
juristischen Thatsache. Demzufolge sei in der bedingten 
Willenserklärung ein doppelter Wille zu konstatieren. 

Einmal ein beschränkterer bedingter und dami ein 
umfassender, den bedingten Willen mit einschliessender, 
unbedingter. 

Der Wille in der Bedingung sei unbestimmt, indem er 
auf mehrere einander geradezu widersprechende Eventualitäten 
gleichzeitig gerichtet sei, ähnlich wie bei der alternativen 
Obligation. 

Es sei mit Windscheid^) anzunehmen, dass durch die 
bedingte Willenserklärung sofort ein Wille, gesetzt werde. 
Dieser Wille dürfe jedoch nicht als ein in seiner Wirksamkeit 
einstweilen gehemmter bezeichnet werden (Windscheid S. 
266, Anmerk. 3a), denn der bedingte Wille sei nicht in seiner 
Wirksamkeit gehemmt, sondern bezüglich seiner Existenz 
selbst noch ungewiss und abhängig. 

1) Adickes „Zur Lehre von den Bedingungen", S. 17 ff. Berlin 1876. 

2) Windscheid, Lehrbuch der Pandectenrechts, 6 Aufl. I, § 86, 
S. 265. - ^ 

Anmerk. 3 a. Die bedingte Willenserklärung ist die Erklärung eines 
besonders geeigenschafteten Willens. Seine besondere Eigenschaft besteht 
in der Abschwächufag seiner Identität, seiner Kraft. Er schafft nicht als 
solcher, sondern nur in Verbindung mit einem gewissen Umstände. S. 
auch Eisele im Archiv für die civilistische Praxis, Bd. 50, S. 2640: „Das 
Dogma von der rückwirkenden Kraft der erfüllten Suspensivbedingung". 
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V. Scheurl^) hält die Geltung des Willens bei der be- 
dingten Willenserklärung für das eigentlich Bedingte oder, 
was dasselbe sei, der Wille sei bedingt, folglich noch unfertig 
und unentschieden. Letzteres müsse aber richtig verstanden 
werden, denn in gewissem Sinne gebe die bedingte Willens- 
erklärung ebenso gut wie die unbedingte einen vollkommen 
festen und entschiedenen Willen kund, vorausgesetzt, dass 
man unter Willen das Wollen, d. h. die Thätigkeit der 
Entschlussfassung verstehe. Nun habe aber der Begriff des 
Willens noch eine zweite Bedeutung, er bezeichnet nämlich 
auch das Ergebnis des WoUens, d. h. das Gewollte oder den 
gefassten Entschlus. Betrachte man das Gewollte im be- 
dingten Rechtsgeschäft, so sei dasselbe das Bedingte, denn 
da die Entscheidung über das Gewollte erst von Aussen 
kommt — nämlich durch den Eintritt oder die Defizienz 
der Bedingung — so sei das Gewollte oder der gefasste 
p]ntschluss noch unbestimmt; es müsse sich erst entscheiden, 
was gewollt sei. Der Wille als das Wollen, d. h. die Thätigkeit 
der Entschlussfassung gedacht, müsse fest und entschieden 
sein, denn darauf beruhe die bindende Kraft der bedingten 
Willenserklärimg auch schon während des Schwebens der 
Bedingung, ein in dieser Hinsicht schwankender Wille könne 
jene bindende Kraft nicht erzeugen (v. Scheurl a. a. 0. S. 79). 

Eisele2) definiert: Die Bedingung ist Schwächung der 
Intensität des Willens, von diesem selbst dadurch gesetzt, 
dass er ein künftiges auch subjectiv ungewisses Ereignis 
als ein ihn bestimmendes in sich aufnimmt. 

Eine andere Reihe von Schriftstellern leugnet, dass die 
Bedingtheit eine Eigenschaft des Willens sei und ihn irgend- 
wie verändere. 

Sie finden vielmehr den Gegenstand der Bedingtheit an 
einer anderen Stelle^). 



i) V. Scheurl a, a. 0. § 20, S. 7ö f. 

8) Eisele a. a. 0., S. 262. 

«) Windscheid a. a. 0. Puchta, Vorlesungen I § 61 S. 129 f. 
Holder, Pandecten, allgem. Lehre § 47 S. 247 ff. Freiburg i./B. 1801. 
Enneccerus, „Rechtsgeschäft, Bedingung und Anfangstermin" 1. Abt., 
S. 177 ff. Marburg 1888. Brinz, Lehrbuch d. Pandecten IV § 536 § 100 ff. 
Erlangen und Leipzig 1892. Kariowa, „Das Rechtsgeschäft und seine 
Wirkung". S. 77 ff. Berlin 1877. 
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Diese letztere Ansicht ist für die richtige zu erachten. 

Es ist davon auszugehen, dass im bedingten Geschäft 
schon während des Obschwebens der Bedingung ein fester, 
auf nur ein Ziel gerichteter, nicht bedingter, Wille besteht. 
Selbst wenn man diesen Willen als auf zwei entgegen- 
gesetzte Rechtserfolge gerichtet auffasst, welche eintreten, 
je nachdem der als Bedingung gesetzte Umstand eintritt 
oder ermangelt, so wird dadurch der Wille, welcher alter- 
nativ beide Erfolge zugleich gewollt hat, nicht zu einem be- 
dingten, oder unbestimmten, oder in seiner Wirksamkeit ge- 
hemmt. 

So wie man den Willen des Gezwungenen nicht für einen 
schwankenden erklären kann, ihm vielmehr je nach der 
Grösse des angedrohten Uebels eine desto grössere Ent- 
schiedenheit zuschreiben muss, so ist auch in Folge des 
Setzens eines bedingenden Umstandes der Wille nicht un- 
bestimmt oder konditional. Nur dann würde der Wille be- 
dingt sein, wenn das Wollen selbst zum bedingenden Um- 
stand für einen Rechteerfolg erhoben wäre, allein ein so 
bedingter Wille ist als ein bedingender Umstand für Rechts- 
geschäfte nicht zu gebrauchen, denn ein bedingender Um- 
stand si voluero, den der Promittent setzen würde, kann 
nicht Element eines bedingten Rechtsgeschäfte sein, weil 
die sonstigen Begriffskriterien der conditio fehlen^). 

Dazu kommt, dass der Wille, subjektiv aufgefasst, d. h. 
die Thätigkeit des WoUens eine Handlung ist, welche ihrem 
Begriffe nach gar nicht bedingt sein kann^). 

Denn die Handlung des WoUens kann wohl vor- 
genommen werden oder unterbleiben, aber selbst als be- 
dingender Umstand erklärt, entsteht sofort die Klausel si 
voluero und diese ist anerkanntermassen eine Nichtbedingung. 

Die Handlung des WoUens als mentale Operation auf- 
gefasst, geschieht entweder oder geschieht nicht; ein Drittes 
ist nicht denkbar. 



1) Deshalb ist auch die v. Scheurl a. a. 0. S. 93 gegebene Begriffs- 
bestimmung unrichtig. Bedingung ist die Nebenbestimmung einer recht- 
lichen Willenserklärung, wodurch die Verwirklichung des Willens an die 
Verwirklichung einer bestimmten thatsächlichen Möglichkeit gebunden wird. 

») Kariowa a. a. 0. S. 77. 
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Man kann noch weiter gehen und behaupten, dass es 
bedingte Handhingen überhaupt nicht gebe. 

Wenn Jemand unter der Bedingung ein Schiff besteigen 
wollte, dass es ihn mittelst günstigen Windes binnen einer 
bestimmten Frist seinem Reiseziele zuführe, so ist die Hand- 
lung der Einschiffung und der Wille dazu kein bedingter. 
Ebenso verhält es sich bei dem Willen im bedingten Rechts- 
geschäft. 

Der Wille ist hier so wenig bedingt, wie die durch 
Wort und Schrift abgegebene Erklärung dieses Willens, 
denn der innere Wille so gut wie seine Erklärung, sind 
vollzogene und deshalb bestehende Handlungen oder That- 
sachen. 

Das bedingte Geschäft enthält einen festen Willen, 
welcher dahin geht, dass sich der bedingende Umstand und 
die an seinen Eintritt oder Nichteintritt geknüpfte Rechts- 
wirkung wie Grund und Folge verhalten sollen. 

Das unbedingte und bedingte Geschäft unterscheiden 
sich mithin nicht dadurch, dass der Wille beim ersteren fest 
und entschieden, bei letzterem aber bedingt und ungewiss 
wäre. In beiden Fällen ist der Wille vielmehr fest und un- 
zweifelhaft. 

Der Wille ist auch vor und nach Eintritt bezw. Defizienz 
des bedingenden Umstandes kein verschiedener. Dieser Wille 
erleidet keine Aenderung und Ablenkung, je nachdem der 
Umstand eintritt oder nicht eintritt. 

Beim pure geschlossenen und dem bedingten Rechts- 
geschäft findet allerdings eine Verschiedenheit statt, allein 
nicht hinsichtlich der Bestimmtheit und des Daseins des 
Willens, sondern des gewollten Erfolges. 

Der Gegenstand des Willens ist beidemal ein ver- 
schiedener. Wenn A. dem B. ein Darlehn verspricht, so ist 
der Wille des A. gerade so bestimmt und entschieden, als 
wenn dies Versprechen an die Bedingung geknüpft wird, 
dass das von A. gespielte Loos in der Lotterie gewinne. Im 
ersten Falle will sich A. durch sein Versprechen zur Dar- 
lehnshingabe sofort und unmittelbar verpflichten, im zweiten 
will er zwar ebenfalls eine Verpflichtung eingehen, aber nur 
mittelbar und eventuell, dass nämlich das unbestimmte Er- 
eignis des Loosgewinnes dazwischentritt. 
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In beiden Fällen ist das Gewollte die Hingabe des Dar- 
lehns, d. h. die Wirkung des bedingenden Umstandes, allein 
der Wille selbst ist ein anderer, nur dass die Verschiedenheit 
nicht in einer Bedingtheit und Unbedingtheit des Wülens 
besteht, sondern in einer Verschiedenheit der Willens- 
richtungen, indem der Wille im ersten Fall direkt sein Ziel 
erfasst, im zweiten dagegen nur mittelbar. Hiernach haftet 
die Eigenschaft der Bedingtheit nur dem Rechtserfolg, d. h. 
der im Folgesatz gesetzten Rechtswirkung, dem Rechts- 
geschäft selbst an^), welches in seinem Dasein bedingt, d. h. 
in seiner Existenz vom Eintritt des bedingenden Umstandes 
abhängig ist. 

Die Bedingtheit kann aber auch keine Eigenschaft des 
bedingenden Umstandes sein. Denn ein Ding, welches selbst 
bedingend, also causa für einen dritten Erfolg ist, kann nicht 
ein durch sich selbst als causa bedingtes sein, weil das Be- 
dingende nicht durch sich selbst wieder bedingt sein kann, 
d. h. es kann ein Grund nicht zugleich eine Folge dieses 
Grundes sein. 

Weil die im Folgesatz ausgedrückte rechtsgeschäftliche 
Disposition es ist, welche als das Bedingte gilt, so besteht 
pendente conditione das Rechtsgeschäft noch gar nicht, viel- 
mehr gelangt es erst mit dem Eintritt des bedingenden 
Umstandes zur Existenz, oder es entscheidet sich doch die 
Nichtexistenz, wenn der bedingende Umstand nicht eintritt. 

Die Erfüllung der Bedingung bringt das Rechtsgeschäft 
zum Dasein und verwandelt die hinsichtlich seines Existent- 
werdens bis dahin obwaltende Ungewissheit in Gewissheit 2). 

Wenn man davon ausgeht, dass die Eigenschaft des 
Bedingten nicht dem Willen der Parteien, wie er im unbe- 



') Pictzker. lieber den Begriff der aufschiebenden Bedingung im 
Archiv für die civilistische Praxis. Bd. 54, S. 464. Freiburg i./B. 1889. 

2) Enneccerus über Begriff und Wirkungen der Suspensivbedingung 
§ 13 S. 88. Man darf jedoch mit Schulin a. a. 0. S. 9 dem Eintritt oder 
der Defizienz des bedingenden Umstandes nicht in dem Sinne eine dekla- 
ratorische Bedeutung zuschreiben, dass durch jene festgestellt w^rde, ob 
ein Wille vorhanden gewesen sei oder nicht. Denn der Wille ist in der 
bedingten Willenserklärung stets und zwar ganz unabhängig vom Ausfall 
des bedingenden Umstandes vorhanden. Nach Schulin's Auffassung würde, 
wenn die Bedingung defizirt, jeder Wille Überhaupt gefehlt haben. 
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dingten Rechtsgeschäft thätig wird, anhaftet, dass vielmehr 
der Wille im bedingten Rechtsgeschäft ebenso fest und be- 
stimmt ist, wie im puren ^), so können auch die Anschauungen 
nicht gebilhgt werden, die den Willen im bedingten Rechts- 
geschäft für einen unfertigen oder in Folge einer Selbst- 
beschränkung 2) des Promittenten restringirten oder in seiner 
Wirksamkeit einstweilen gehemmten oder in seiner Intensität 
geschwächten 3) erklären. 

Dies sind Eigenschaften, die nicht dem Willen, sondern 
nur der Willensfolge d. h. dem im Folgesatz ausgedrückten 
Rechtsgeschäft beigemessen werden müssen. Denn nicht 
der Wille wird von dem bedingenden Umstand abhängig 
gemacht, sondern sein Erfolg, die Disposition. 

Auch ist es darnach unzutreffend, beides, Wille und 
Willensfolge, für bedingt zu erklären. 

Es darf nicht behauptet werden, dass, wenn der be- 
dingende Umstand defizire, niemals ein Wille vorhanden 
gewesen sei. 

Auch hier war der Wille vorhanden, nur blieb er sine 
effectu, indem er den Rechtserfolg nicht zu Stande brachte. 
Auch hier bestand ein Wille des Inhalts, den Rechtserfolg 
in ein Abhängigkeitsverhältnis zu dem bedingenden Um- 
stand zu setzen, in eine gewissermassen gewillkürte Causa- 

^) Ist es denn etwas so wunderbares, dass der Mensch nicht bloss 
dem unmittelbaren Eindruck hingegeben für den Augenblick der Gegen- 
wart etwas wollen kann, sondern dass er auch den Entschluss fassen 
kann, in einem fixirten Zeitpunkt der Zukunft etwas zu thun, resp. dass 
er schon in der Gegenwart wollen kann, dass eine Wirkung, welche blos 
von seinem Willen abhängt, in einem künftigen Zeitpunkt eintrete? 
Schuppe in Rassow und Küntzel's Beiträge zur Erläuterung des 
deutschen Rechts, 4. Folge, Bd. IV, S. 820. Berlin 1890. 

«) V. Savigny „System des heutigen röm. Rechts" IIl, § 114, S. P9, 
§ 116 S. 120 Berlin 1840 behauptet: Der Wille könne modincirt werden 
durch Selbstbeschränkungen, die er sich — durch Bedingung, Zeit und 
modus — giebt Damit vermindere der Wille seinen Umfang. Gegen 
diese Auffassung wendet sich mit Erlolg Bekker „System des heutigen 
Pandectenrechts" II § 115 S. 325 f. Weimar 1889, indem er die logische 
Unmöglichkeit solcher Willensselbstbeschränkung nachweist, weil nicht 
der producirende Wille, sondern nur das Willensprodukt, das Gewollte, be- 
schränkbar ist. 

8) Gegen die Möglichkeit eines intensiv beschränkten Willens. 
Schulin a. a. 0. S. 9 f. 

2 
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lität — nicht objective Causalität, bei welcher Grund und 
Folge nach gewissen objectiv gültigen Gesetzen einander 
bedingen. 

Ein Wille besteht aber auch pendente conditione — 
mag der bedingende Umstand eintreten oder nicht — in 
Bezug auf die obligatorische Gebundenheit der Parteien, 
welche ohne Willen nicht denkbar ist, denn für das bedingte 
Geschäft besteht stets die Wirkung, dass das Rechtsverhältnis 
und damit die Parteien an die künftige für den bedingen- 
den Umstand eintretende Entscheidung gebunden sind, dass 
dieselben, da ein Rücktritt pendente conditione unzulässig, 
warten müssen, bis betreffs des bedingenden Umstandes eine 
Entscheidung eintritt. 

Da ferner der Wille qualitativ durch die Bedingtheit 
des Rechtsgeschäfts nicht beeinflusst wird, oder von dem 
Willen in einem unbedingten nicht zu unterscheiden ist, so 
kann man auch nicht einen puren Willen dem bedingten mit 
der Behauptung gegenüberstellen, letzterer sei der um- 
fassendere, der bedingte der beschränkte, jener umschliesse 
diesen. 

Einen puren Willen giebt es nicht, weil es keinen be- 
dingten giebt. 

So ist denn der Wille im puren Rechtsgeschäft, wenn 
er ein anderes Ziel verfolgt wie im bedingten, deshalb nicht 
das majus, welcher das minus umschlösse. Vielmehr bleibt 
der Wille immer identisch, wenn sich der bedingende Um- 
stand realisirt, und was hierdurch purifcirt wird, ist der ab- 
hängig gemachte Erfolg. 

V. Scheurl hat im Grunde genommen die richtige 
Vorstellung, wenn er das Gewollte für das Bedingte erklärt, 
nur ist hiermit seine weitere Anschauung unverträglich, der 
Wille selbst sei das eigentlich Bedingte. 

Denn das Gewollte ist der beabsichtigte vom bedingen- 
den Umstand abhängig gemachte Rechtserfolg, und ist dieser 
bedingt, so kann nicht zugleich der Wille bedingt sein. 

V. Scheurl gelangt zu diesem Widerspruch dadurch, 
dass er dem Begriff des Willens eine doppelte Bedeutung 
zuschreibt, einmal als das Wollen, d. h. die Willensthätigkeit, 
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und sodann als das Gewollte, was den Rechtserfolg bedeutet. 
Damit wird aber unzulässiger Weise Ursache und Folge für 
identisch erklärt. • 

Das Wollen als hervorbringende causa kann nicht das- 
selbe sein wie sein Effect, das Gewollte. Ist der Wille im 
bedingten Rechtsverhältnis nicht das Bedingte, so kann es 
auch nicht der bedingende Umstand sein, welcher den Willen 
irgend wie beeinflusste oder ihn wie Eisek a. a. 0. glaubt, 
bestimmte. Insbesondere ist es nicht richtig, dass der Ein- 
tritt des bedingenden Umstandes den bis dahin vermeintlich 
unfertigen Willen i) des Promittenten zu einem fertigen soll 
erheben können. Wenn das Schiff aus China anlangt, oder 
wenn A. mit seinem Loose einen Gewinn macht, dies sind 
ungewisse künftige Ereignisse, welche mit dem Willen des 
die Bedingung Setzenden in keinerlei Beziehung stehen und 
deshalb einen unfertigen Willen, wenn er wirklich ein solcher 
wäre, nicht zur Vervollständigung bringen können. 

Aeussere Ereignisse vermögen wohl einen vorher nicht 
bestehenden Willen hervorzurufen, so dass sie also für den 
fertig dastehenden die Motive 2) abgeben. Dagegen hat der 
Eintritt des bedingenden Ereignisses nicht den Charakter 
eines solchen Willensmotives, denn der Wille besteht bereits 
Irüher als der Eintritt des Ereignisses, auch wirkt Letzterer 
nicht auf einen erst teilweisen Willen, ihn etwa ergänzend. 
Beim bedingten Rechtsgeschäft bleibt mit dem Eintritt des 
bedingenden Umstandes der Wille selbst unverändert, jenes 
Eintreten bringt nicht den Willen hervor, indem es ihm den 
letzten Impuls gäbe, sondern es bringt die durch dasselbe be- 
dingte Folge, das Rechtsgeschäft, zur Existenz, so dass Er- 
eignis und Rechtsgeschäft zu einander ausschliesslich in 
Beziehung stehen.^) 

Wenn nun aber auch der Wille durch den Eintritt des 
bedingenden Umstandes nicht erst gesetzt wird, so fragt es 
sich, was es denn sei, was der bedingende Umstand setze? 



1) Der Wille ist immer fertig oder besteht gar nicht. ^Der Bedingt 
Wollende will nicht erst in Zukunft — sondern er will, wenn er überhaupt 
will*' Schulin a. a. 0. S. 9. 

2) Pietzker a. a. 0. S. 465. 
8) Holder a. a. 0. S. 90. 

2* 
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Es ist die imConditionalsatz ausgesprochene Folge, das Rechts- 
geschäft. Die Existenz des Letzteren kann der Promissar 
nach freier Willkür i) von jedem künftig ungewissen Er- 
eignis für abhängig erklären, ohne dabei an irgend eine 
Norm der Logik oder Jurisprudenz gebunden zu sein; denn 
das Setzen und die Auswahl einer Bedingung unterliegt der 
freien Willensmacht. 

Hier kann nicht der Einwurf erhoben werden, ein be- 
liebiger äusserer Umstand könne nicht die Kraft haben, ein 
Rechtsgeschäft ins Leben zu rufen. In der That bewirkt 
dies der Umstand auch niQht^), sondern der den Umstand 
zur Existenzbedingung des Rechtsgeschäfts machende Wille. 
An und für sich betrachtet und losgelöst von diesem Willen 
wäre das äussere Ereignis indifferent. Allein der Wille des 
Promittenten macht das Ereignis zum Faktor oder zur causa 
der Entstehung des Rechtsgeschäfts, wobei aber nicht etwa 
an eine logische Causalität gedacht werden darf oder an 
irgend eine nach anderen objektiven Gesetzen z. B. der Philo- 
sophie eintretende Ursächlichkeit 3). 



i) Selbstverständlich unter den allgemeinen gesetzlichen Schranken, 
die z. B. unsittliche Bedingungen verbieten. Abgesehen hiervon ist es 
ausschliesslish der Wille der Partei, der sowohl die Bedingung setzt als 
ihren Inhalt anordnet, während das Gesetz darüber entscheidet, ob das 
von der Partei Gewollte den Rechtscharakter einer Bedingung hat. 
Enneccerus a. a. 0. S. 140, Auch im heutigen Recht — die Römer 
gingen darin viel weiter — ertragen gewisse Geschäfte keine Bedingungen 
Bekker System II § 115 S. 323. 

2) Anderer Ansicht Pietzker a. a. 0. No. 468. 

3) Man darf deshalb nicht mit Holder S. 247 sagen, Objekt des 
Willens in der bedingten Willenserklärung sei die bedingte Notwendig- 
keit eines bestimmten Erfolges. Notwendig ist der Erfolg, welcher zu 
einer Ursache gehört, nur bei wirklichem Kausalzusammenhang. Bei der 
bedingten Willenserklärung aber ist die Folge nicht mit Notwendigkeit 
aus dem bedingenden Umstand resultirend, sondern kraft einer Privat- 
disposition. — Einen ähnlichen Irrthum begeht Fitting a. a. 0. S. 337, 
indem er die Bedingung als die Abhängigmachung des Willens von der 
Wahrheit eines äusseren Umstandes definirt. Allein nicht darum handelt 
es sich, ob der bedingende Umstand wahr ist — dies würde auf einen 
in der Vergangenheit liegenden Umstand hindeuten, welcher aber nicht 
bedingender Umstand sein kann, da dieser in der Zukunft liegen muss — 
sondern es handelt sich darum, ob der bedingende Umstand wirklich 
werden d. h. zur Existenz gelangen wird. Der Wahrheit steht die Un- 
wahrheit, der Wirklichkeit das Nichtsein gegenüber. 
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Wenn sich der bedingende Umstand und das in seinem 
Dasein abhängige Rechtsgeschäft Mvie Grund und Folge ver- 
halten, so ist dies keineswegs ein natürliches oder selbst- 
verständliches Verhältnis sondern ein solches, welches der 
Promissar kraft seiner willkürlichen Verfügungsmacht über 
die Existenz des Rechtsgeschäfts konstituiert wissen will. 
Es ist nur eine andere Auffassung dieses Abhängigkeits- 
verhältnisses, wenn man sagt, die Thatsache des Eintritts 
der Bedingung erzeuge^) Rechtsfolgen (Pietzker a. a. 0., 
S. 472). 

Diese kompendiarische Ausdrucksweise ist nicht wörtlich 
zu nehmen, denn die Erfüllung der Bedingung ist nicht selbst- 
wirkende Ursache der Rechtsfolgen, mag auch die Erfüllung 
von aussen kommen und mag sie auch wie bei der Casual- 
bedingung scheinbar ganz unabhängig vom Willen des sie 
setzenden Promittenten sein. 

Auch in der Erfüllung einer Bedingung wirkt der Wille 
des Promittenten mit 2), denn dieser Wille ist es, der nicht 
nur die Bedingung setzt, sondern auch zum Voraus ent- 
scheidet, dass die Rechtsfolge eintreten soll, wenn die Be- 
dingung erfüllt ist 3). 

Die Rechtsfolge hat also zur letzten und eigentlichen 
Ursache den Willen des Promittenten, mag man auch in 
der Betrachtung den durch den Willen gesetzten bedingenden 
Umstand vom Willen losgelöst denken und dem Umstände 



>) Genau genommen hat also Schulin S. 9 Recht, wenn er be- 
merkt, dass der Bedingung in keiner Weise eine rechtserzeugende Be- 
deutung zukomme. 

*) „Ich habe den Willen, dass der Eintritt eines Ereignisses Rechts- 
folgen nach sich zieht." Pietzker a. a. 0. S. 468 f., 472. 

Es muss insbesondere die Erfüllung der Bedingung adaequat der 
Vorstellung von Statten gehen, die der die Bedingung Setzende sich ge- 
macht hatte. V. Scheurl a. a. 0. S. 157. Darüber, dass der Eintritt 
der Bedingung seine Bedeutung aus dem Willen der Partei selbst ableitet 
siehe Kariowa a. a. 0. S 81. 

*) Vergl. die Bemerkung von Schuppe in Rassow und Küntzel's 
Beiträge S. 814. „Der Willensakt und sein Inhalt, der höhere Zweck und 
die Auffassung des zunächst Gewollten als unentbehrlichen Mittels zu 
jenem machen eine Einheit aus.'' 
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den Charakter eines selbständigen Grundes beilegen, der 
das Rechtsgeschäft als seine Folge erzeugt^). 

Dass nicht der Wille von dem bedingenden Umstände 
abhängig ist, sondern nur das Gewollte, d. h. das im Nach- 
satz des Conditionalsatzes gesetzte Rechtsgeschäft'-^), ist den 
Römern nie zweifelhaft gewesen, deren praktischer Blick sich 
nicht in eine solche unfruchtbare Spekulation verlor. 

In L. 8 pr. D. de peric. et. com. 18, 6 heisst es: quodsi 
sub conditione res venient, si quidem defecerit conditio, 
nuUa est emptio sicuti nee stipulatio. 

Hier ist ausgedrückt, dass der Verkauf, also das Rechts- 
geschäft im Nachsatz der Bedingung, das Bedingte sei, also 
vom bedingenden Umstand abhängig gemacht ist, so dass, 
wenn die Bedingung defizirt, ein Kaufvertrag überhaupt 
nicht zur Entstehung gelangt. 

Vergl. L. 2 § 2 D. pro emtore 41. 4. si sub conditione 

emtio facta sit — L. 19 D. de hered. vel act. vend. — 18, 4 

deficiente conditione nuUam esse venditionem. § i 

Just, de emt. vend. 3, 23 — sub hac conditione staret con- 

tractus L. 4 § 5 de in diem addict. 18, 2 cum 

emtio non impleatui\ 



1) In diesem Sinne bemerkte Kariowa a. a. 0. S. 80, dass der Ein- 
tritt der Bedingung die Existenz des Rechtsgeschäftes und in Consequens 
dessen auch seine Wirkungen hervorbringe. 

*) Das Rechtsgeschäft, nicht wie Pietzker a. a. 0. S. 468 glaubt, 
bloss die Verpflichtung des Promittenten, ist das Gewollte. Deshalb ist, 
wenn das bedingte Rechtsgeschäft ein bilaterales mit doppelter Obligation 
ist, vom Promittenten auch die passive Verpflichtung des Promissars 
mitgewollt, z. B. beim bedingten Verkauf will der Verkäufer nicht nur 
sich zur Tradition verpflichten, sondern auch Zahlung verlangen können, 
und die Zahlung steht unter derselben Bedingung wie die Traditionspflicht. 
Dies wird auch später von Pietzker a. a. 0. S. 470 selbst eingesehen, 
obwohl er darin irrt, dass er meint, der Wille richte sich nur auf den 
Kauf, nicht auf dessen Folgen, z. B. der Verkauf zum Preise von 10. Diese 
Folge könne nicht gewollt sein, weil sie vor erfüllter Bedingung noch 
nicht existiere. Indessen lässt sich dies aus dem Ausdruck, welcher den 
Kauf als bedingt bezeichnet, wie Pietzker meint, nicht ableiten, richtig^ 
vielmehr ist, dass, wer den bedingten Kauf will, auch seine Folgen will. 
Vergleiche Schuppe a. a. 0. S. 809: „Menschenwille macht menschliche 
Handlungen und Unterlassungen zu seinem Objekt, d. h. er will sie.** 
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Alle diese Wendungen lassen erkennen, dass nach An- 
schauung der römischen Juristen die Existenz des Rechts- 
geschäftes von Erfüllung der Bedingung abhängt *). 

Dagegen besteht das Rechtsgeschäft, so wie es der 
Folgesatz der bedingten Willenserklärung umfasst, vor er- 
füllter Bedingung weder thatsächlich noch rechtlich. 2) Der 
bedingte Rechtsact gehört — abgesehen von gewissen son- 
stigen obligatorischen Wirkungen — w^eder der Gegenwart, 
noch der Wirklichkeit an, sondern der bedingte Rechtsact 
ist als ein möglicher Weise zur Existenz kommender nur 
dem Bereich der Möglichkeit und Zukunft angehörig. 

Mann kann dies auch nicht so ausdrücken, vor erfüllter 
Bedingung bestehe der bedingte Rechtsact thatsächlich, 
rechtlich aber erst nach Eintritt der Bedingung, denn ein 
thatsächlich bestehender Rechtsact enthält eine contradictio 
in adjecto. 

Bei schwebender Bedingung ist die Existenz des be- 
dingten Rechtserfolges ungewiss und nicht vorhanden. Bei 
der suspensiven Bedingung ist es überhaupt unbestimmt, 



1) Dies ist auch der Standpunkt des Bürgerlichen Gesetzbuches für 
das D. Reich. § 158: „Wird ein Rechtsgeschäft unter einer aufschiebenden 
Bedingung vorgenommen, so tritt die von der Bedingung abhängig ge- 
machte Wirkung mit dem Eintritt der Bedingung ein. 

Wird ein Rechtsgeschäft unter einer auflösenden Bedingung vor- 
genommen, so endigt mit dem Eintritt der Bedingung die Wii-kung des 
Rechtsgeschäfts, mit diesem Zeitpunkt tritt der frühere Rechtszustand 
wieder ein." 

Wenn das B. 0. B. die Wirkung des Rechtsgeschäfts beim Eintritt 
der Bedingung d. h. des bedingenden Umstandes eintreten» bezw. bei der 
conditio resolutiva endigen lässt« so ist damit selbstverständlich gesagt, 
dass auch das Rechtsgeschäft selbst mit Eintritt der Bedingung zu seiner 
Existenz gelangt, bezw. seine Existenz endigt, denn die Existenz " des 
Rechtsgeschäftes kann kein anderes Schicksal haben als die Rechts- 
wirkungen desselben. 

Es ist nur ein sachlich nichts bedeutender Unterschied im Ausdnick, 
wenn gesagt wird, mit dem Eintritt der Suspensivbedingung gelange das 
Rechtsgeschäft oder seine W'irkungen zur Existenz, denn die Existenz des 
Rechtsgeschäftes umfasst zugleich das Dasein aller seiner Wirkungen und 
letztere können nicht bestehen, ohne das Dasein eines Rechtsgeschäftes, 
dessen Rechtsfolgen sie sind. Dem B. G. B. ist somit im bedingten Rechts- 
geschäft nicht der Wille das bedingte Moment, sondern das Rechtsgeschäft 
und seine Wirkungen. 

«) V. Scheu rl a. a. 0. § 32 S. 129. 
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ob das Rechtsgeschäft wirksam werden wird, letzteres ist 
nur eine durch Defizienz der Bedingung zu nichte werdende 
Möglichkeit!). 

Bei der Resolutivbedingung ist das künftige Wirksam- 
bleiben des Rechtsgeschäfts ungewiss, indem die ErlüUimg 
der Bedingung dasselbe wieder aufheben kann. Wenn sich 
die Nichterfüllung der Bedingung entschieden hat, so ist 
nun etwa nicht gewiss, dass das bedingt Erklärte nicht ge- 
wollt sei, sondern bei einer suspensiven Bedingung steht 
alsdann fest, dass das Rechtsgeschäft nicht zur Existenz 
kommet, bei der resolutiven Bedingung, dass seine Existenz 
künftig nicht mehr in Frage gestellt wird. 

Pendente conditione entsteht die bereits früher ange- 
deutete obligatorische Gebundenheit s) der Parteien, und wenn 
auch die Obligation noch nicht fertig ist, so hat sie doch 
gewisse Wirkungen. 

Die Obligation ist, wie man es ausgedrückt hat, abge- 
schlossen*), jedoch nicht perfect. 

Die Perfection kann allerdings während des Schwebens 
der Bedingung noch nicht gegeben sein, denn nur eine 
existirende Obligation kann perfect sein.^) Bei pendenter 
Bedingung existirt jedoch die Obligation noch nicht, und es 

1) V, Scheiirl a. a. 0. S. 157 f. 

2) Kariowa a. a. 0. S. 84 die Obligatio selbst ist in pendenti. 

») Adickes a. a. 0, § 10 S. 123. 

Schönemann in Linde's Zeitschrift XIX. S. 13. f. Gissen 1862. 
L. 85, § 7 D 44. 1. quicunque sub conditione obligatur, curaverit, ne 
conditio existeret, nihilominus obligatur, d. h. wer genissentlich den 
Eintritt der Bedingung vereitelt, haftet* auf Schaden wie Erfolg, der nur 
denkbar ist bei Voraussetzung obligatorischer Gebundenheit. 

*) Bekker a. a. 0. II, § 116, S. 335, Note t. 

In diesem Sinn lässt sich mit Adickes a. a. 0, § 9, S. 109 ein 
bedingter Kaufvertrag auch schon pendente conditione als „fertig" be 
zeichnen, nur darf man dabei nicht an eine während des Schwebens der 
Bedingung schon bestehende obligatio emti, venditi denken. Entscheidet 
sich die Bedingung mit dem Erfolge der Defizienz, so wird das Ver- 
hältnis so betrachtet, als sei nicht einmal pendente conditione eine Ge- 
bundenheit der Parteien vorhanden gewesen. Dies will die L. 21 D 46. 3 
ausdrücken, indem sie von bedingten Verpflichteten, wenn die Bedingung 
deficirt, sagt nee debitor fuisse videbitur. 

5) Bekker a. a. 0. U. § 116 S. 335. 



25 

kann sich nur darum handeln, dass ein der Perfection der 
Obligation analoger Zustand^) in der obligatorischen Ge- 
bundenheit der Parteien vor erfüllter Bedingung erblickt 
werden muss.*) 

Zu den Wirkungen, welche die noch nicht perfecte 
Obligation im Schwebezustand der Bedingung äussert, 
gehört vor allem, dass das bedingte Rechtsverhältnis, so 
wie es gestaltet ist, activ und passiv auf die Erben der 
beiden Parteien übergeht«), so dass insbesondere der Erbe 
des Promissars, wenn die Erfüllung eintritt, die nun perfecte 
Obligation, soweit er Gläubiger ist, geltend machen kann, und 
soweit er Schuldner ist, gegen sich gelten lassen muss. 

Ebenso muss der Erbe des Promittenten den Zustand 
der Gebundenheit solange aushalten, ohne zurücktreten zu 
dürfen, bis die Entscheidung über Eintritt oder Defizienz des 
bedingenden Umstandes fällt. 

Pendente conditione kann freilich eine Usucapion der 
kraft der bedingten Obligation vom Promissar schon be- 
sessenen Sachen eintreten. 

L. 2 §2 D. pro emt. 41. 4 si sub conditione emtio facta 
Sit, pendente conditione emtor usu non capit; idemque est, 
et si putet conditionem extitisse, quae nondum extitit, si- 
milis enim est ei, qui putat se emisse. 

Allerdings ist die hier gezogene Parallele des sub 
conditione Besitzenden mit einem Putativkäufer nicht sehr 
glücklich gewählt, denn der letztere kann unter gegebenen 
Voraussetzungen, namentUch Entschuldbarkeit des Irrtums 

') Daher ist von einem conditionalis creditor in L. 54 D. 
50. 16. die Rede, während von einem wahren Gläubigerverhältnis 
freilich nicht gesprochen werden darf. L. 42 pr. D. de obl. et. act. 44. 7. 
eum, qui stipulatus est sub conditione, placet etiam pendente conditione 
creditorem esse Wen dt a. a. 0. S. 24. 

*) Der Promittent hat sich insbesondere pendente conditione jeder 
Verfügung zu enthalten, die den Rechtserfolg, den der Eintritt der Bedingung 
schaffen wird, vereitelt. Domino. Ueber Rückziehung insbesondere bei 
bedingten Rechtsgeschäften. (Inaug. Diss. Göttingen 1888) S. 31 ff. Damach 
besteht die Erfüllung des bedingten Rechts in seinem Schwebezustande. 
Vergl. Schönemann a. a. 0. S. 13. 

') L. 8 pr. D. de peric, vec vend 18 f. Wendt: Das bedingte 
Fordenmgsrecht S. 14 Rostock 1873. Schönemann a. a. ü. S. 15 f. 
V. Scheurl a. a. 0. § 36 S, 145. Bekker a. a. 0. II § 116 S. 342. 
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über seinen Titel, usucapiren, wälirend der Besitzer pendente 
conditione die Ersitzung weder beginnen noch vollenden 
kann^). 

Das Verhältnis dieses Besitzers und Putativkäufere hat 
also nur Aehnlichkeit hinsichtlich des Zustandes beider 
während der Usucapionszeit, in dem auch derjenige Besitzer 
einer Sache, welcher die Bedingung irrtümlich für erfüllt 
hält, einem Inhaber eines Putativtitels zu gleichen scheint. 
Allein diese Aehnlichkeit ist nur eine scheinbare; denn der- 
jenige, welcher die Bedingung irrtümlich für erfüllt hält, hat 
gleichwohl keinen Titel, auf Grund dessen er usucapiren 
könnte. 

Denn da die Bedingung in Wirklichkeit, des Irrtums 
ungeachtet, nicht erfüllt ist, so ist die Obligation noch nicht 
existent, folglich fehlt es an den objectiven rechtlichen Vor- 
aussetzungen eines Usucapionstitels, der ein fertiges Recht 
erheischt, auf Grund dessen die Sache ersessen werden könnte. 
Dagegen kann der Promittent wie der Promissar des be- 
dingten Rechtsverhältnisses schon vor erfüllter Bedingung 
eine Cession vornehmen^, denn Gegenstand einer Cession 
können auch Ansprüche sein, die zur Zeit des Cessionsactes 
noch nicht existiren, aber demnächst voraussichtlich existent 
werden können, was gerade der Fall der unerfüllten Bedin- 
gungen ist 3). 

Deficirt die Bedingung trotzdem, so ist die Cession 
freilich nichtig, weil es ihr an einem Gegenstande ermangelt. 

Die bedingt tradirte Sache kann vom Besitzer einem 
Dritten gegenüber, weil der bedingte Besitzer ein besseres 
Recht hat, mit den Besitzklagen, wenn er den Besitz ver- 
loren hat, abgenommen werden. 



i) L. 8 pr. D. de peric. et com. 1 8, 6 quodsi pendente conditione res 
tradita sit, emto non poterit eam usu capere pro emtore. 

V. Scheurl a. a. 0. S. 201. 

«) Bekker a. a. 0. H § 116 S. 342. 

•) Man kann aber auch mit Wendt a. a. 0. S. 14 die Sache so auf- 
fassen, dass Gegenstand der Cession der gegenwärtige, allerdings bedingte 
Anspruch, mit seinen schon vor erfüllter Bedingung bestehenden Rechts- 
wirkungen ist. 
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Zwischen dem Tradenten und dem Traditionsempfänger 
entsteht ein dem Miteigentum vergleichbarer Zustand 0- 

Anderseits kann der Promittent, wenn er pendente 
conditione aus Irrtum den konditional geschuldeten Gegen- 
stand leistet, denselben mit der condictio indebiti zurück- 
erlangen, wenn deren Voraussetzungen gegeben sind und 
namentlich der Irrtum ein entschuldbarer thatsächlicher ist. 
L. 16, L. 18 D. de cond. indeb. 12. 6. 

Denn bei unerfüllter Bedingung existiert die Obligation 
nicht, und folghch kami daraus noch keine Schuld resultieren. 

Auf Seite des durch die bedingte Willenserklärung des 
Promittenten berechtigt werdenden künftigen Gläubigers, 
des Promissars, wird es als eine Pluspetition angesehen, 
wenn letzterer vor erfüllter Bedingung den Leistungsgegen- 
stand fordern wollte. 

L. 4 pr. D. de separationibus 42. 6 — — creditores 
sub conditione, qui propter hoc t nondum pecuniam petere 
possunt. 

L. 26. D. de stipulat. servorum 45, 3 Ex praesenti vires 
accipit stipulatio, quam vis petitio suspensa sit. Gaji inst. IV 53. 

— plus — petit — tempore, velut si quis ante diem 
vel conditionem petierit. 

Die obligatorische Gebundenheit pendente conditione 
ist Ausfluss eines Rechts, obschon sie nur erst den Keim 
der künftig durch Erfüllung der Bedingung ausgereiften 
Obligation bildet»). 



1) Bekker a. a. 0. n § 116 S. 341. Die Vindikation hat aber nicht 
der sub conditione suspensiva sondern nur der sub conditione resolutiva 
die Sache Erwerbende. 

«) Die bedingte Obligation ist nicht qualitativ dieselbe wie die durch 
Erfüllung der Bedingung unbedingt gewordene. Die bedingte Obligation 
enthält aber auch bereits in ihrem Schwebezustände, wenn man sie an 
und fUr sich und mit ihren selbständigen Wirkungen betrachtet, einen 
Anspruch, ein R^cht. Wendt a. a. 0. S. 11, S. 24. 

Bekker a. a. 0. § 116 S. 341. 

Mit V. Scheurl a. a. 0. S. 129 darf man aber nicht lediglich von 
Ansätzen und Keimen von Rechten und Verbindlichkeiten pendente condi- 
tione reden, es ist vielmehr auch hier schon ein wirklicher im Umfange 
seiner Rechtswirkungen auch mit geeigneten Klagen verfolgbarer Anspmch 
vorhanden, nur die Leistungsklage auf den Gegenstand der Obligation 
entfällt noch vorerst. 
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Jedes Recht kann Unterlage einer Novation und 
Acceptilation sein^). 

Dies gründet sich auf den Gedanken, dass durch eine 
Novation und Acceptilation die in pendenti befindliche Ob- 
ligation geradeso untergeht, wie wenn die Bedingung deficirt 
wäre, so dass Novation und Acceptilation gleiche Wirkung 
haben. Weil das bedingte Forderungsrecht schon der Gegen- 
wart angehört, kann es durch Bürgen und Pfandgeschäft 
werden 2). 

Der sub conditione Porderungsberechtigte kann seinen 
Anspruch veräussern, wenn derselbe veräusserungsfähig und 
nicht etwa ein höchst persönlicher ist. Dagegen darf der 
sub conditione Verpflichtete über den Gegenstand der 
Forderung nicht zum Nachteil des Promissars verfügen*), 
keine Servituten der geschuldeten Sache auflegen. Ver- 
pfändungen werden mit Eintritt der Bedingung, wenn alsdann 
der Promissar die Sache erwirbt, ungültig. Nicht einmal 



*) Es kann also die Novation unbedingt sein, auch wenn die zu 
novirende Forderung bedingt ist. L. 14. § 1 D. de novat. 46. 2; L. 21. D. 
de accept. 46. 4. Eieele im Archiv für die civil. Praxis. Bd. 54 S. 124. 
Schönemann a. a. 0. S. 20 ff. 

V. Scheurl a. a. 0. S. 204 ff., 149 ff., 135 ff. 

«) Wendt a. a. ü. S. 12, L. 13 § 5 D. de pign. 20, 1, Bekker II. 
§ 116 S. 342. 

3) Schönemann a. a. 0. S. 13. Leber die mögliche Konvalescenz 
solcher regelwidrigen Verfügungen, insbesondere von Veräusserungen, 
s. Bekker a. a. 0. S. 346. Erwirbt der bedingt Berechtigte durch Erfüllt- 
werden der Bedingung die Sache und hatte er sie vorher einem Drittea 
veräussert, so konvalescirt hinterher die Veräusserung. Dies ist aber 
nicht, wie Bekker meint eine Wirkung der Rückziehung der Bedingung, 
auch nicht eine Folge der obligatorischen Gebundenheit der Parteien, 
der bedingten Vereinbarung pei)dente conditione. 

Das mit dem Dritten gesclüossene Veräusserungsgeschäft war viel- 
melir schon bei schwebender Bedingung rechtsgültig; denn es kann 
Jemand auch Sachen verkaufen, welche ihm nicht gehören. Wenn die 
Erfüllung der Bedingung eintritt, ist die vom Promissar der Sache zuvor 
vorgenommene Veräusserung derselben insofern konvalescirt, als nun das 
Hindernis wegfällt, welches sich der Erfüllung der Veräusserung bezw. 
dem Behalten der Sache seitens des Dritten entgegengestellt hatte, so 
dass die Gefahr vorlag, dass der Dritte, wenn die Bedingung deficirte, 
sie dem die Bedingung Setzenden, herausgeben musste. 
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seinen Willen, wie er in der bedingten Erklärung ausge- 
sprochen war, darf der Promittent mehr ändern i). 

Eine weitere Wirkung der obligatorischen Gebundenheit 
der Parteien im bedingten Rechtsgeschäft besteht darin, 
dass der Promittent als Schuldner die Gefahr des zufälligen 
Unterganges der sub conditione geschuldeten Sache trägt ^J). 
Dies Princip ist in L. 8 pr. D. de peric. 18. 6 für den be- 
dingten Verkauf ausgesprochen, aber wohl auf jeden, einem 
zufälligen Untergang ausgesetzten, Leistungsgegenstand und 
für jedes andere bedingte Rechtsgeschäft anzuwenden. Der 
Grund der Tragung der Gefahr durch den Verkäufer während 
des Obschwebens der Bedingung ist nicht aus der Rechts- 
regel abzuleiten, dass erst bei perfectem Kauf, der in 
pendente conditione vorliegt, den Verkäufer die Gefahr 
treffen müsse. 

Dieser Grund liegt A^elmehr im Wesen und in der 
Wirkung der Bedingung. Denn solange diese schwebt, 
existirt noch kein Rechtsgeschäft, und die Sache wird noch 
nicht geschuldet, so dass der Grundsatz res debita perit 
creditori versagt. 

Da aber ein Rechtsgeschäft als Grund der Uebertragung 
der Gefahr auf den Käufer vorhanden sein müsste, so kann 
die Gefahr auf ihn nicht übergehen, wenn ein Rechts- 
geschäft fehlt. 

Ein eigentliches periculum kann erst mit der Perfektion 
des Vertrages beginnen. Die L. 8 pr. D. de peric. 18. 6. 
giebt denn auch als Grund dafür, dass die sub conditione 
geschuldete Sache dem Verkäufer untergeht, an, nulla est 
emtio d. h. die Nichtexistenz des Verkaufs — stipulationes — 
perimuntur, si pendente conditione res extincta fuerit. 

Gleichwohl ist aber der Käufer am Untergange der 
Sache nicht unbeteiligt; denn der Verkäufer hat allerdings 
den Schaden zu tragen, dagegen erhält der Käufer auch die 
Sache nicht. Ihr Untergang liberiert der Verkäufer^) analog 

1) V. Scheuri a. a. 0. S. 145. 

2) Wendt. S. 107 f. 
Schönemann a. a. 0. S. 16 f. 
Schulin a. a. 0. S. 17 f. 
Adickes a. a. 0. S. 120. 

5) Schönemann a. a. 0. S. 26. 
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den Grundsätzen, welche für Liberierung des Debitor wegen 
Unmöglichkeit der Erfüllung bei perfekten Verträgen gelten, 
von der pendente conditione bestehenden obligatorischen Ge- 
bundenheit. Von einer solchen Befreiung des Verkäufers 
kann also keine Rede sein, wenn die Sache nicht unter- 
gegangen, sondern nur durch Zufall beschädigt ist. 

Der Verkäufer muss hier die Sache beim Eintritt der 
Bedingung leisten, allein er braucht sie nur im beschädigten 
Zustande zu leisten^) und erfüllt damit die existent gewordene 
Obligation. Ein Schadenersatz kann vom Verkäufer nicht 
gefordert w^erden, weil ein Grund hierfür fehlt, namentlich 
dolus oder culpa. Dass dem Käufer nach erfüllter Bedingung 
die vorher eingetretene zufällige Deterioration zur Last fällt, 
ist keine Anomalie der Regel: res debita perit creditori, sondern 
folgt aus der Erfüllung der Bedingung, durch welche erst 
von dieser P]rfüllung an das Rechtsgeschäft datiert, weshalb 
der Verkäufer für ein früheres Ereignis nicht haften kann, 
weil seine Verantworlichkeit nach erfüllter Bedingung sich 
auf das Rechtsgeschäft gründet. Eine Haftung des Verkäufers 
aus der vor erfüllter Bedingung bestehenden obligations- 
ähnlichen Gebundenheit kann aber existente conditione nicht 
mehr geltend gemacht werden. Auch hat diese Gebundenheit 
andere Verbindlichkeiten des Verkäufers zum Inhalt, als 
das Einstehen für Deteriorationen, der Verkäufer ist nur 
für willkürliche Handlungen oder Unterlassungen verant- 
wortlich, mittelst deren er seiner Gebundenheit zuwider- 
handelt, etwa durch Rücktritt pendente conditione oder Ab- 
handenbringen des konditional geschuldeten Gegenstandes, 
oder sonst geflissentliche Vereitelung des Eintritts der Be- 
dingung oder der Rechtswirkungen des Geschäfts. 

Schulin (a. a. 0. S. 18) meint, die Tragung der Gefahr 
des Unterganges pendente conditione vertrage sich nicht mit 
der Behauptung, dass der bedingte Kauf schon in dem Augen- 
blick als abgeschlossen gelte, wo er verabredet war, weshalb 
es sich in der Regel bei Tragung der Gefahr pendente 
conditione um eine Reminiscenz aus alter Zeit handele, wo 
die Natur des bedingten Verkaufs noch nicht erkannt ge- 
wesen sei. Allein dieser Meinung kann nicht beigetreten 



1) Wen dt a. a. 0. S. IIU. 
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werden. Sie wäre nur dann richtig, wenn das Abgeschlossen- 
sein des bedingten Kaufs mit dessen Perfektion gleich- 
bedeutend wäre, was jedoch nicht zutrifft. 

Abgeschlossen ist ein Kauf pendente conditione nur in 
dem Sinne, dass die Parteien durch Verabredung des be- 
dingten Kaufs ihrerseits alles gethan haben, was zum Zu- 
standekommen eines perfecten Kaufs gehört, während die 
Perfection selbst noch von einem äusseren Umstände, dem 
Eintritt der Bedingung, abhängt. Das Abgeschlossensein des 
bedingten Kaufs schon pendente conditione bedeutet also 
nur die in der Verabredung desselben enthaltene obligatorische 
Gebundenheit der Parteien vor erfüllter Bedingung. 

Eine weitere Wirkung des Zustandes der schwebenden 
Bedingung besteht darin, dass beide Teile einander für Ver- 
schulden haften^), freilich nicht in der Art und in dem 
Maasse, wie die Culpahaftung in dem durch Existenz der 
Bedingung perfect gewordenen Vertrage besteht. Dass auch 
schon bei bloss obligatorischer Bindung, wie sie pendente 
conditione ist, die Parteien einander für Verschulden einzu- 
stehen haben, obschon ein Rechtsgeschäft noch nicht besteht, 
hat nichts befremdendes, weil eine Culpahaftung ein Rechts- 
geschäft überhaupt nicht voraussetzt, wie das Beispiel der 
Aquilischen culpa zeigt. 

Deshalb ist es unrichtig, wenn von Adickes (a. a. 0. 
S. 108) angenommen wird, wegen einer pendente conditione 
verübten schuldhaften Handlung beginne die Haftung erst 
existente conditione. Wäre dies der Fall, so würde der Pro- 
mittent niemals haften, wenn er gerade durch sein Verschulden 
die Existenz der Bedingung vereitelt, während dies gerade 
ein vorzüglicher Fall der Culpahaftung ist. 

Es gilt alsdann die Bedingung mit allen ihren Wirkungen 
erfüllt. Dass aber die Verantwortlichkeit für Verschulden 
ihrem Inhalte nach eine andere sein muss, wenn es sich um die 
Zeit bis zu erfüllter Bedingung handelt, als wenn die Zeit 
nach der Erfüllung d. h. nach Existenz des bedingten Rechts- 
geschäfts in Frage kommt, ergiebt sich von selbst. Denn 

1) Windscheid a. a. 0. § 89 Anm. 5. 
Arndts a. a. 0. § 71 Note 3. 
Adickes a. a. 0. S. 125 ff. 
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pendente conditione besteht nur das Vorstadium obligatorischer 
Bindung der Parteien, und ihre Verbindlichkeiten sind, ver- 
glichen mit dem des existent gewordenen Geschäfts äusserst 
geringe. Die Parteien können insbesondere nicht zurück- 
treten und nicht ihren Willen ändern, der Promittent darf 
den Leistungsgegenstand nicht veräussern, den Eintritt des 
bedingenden Umstandes nicht hintertreiben^). Nur bei fahr- 
lässiger Verletzung dieser Verbindlichkeiten ist deshalb 
pendente conditione eine Verschuldung möglich, womit der 
Umfang der Culpahaftung ausserordentlich beengt ist. 

Die letztere ist also unmittelbar aus der obligatorischen 
Gebundenheit abzuleiten, wie sie pendente conditione besteht. 
Die culpa ist eben die Verletzung der durch jene Gebunden- 
heit auferlegten Pflichten. Hält man diesen Begriff des 
Verschuldens als eine das obligationsähnliche Verhältnis 
der conditio pendens beeinträchtigende Widerrechtlichkeit 
fest, so kann man auch nicht zu der Auffassung von 
Adickes (a. a. 0. S. 125) sich bekemien: „Die Haftpflicht 
entsteht erst im Moment des Eintritts der Bedingung, ihr 
Inhalt und Umfang bestimmt sich aber auf Grund des in 
dem bedingten Vertrage erklärten Willens.** 

„Die Haftpflicht entsteht jetzt" d. h. nach Eintritt der 
Bedingung „mit dem Inhalte, den sie haben würde, wenn 
sie früher entstanden wäre." Dpr Eintritt der Bedingung 
ist jedoch für die Culpahaftung pendente conditione etwas 
Nebensächliches , denn diese Verantwortlichkeit für Ver- 
schulden leitet sich nicht aus dem zur Existenz gelangten 
Rechtsgeschäft ab und wird dann etwa zurückdatirt, sondern 
die culpa, welche pendente conditione vorhanden ist, besteht 
ohnedem. 

Adikes ist dann noch bei seiner verfehlten Auffassung 
genötigt, nach einem besonderen Grunde zu suchen, dass 
die Parteien schon pendente conditione einander culpam 
prästiren müssen, und diesen Grund findet er in dem ver- 
ständig zu interpretirenden Geschäftswillen derselben, die 
bei Setzung der Bedingung einander mindestens stillschwei- 
gend für culpa zu haften versprochen hätten. Als ob nicht 
die culpa, wo sie vorhanden ist, schon in sich selbst den 



«) Brinz a. a. 0. § 542 S. 151 II. 
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Grund ihrer Verantwortlichmachung enthielte, ohne dass ein 
ausdrückliches pactum de praestanda culpa vorliegt! 

Mithin ist die widerrechtliche Thätigkeit oder Unter- 
lassung und die darin liegende Anspruchs Verletzung der 
Grund der Culpahaftung. 

Tritt die Bedingung ein, und hatte zuvor pendente 
conditione eine Partei ein Verschulden begangen, z. B. durch 
culpa den Leistungsgegenstand beschädigt, so ist deswegen 
die Klage aus dem durch Eintritt der Bedingung existent 
gewordenen Rechtsgeschäft, also eine Contractsklage, an- 
zustellen. 

Denn eine besondere Klage wegen des pendente con- 
ditione begangenen Verschuldens besteht nicht. 

Aus der Anwendung der Klage aus dem Rechtsgeschäft, 
welche sich daraus rechtfertigt, dass die Bedingung auch 
in ihrem Schwebezustande Teil des Rechtsgeschäftes ist, 
folgt jedoch nicht, dass das Verschulden erst nach Eintritt 
der Bedingung entstehe oder klagbar werde. 

Kommt es gar nicht zum Eintritt der Bedirjgung, ohne 
dass ein eigentliches Defiziren derselben stattfindet, (z. B. 
der Promittent vereitelt den bedingenden Umstand oder seine 
Erfüllung) so ist die Klage wegen Verschuldens aus dem 
die bedingte Willenserklärung setzenden pactum gegeben. 
Liegt ein pendente conditione begangenes Verschulden der 
Partei vor, defizirt aber die Bedingung ohne ihr Verschulden, 
so ist eine Klage gegenstandslos^), weil kein Schaden ent- 
standen ist, z. B. wenn A et pendente conditione den dem 
B unter einer kasuellen Bedingung versprochenen Gegen- 
stand einem Dritten verkauft oder ihn abhanden bringt, 
später sich aber die Defizienz der kasuellen Bedingung er- 
giebt. Aus dieser die Culpa paralisirenden Defizienz der 
Bedingung darf aber nicht der umgekehte Satz abstrahirt 
werden, die Culpahaftung entstehe erst mit dem Eintritt der 
Bedingung, aber nicht früher. 

Für das röm. Recht ist diese Regel also nicht zutreffend, 
wähi'end das Bürgert. Gesetz-Buch für das D. R., welches in 

1) Die L. 26 D. de solut. et liberationibus 46, 3 sagt deshalb vom 
bedingten Schuldner nach deficirender Bedingung — nee dcbitor — fuisse 
videbitur. 

3 
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der Hauptsache mit dem röm. Recht übereinstimmt, im § 160 
insbesondere Folgendes verordnet: 

„Wer unter einer aufschiebenden Bedingung be- 
rechtigt ist, kann im Fall des Eintritts der Bedingung 
Schadenersatz von dem andern Teil verlangen, wenn 
dieser während der Schwebezeit das von der Bedin- 
gung abhängige Recht durch sein Verschulden ver- 
eitelt oder beeinträchtigt. 

Den gleichen Anspruch hat unter denselben 
Voraussetzungen bei einem unter einer auflösenden 
Bedingung vorgenommenen Rechtsgeschäft derjenige, 
zu dessen Gunsten der frühere Rechtszustand wieder 
eintritt." 

Hier wird ein Verschulden während schwebender Be- 
dingung als möglich anerkannt, ein Schadensersatz aber nur 
unter der Voraussetzung des Eintritts der Bedingung ge- 
geben, also nicht, wenn die Bedingung defizirt. Denn letz- 
teren Falles kann der Promissar die ihm bedingt verheissene 
Sache ohnehin nicht fordern, er kann also auch nicht in 
dem Recht auf sie — welches wegen Defizirung der Bedin- 
gung nicht existent würde — beeinträchtigt werden. 

Voraussetzungen des § 160 B. G. B. ist also, dass das 
Recht infolge Eintritts der Bedingung wirklich entstehen 
würde, aber wegen Verschuldens des Promittenten vereitelt 
oder beeinträchtigt worden ist. 

Das B. G. B. kennt aber auch, konform mit dem röm. 
Recht, den Fall eines Verschuldens pendente conditione dann 
an, wenn die Bedingung nicht eintritt, aber auch nicht im 
gewöhnlichen Sinne defizirt. 

Der § 162 Abs. 1 B. G. B. bestimmt: 

„Wird der Eintritt der Bedingung von der Partei, 

zu deren Nachteil er gereichen würde, wider Treu 

und Glauben verhindert, so gilt die Bedingung als 

eingetreten." 

Die Hinderung der Bedingung geschieht, wenn sie nicht 

dolos erfolgt, culpos. 

Die Culpa erzeugt alsdann einen Anspruch des Beschä- 
digten auf das Interesse d. h. auf dasjenige, was er gehabt 
hätte ohne die culpa. Ohne letztere hätte er aber den Ein- 
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tritt der nun schuldhaft gehinderten Bedmgung gehabt. 
Dieser entzogene Eintritt und damit die Entstehung des 
bedingten Rechts ist sein Interesse. Demgemäss ist es ganz 
folgerichtig, wenn § 162 Abs. 1 cit., übereinstimmend mit 
dem röm. Recht, die Interesseleistung dahin formulirt, dass 
die kulpos in ihrem Eintritt gehinderte Bedingung als 
eingetreten und damit das Recht als entstanden angenom- 
men wird! 

Auch das B. G. B. nimmt eine obligatorische Gebunden- 
heit der Paciscenten pendente conditione mit der Wirkung 
an, dass der Promittent während dieser Zeit über die 
sub conditione Versprochene Sache nicht anderweitig ver- 
fügen darf 1). 

Gegenüber einer solchen anderweitigen Verfügung des 
Promittenten gewährt aber § 161 B. G. B. dem Promissar 
einen energischeren Rechtsschutz als das römische Recht: 
Nach § 161 cit. ist die pendente conditione suspensiva vom 
Promittenten über den Gegenstand vorgenommene ander- 
weite Verfügung im Falle des Eintritts der Bedingung inso- 
weit unwirksam d. h. nichtig, als die Verfügung die von 
der Bedingung abhängige Wirkung vereiteln oder beein- 
trächtigen würde. Dasselbe soll gelten bei einer auflösenden 
Bedingung bezüglich der Verfügungen des Promissars, dessen 
Recht mit dem Eintritt der Bedingung endigt. 

Die darnach eintretende Nichtigkeitsstrafe, die sich 
im B. G. B. zwar nicht auf den Fall einer blos ver- 
sprochenen Sache, sondern auf bedingte dingliche Ver- 
fügung bezieht, knüpft sich nicht an die Voraussetzung 
des Vorliegens eines dolus oder einer culpa bei der Ver- 
fügung. 

Letztere wird bei der Suspensivbedingung, wenn jene 
während des Schwebezustandes erfolgt , schlechthin als 
Obligationswidrigkeit angesehen, indem der Verfügende die 
nach Eintritt der Bedingung entstandene Obligation dadurch 
verletzt, dass er über den Gegenstand der Obligation 
weiter verfügt hat und dadurch, wenn die Verfügung be- 
steht, die Obligation in ihrer Wirkung vereiteln würde. 
Dass es sich hier nicht um eine Culpahaftung sondern um 

1) Enneccerus, RechtsKcschäft Abt. I. S. ISM. 
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einfache Nichterfüllung des suspensiv bedingten Vertrages 
handelt, wird noch deutlicher bei der im § 161 Abs. 2 cit. 
behandelten Resolutivbedingung, wenn der Promissar über 
den Gegenstand anderweitig verfügt und dadurch die 
Wirkung des Eintritts der Resolutivbedingung vereitelt oder 
beeinträchtigt. Auch hier soll die weitere während der Un- 
entschiedenheit der Resolutivbedingung vom Promissar vor- 
genommene Verfügung über den Gegenstand nichtig sein; 
der Promittent kann also diese Nichtigkeit mit der geeigneten 
.Klage gegen den Promissar oder einen Dritten geltend machen 
und den durch die Verfügung entfremdeten Gegenstand 
wieder frei machen. 

Dass es sich bei der Resolutivbedingung um eine durch 
die anderweite Verfügung begangene Obligations Widrigkeit, 
d. h. Nichterfüllung auf Seiten des Prommissars, handelt, 
ist klar. Denn der obligatorische Vertrag selbst ist perfect, 
der Promissar wird Eigentümer der sub conditione ge- 
gebenen Sache. 

Sein Eigentum ist aber ein interimistisches, und auch 
die Existenz der Obligation ist widerruflich, denn ihr ist die 
Nebenbestimmung der Resolutivbedingmig beigefügt, vermöge 
deren der Promissar obligatorisch verpflichtet ist, die Sache 
nach Eintritt der Bedingung zu restituiren. 

Diese Verbindlichkeit erfüllt der Prommissar nach Ein- 
tritt der Bedingung nicht, wenn er über die Sache während 
des Schwebens der Resolutivbedingung anderweit solche 
Verfügungen getroffen hat, die den Anspruch des Promittenten 
auf Rückgabe des Gegenstandes gänzlich vereiteln oder be- 
einträchtigen würden. 

Die bisher betrachteten Wirkungen der obligatorischen 
Gebundenheit pendente conditione sind von Rechtswegen 
eintretende Folgen jenes Gebundenseins, die das Gesetz an 
die Abhängigkeit des bedingten Rechtsgeschäfts von dem 
bedingenden Umstand knüpft. 

Insofern lässt sich mit Enneccerus^) behaupten, dass 
die pendente conditione eintretenden Rechtsfolgen nicht Inhalt 
des Willens der Paciscenten sind. Nur soweit mittelbar auch 
diese Rechtsfolgen durch die bedingte Vereinbarung gesetzt 
sind, letztere jedoch einen gegenseitigen Konsens des Willens 

1) Enneccerus a. a. 0. S. 18«. 
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erheischt, lassen sich die Rechtsfolgen auch auf den Willen 
der Paciscenten als ihren letzten Urgrund zurückführen, die 
Rechtsfolgen erscheinen als Konsequenzen des bedingten 
Rechtsgeschäfts als von den Parteien gewollt, auch wenn 
diese sich derselben nicht bewusst geworden sind. 

Nicht zu den eigentlichen Wirkungen der obligatorischen 
Gebundenheit der Parteien pendente conditione gehört die 
Frage des Besitzes des Promissars in dieser Zeit bei der 
bedingten Tradition. Dieselbe muss nämlich lauten, ob der 
Besitz ein Recht sei, der bedingt eingeräumt werden kann, 
während es eine ganz andere Frage ist, ob der Promissar 
auch zum Besitzer werde, wenn ihm die sub conditione ver- 
heissene Sache schon vor der Erfüllung der Bedingung vom 
Promittenten tradiert wird. 

Betreffend die erstere Frage sagt L. 38, § 1, D. de 
acquir. vel amit. possesione 41, 2: 

existimandum est, possesionem sub conditione tradi 
posse, sicut res sub conditione tradnittur, neque aliter acci- 
pientis fiunt, cum conditio exstiterit. 

Darin ist die rechtliche Möglichkeit der Uebertragung 
des juristischen Besitzes unter einer Bedingung anerkannt, 
wenn der Besitz das bedingte Recht selbst bildet, die Besitz- 
übertragung es also selbst ist, welche unter der conditio 
steht. Die Uebertragung des Besitzes kann aber auch in 
obiger zweiter Frage in Betracht kommen, nämlich im Ge- 
folge eines bedingten Rechts. 

So z. B. wenn sub conditione ein Gegenstand verschenkt, 
aber schon vor erfüllter Bedingung dem Beschenkten vom 
Schenkgeber eingehändigt wird. 

Ist dies eine wirkliche traditio, so wird der Beschenkte 
juristischer Besitzer, denn jede traditio ist begrifflich Besitz- 
Übertragung. 

Allein der blossen Thatsache der Einhändigung des 
Objektes kann man es nicht absehen, ob sie traditio im 
Sinne der Einräumung juristischen Besitzes oder einfache 
Detentionshingabe ist^). Es muss vielmehr auf den Willen 

1) V. Scheurl a. a. 0. S. 145 „Hinsichtlich des Besitzes besteht 
pendente conditione traditionis, wenn die Bedingung eine reine ist, in der 
That eine Ungewissheit, ob der Besitz Detontion oder possosio ist:** 
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des die Sache Nehmenden wie des sie Gebenden zurück- 
gegriffen werden. 

Für die eine oder die andere Absicht lässt sich bei der con- 
ditio suspensiva weder etwas aus dem Schwebezustand der Be- 
dingung noch aus der Art des bedingten Rechts und seines 
Gegenstandes ableiten. Anders bei der Resolutivbedingung. 
Die Obligation ist hier schon bei schwebender Bedingung per- 
fekt, z. B. die Schenkung, und wenn während dieser Zeit der 
Geschenkgebei' dem Beschenkten die Sache einhändigt, so 
wird, w^enn kein entgegengesetzer Wille der Parteien hervor- 
tritt, eine Uebergabe zu juristischem Besitz anzunehmen sein. 
Auch hier gründet sich jedoch der letztere auf den Willen 
der Parteien, und keineswegs ist er eine von selbst ein- 
tretende Rechtsfolge der Unentschiedenheit der resolutiven 
Bedingung. 

Das bedingte Rechtsgeschäft ist vor und nach Erfüllung 
der Bedingung ein einheitliches, nur verändert sich nach 
Erfüllung der Bedingung inhaltlich die Gebundenheit der 
Parteien, denn das Band einer perfekten Obligation erzeugt 
andere und umfassendere Pflichten und Rechte, als die im 
Werden begriffene Obligation pendente conditione um- 
schliesst. 

In jedem der beiden Stadien, nämlich vor und nach 
der Erfüllung besteht ein abgeschlossener Kreis und Rechts- 
stoff. Die Pflichten und Rechte, welche unter den Parteien 
während der obligatorischen Gebundenheit pendente condi- 
tione walten, werden nicht etwa in das zweite Stadium 
hinübergenommen, welches existente conditione beginnt, 
sondern sie erlöschen mit Erfüllung der Bedingung, abge- 
sehen von dem residuum einer Forderung aus Verletzung 
der Pflichten, welche während der obUgatorischen Gebunden- 
heit pendente conditione verübt wurde, z. B. der Promittent 
hat die bedingt versprochene Sache dolos beschädigt. 

Dagegen ist die Behauptung in der Wissenschaft auf- 
gestellt worden, es finde eine Rückziehung der Wirkung der 
erfüllten Bedingung auf die Zeit des pendente conditione 
bestehenden Vorstadiums mindestens bei der aufschiebenden 
Bedingung statt, und diese Rückwirkung wird entweder so 
gedacht, dass die Erfüllung des bedingenden Umstandes das 
bedingte Geschäft erst vom Moment dieses Erfülltseins an 
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berührt, so dass von da an nur die Wirkungen des Geschäfts 
in die Pendenzzeit zurückgeworfen werden, oder so, dass 
mit dem Augenblick des Erfülltseins des bedingenden Um- 
standes die Existenz des Geschäftes selbst auf den Moment 
des Abschlusses der bedingten Vereinbarung zurück verlegt 
und so die Wirkungen des Geschäfts in die Pendenzzeit 
hinein erstreckt werden. Selbst wenn die Existenz des Ge- 
schäftes erst vom Zeitpunkt des Erfülltseins des bedingenden 
Umstandes gerechnet wird, findet man es nicht unbegreiflich, 
dass die Wirkungen dieses Geschäfts bis vor diesen Zeitpunkt 
reichen. Die ältere Doctrin des röm. Rechtes war ziemlich 
einig darüber, dass die suspensive Bedingung ihrem Begriff 
nachO rückwirkende Kraft habe. Die Erfüllung der Be- 
dingung, so wurde ausgeführt 2), verwandele die bisherige 
Ungewissheit in Gewissheit, sie zeige den bisher nicht als . 
Dasein erscheinenden und darum juristisch nicht vorhandenen 
Zustand als einen daseienden. Darin liege, dass diese 
Existenz des Verhältnisses sich nicht erst vom Zeitpunkt 
der Existenz der Bedingung datire^), sondern von der Er- 
richtung des bedingten Geschäfts: conditio existens retrotra- 
hitur ad initium negotii. Dies stimme mit dem natürlichen 
Willen des die Bedingung Setzenden überein, der, wenn er 
unter einer Bedingung gebe, beabsichtige schon jetzt zu 
geben, nur unter der Voraussetzung der Bedingung. 

Auch V. Savigny*) bekannte sich zu dem, wenn schon 
einzuschränkenden und stets durch die besondere Willens- 
intention der Parteien zu rechfertigenden, Grundsatz der 
Rückziehung der erfüllten Bedingung. 



1) Böcking. Gnindriss zu Pandectenvorlesungen l § 113. Bonn 1845. 

>) Puchta Vorlesungen l § 61 S. 129. Es leugnete die Rück- 
wirkung der Bedingung Schweppo. Das röm. Privatrecht 1 § 119 S. 258. 
4. Aun. Göttingen 1828. 

8) Anderer Ansicht war Seil. Die Lehre von den unmöglichen 
Bedingungen in seinen Versuchen im Gebiet des Civilrechts 11 S. 12, 
Giessen 1834, indem er in der Bedingung das Abhängigmachen der Existens 
des ganzen Rechtsverhältnisses von einem ungewissen künftigen Ereigniss 
findet. 

*) V. Savigny System III S. 150 ff. 
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Die Puchta'sche Ansicht wird noch näher begründet 
von Unger^), welcher die Frage für eine rein wissenschaft- 
liche (im Oesterreich Bürgert. Gesetzbuch nicht gelöste) erklärt. 

Unger geht von seiner Definition der Bedingung aus 
und legt insbesondere seine Vorstellung zu Grunde, wonach 
das Bedingte in dem bedingten Rechtsgeschäft der Wille ist. 

Demgemäss führt Unger aus: Wer unter Suspensiv- 
bedingung seinen Willen erklärt, setzt seinen Willen, macht 
aber dessen Gesetztsein von einem bestimmten Umstände 
abhängig. Das Rechtsgeschäft ist abgeschlossen, nur ist 
seine Existenz davon abhängig gemacht, dass ein bestimmter 
Umstand wirklich sei. Erweist sich der Umstand als wirklich, 
so ist die Ungewissheit fortgefallen, es steht dann fest, dass 
der damals gefasste Wille, das damals errichtete Rechts- 
geschäft existiere. 

Durch die Erfüllung der Bedingung wird also nur die 
bisherige Ungewissheit über das Entstanden- oder Nicht- 
enstandensein des Geschäfts beseitigt. 

Die Erfüllung der Bedingung bringt das Rechtsgeschäft 
nicht zur Eistenz, sondern hebt nur den Zweifel, ob das ab- 
geschlossene Geschäft wirklich zur Existenz gelangt sei 
oder nicht. 

Wer ein Rechtsgeschäft bedingt errichtet, erklärt nicht, 
er werde dasselbe dann abschliessen, wenn u. s. w., sondern 
er will das Rechtsgeschäft auf einen bestimmten Fall ab- 
geschlossen haben. Hieraus folgert Unger, dass das sus- 
pensiv bedingte Rechtsgeschäft nicht erst vom Moment der 
Erfüllung an zu Stande kommt, sondern dass es vom Augen- 
blick seines Abschlusses an datirt. Nach dieser Zeit sei 
das Geschäft, wenn die Bedingung erfüllt werde, zu be- 
urteilen, namentlich in Bezug auf seine Wirkungen, so dass 
die bedingte Forderung im Moment des bedingten Vertrags- 
abschlusses erworben werde. Nach dem Moment der erfüllten 
Bedingung seien nur die zur Existens des Geschäfts rechtlich 
nothwendigen Erforderniss (z. B. commercium der bedingt 
verkauften Sache) zu beurteilen, die den Gegenstand des 
Geschäfts beträfen. 



^) Unger a. a. 0. ü § 82 S. 71 f. 
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Die Gedanken Unger's sind nur eine Formulirung und 
Anwendung einer älteren von Fitting aufgestellten und aus 
den Rechtsquellen begründeten Theorie. 

Fitting^) erklärte das Rückziehungsprincip für ein all- 
«:emeines nicht auf Bedingung beschränktes Princip. — Auch 
ist ihm der Eintritt der Bedingung nur Erkennungsgrund 
fiu* das schon vorher existirende Recht. 

Das Correlat zur Rückwirlaing sei die Vorv^irkung, bei 
welcher ein Rechtsverhältnis schon so weit vorbereitet sei, 
dass es durch den Eintritt eines Ereignisses für die 
Zukunft zur Entstehung gebracht werde. Bis dahin existire 
zwar das Geschäft, aber es sei ungewiss, ob es in Zukunft 
bestehen werde. Nach mehrfachen Wandlungen^) hat jedoch 
Fitting seine Theorie aufgegeben»), so dass nicht er, sondern 
nur noch Unger als deren Vertreter zu bezeiclmen ist. 

V. ScheurH) lässt die erfüllte Bedingung zurückwirken, 
weil dies dem Willen ihres Urhebers entspreche, welcher 
gar nicht nach der Zeit der Wirkung seiner Disposition 
frage, vielmehr die Wirkung schlechthin an den Eintritt des 
bedingenden Umstandes knüpfe. Es sei deshalb die Zeit, wann 
dieser eintrete, für den Beginn der Wirkungen gleichgiltig, 
ausgenommen, dass das bedingte Recht selbst erst mit dem 
Eintritt der Bedingung fällig werde. 

Abgesehen hiervon sei das bedingte Geschäft bei Ein- 
tritt der Bedingung so zu behandeln, als habe es vordem 
bestanden, deshalb werde das Recht schon mit Abschluss 
des bedingten Geschäfts erworben. 

Koppen 5) glaubt die Rückziehung der Suspensivbedin- 
gung trete nicht für das Rechtsgeschäft, sondern für das 
Rechtsverhältnis ein, welches aus dem bedingten Rechts- 
geschäft hervorgehe. Das Rechtsverhältniss werde nach 
erfüllter Bedingung auf die Zeit des Vertragsabschlusses 



1) Fitting. reber den Hegriff der Rlickziehimg. S. 6, S. US f. 
Erlangen 1856. 

*) Siehe die Arbeiten Fittings im Archiv für <lie civilistische 
Praxis. Bd. 39 S. 305 Heidelberg 1850 und in der Zeitschrift für Handels- 
recht n S. 255 ff. 1859. 

*) Fitting das castrense peculiiim j:^ 265. Anm. 2 (1871). 

*) V. Scheurl a. a. 0. S. 194 ff. 

5) Koppen in Iherings Jahrbücher für die Dogmatilv XI S. 170 ff. 
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zurückdatiert und gelange rückwärts zu definitiver Geltung, 
während pendente conditione das Rechtsverhältnis nur erst 
begonnen habe. 

In diesem Sinne M^erde das Rechtsverhältnis erst mit 
der Erfüllung der Bedingung perfect. 

Auch Brinzi) leitet die Rückziehung der Bedingung 
aus deren Wesen ab. Der Eintritt der Bedingung habe frei- 
lich nicht deklarative Natur für ein vor dem Eintritt exi- 
stirendes Rechtsgeschäft, sondern er sei Koefficient zu dem, 
was ohne ihn nicht sein konnte. 

Allein „nicht ohne sein köijnen" und „nicht vor sein 
können" seien zwei verschiedene Dinge, denn es sei möglich, 
dass etwas nicht ohne das andere sein könne und doch vor 
ihm sei, wie der Blitz vor dem Donner; die Ursache vor der 
Wirkung, der Tag vor der Nacht. 

Damach sei es denkbar, dass das bedingte Geschäft vor 
Eintritt der Bedingung sei, wenn gleich es nicht ohne ihn 
sein könnte. Der Ausgang der Bedingung gebe Nachricht 
von dem, was schon vorher war. Wer bedingt handle, der 
wolle nicht blos jetzt sondern auch für jetzt. Wer aber jetzt 
handle, der müsse es sagen, wenn er die natürliche Wirkung 
ausschliessen wolle, dass seine Handlung schon jetzt gelte 
und wirksam sein solle. 

Die Retrotraction (Brinz s. o.) beruhe nicht auf dem 
vermutlichen Willen des Handelnden, sondern in der Natur 
des Wollens und der conditio, indem die Bedingung nur 
einen Aufschub der Gewissheit über Sein oder Nichtsein des 
Geschäfts, nicht seiner Existenz enthalte. 

Das bedingte Geschäft sei eines von denen quae post- 
f actis in praeteritum quid fuerit, declarent L. 12 D. de accept. 
46, 4., das künftige Ereignis bringe nur die Kunde von einer 
schon zuvor vorhandenen Existenz des Geschäfts. Dass 
etw^as existiren könne, ohne dass und bevor man etw^as da- 
von wisse, sei eine gemeine Wahrheit. 

Während die in Bezug genommenen Lehrmeinungen 
die Rückwirkung der Bedingung teils für notwendig, teils 
für fakultativ und möglich ansehen, insofern sie vom Partei- 



1) Brinz a. a. 0. S. 101 f. § 5iiö ff. 
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willen abhängt, haben andere Rechtslehrer diese Rück- 
wirkung überhaupt bestritten. 

Ein entschiedener Gegner der Rückwirkung der er- 
füllten Bedingung ist Wendt.^) Freilich, so meint er, reiche 
die Regel conditionl inest dies, zur Widerlegung nicht aus. 
Unbeweisend für die Rückwirkung seien auch die gelegent- 
lichen Redeblumen der röm. Juristen in L. 8 D. de peric. et 
com. 18, 6 quasi jam cohtracta emtione in praeteritum, ferner 
L. 11 § 1 qui potiores 20, 4 cum semel conditio existit, 
perinde habetur, ac si illo tempore, quo stipulatio interposita 
est, sine conditione facta esset, und endlich L. 16 D. de solut. 
46. 3 intelligitur jam olim liberatus. 

Seien diese Stellen nicht beachtenswert, so findet auch in 
den übrigen für die Rückwirkung herangezogenen Quellen- 
belägen Wendt dieselbe nicht bestätigt. 

Ueberhaupt bemerkt Wendt (a. a. 0. S. 108): 

„Die Verhältnisse der Zwischenzeit, der pendes conditio 
zu regulieren, ist nicht Sache der erfüllten Bedingung, welche 
es lediglich mit dem nun perficirten Rechtsgeschäft zu 
thun hat." 

Was als Rückwirkung erscheine, z. B. die Regeln über 
Fruchtbezug pendente conditione, sei vielmehr eine Wirkung, 
welche mit der erfüllten Bedingung garnicht zusammen- 
hänge. Die Regel laute nicht etwa: Der Verkäufer trage 
die Gefahr, sofern nicht Erfüllung der Bedingung stattfinde. 

Eisele2) ist ebenfalls ein Gegner der Rückwirkung der 
Bedingung, die er weder für notw^endig noch durch den 
präsumtiven Willen der Paciscenten zu rechtfertigen erklärt. 
Von seiner Auffassung der Bedingung ausgehend, als einer 
Schwächung der Intensität des Willens, von diesem selbst 
dadurch gesetzt, dass er ein zukünftiges, auch subjectiv un- 
gewisses Ereignis, als ihn bestimmendes in sich aufnimmt, 
gelangt Eisele (a. a. 0. S. 263, 265) zu dem Ergebnis, dass 
zwar das konditional vereinbarte Rechtsgeschäft sofort fertig 
und vollendet, aber einstw^eilen gehemmt sei, und erst im 
Moment der Erfüllung falle das Hemmnis fort. 

^) Wendt. Die Lehre vom bedingten Rechtsgeschäft. S. 96 ff. 
Erlangen 1872. 

*) Eisele. Das Dogma von der rückwirkenden Kraft der Bedingung 
im Archiv für die civilistische Praxis. Bd. 50, S. 253 ff. 
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Wenn nun zweifellos die Thatsache der Erfüllung der 
Bedingung nicht vor dieser Erfüllung existire, so sei es auch 
unmöglich, dass der in einem späteren Momente, nämlich 
mit Erfüllung der Bedingung ungehemmt und wirksam ge- 
wordene Wille, diese nämliche Wirksamkeit schon vor der 
Erfüllung der Bedingung gehabt habe. 

Da in der Bedingung der Wille sich selbst das Hemmnis 
gesetzt habe, so könne aus diesem selben Willen nicht das 
Gegenteil der Hemmung abgeleitet werden. Winds cheid^) 
wollte anfänglich die Rückwirkung nur bei der resolutiven, 
nicht bei der suspensiven Bedingung^) eintreten lassen, 

Die von Andern als Rückwirkung bei der Suspensiv- 
bedingung angesehenen pendente conditione eintretenden 
Rechtsfolgen erklärt Windscheid (a. a. 0. S. 17) für einen 
Ausfluss der rechtlichen Gebundenheit der Parteien schon 
während schwebender Bedingung. 

Anders bei der Resolutivbedingung (a. a. 0. S. 30). 
Hier werde nach Eintritt der auflösenden Bedingung das 
Rechtsgeschäft so angesehen, als sei es niemals abgeschlossen, 
das jetzt zurückkehrende Recht, als sei es niemals verloren 
worden. 

In Bezug auf den zwischenzeitlichen p]rwerb, den der 
bedingt Berechtigte auf Grund des Rechts gemacht habe, 
werde jedoch jene Rescission nicht durchgeführt, vielmehr 
habe der bedingt Berechtigte den Erwerb gemacht, nur 
müsse er ihn nach eingetretener Bedingung kraft einer obli- 
gatorischen Verpflichtung herausgeben, und den Gegner in 
den vor Abschluss des bedingten Geschäfts vorhandenen Zu- 
stand zurückversetzen. 

Dies sei die Rückwirkung. Auch Windscheid hat in 
§ 91 seines Lehrbuchs die Ansicht von der obligatorischen 
Rückwirkung der Resolutivbedingung vertreten, aber zu- 
gleich betont, dass die Wirkung selbst ihi*en dinglichen 
Charakter beibehält; es wird durch den Eintritt lediglich 
eine obligatorische Verpflichtung zur Wiederherstellung des 
früheren Zustandes begründet. 



1) Wind scheid. Die Wirkung der erfüllten Bedingung. Basel 1851. 
«) Windscheid a. a. 0. S. 5 ff. 13 ff. und Lehrbuch des Pandecten- 
rcchts I §§ 88, 9J. 
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Vangerowi) war auch anfänglich ein entschiedener Ver- 
teidiger der Rückwirkung, wonach conditione existente Alles 
so angesehen werde, als sei das Geschäft pure geschlossen, 
was auch dem mutmasslichen Willen der Parteien ent- 
spreche. In der Auflage seines Lehrbuchs von 1863 hat 
er aber die Rückwirkung wesentlich eingeschränkt, und sie 
nur noch bei Obligation und Pfandrecht zugelassen und auch 
hier die Rückwirkung nur rücksichtlich des Rechtserwerbes 
nicht der Ausübung vertreten. 

Kell er 2) lehrt, dass bei der erfüllten suspensiven Be- 
dingung „im Ganzen" die Wirkung auch rückwärts bis auf 
die Zeit der Eingehung des Rechtsgeschäfts bezogen wird, 
doch unterliege dies bei den einzelnen Rechtsverhältnissen 
hoch näheren Bestimmungen und Beschränkungen. Wenn 
bei Tradition der Eigentumsübergang an eine suspensive 
Bedingung geknüpft sei, so gehe das Eigentum erst mit 
deren Eintritt über (§ 129 S. 245). Enneccerus^) ist ein An- 
hänger der Fitting'schen Rückziehungstheorie und führt sie 
hinsichtlich der suspensiven Bedingung aus: Im allgemeinen 
könne eine gegenwärtige Thatsache unmöglich von der 
Zukunft abhängen. 

Dies sei anders bei einem nur gedachten in Wirklichkeit 
aber noch nicht existierenden Recht, wie dem unter auf- 
schiebender Bedingung stehenden. 

Bei der Resolutivbedingung enthalte die Annahme einer 
rückwirkenden Wiederauflösung eines begründeten Rechts- 
verhältnisses einen logischen Widerspruch, denn ein Rechts- 
zustand, welcher eine Zeitlang bestanden habe, könne nicht 
für die Vergangenheit auf den Kopf gestellt werden. — Es 
sei unmöglich. Gewesenes zum Nichtgewesenen und Nicht- 
gewesenes zum Gewesenen zu machen. 

Der anfängliche Zustand sei entweder wirklich vor- 
handen, dann könne er nicht wieder für die Zukunft aufge- 
löst werden, und die Rückwirkung könne nur bedeuten, dass 
künftig Alles so behandelt werden solle, als ob der Zustand 
niemals vorhanden gewesen sei. Hier werde das Nicht- 

1) V. Vangerow Lehrbuch der Pandecten I § 95, S. 163, N 2, 6. Aufl. 
Marburg 1851. 

«) Keller Pandecten § 51, S. 99, Leipzig 1861. 
»)Enncccorus Rechtsgeschäft- Abth. I, S. 235 ff. 
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dagewesensein fingirt. Oder aber man müsse umgekehrt das 
Nichtdagewesensein als das Wahre betrachten, alsdann ent- 
halte der Zwischenzustand die provisorische Regelung, die 
zwar solange als begründet erscheine, bis die wahre Natur 
des Rechtsverhältnisses aufgedeckt sei, dann aber als blosser 
falscher Schein zerfalle. 

Gehen wir nunmehr zur Betrachtung der Rückwirkung 
der erfüllten Bedingung bei bedingten Obligationen im Ein- 
zelnen unter Prüfung der vorstehenden Ansichten über, so 
ist zunächst zwischen der Rückwirkung bei suspensiven und 
resolutiven Bedingungen zu unterscheiden. 

Die Resolutivbedingungsrückwirkung ist zweifellos vor- 
handen, aber ohne praktisches Interesse, denn wie Keller 
(a. a. 0. § 51 S. 99) mit Recht bemerkt, macht sich bei ihr 
die gänzliche Vernichtung von Allem aus dem Rechtsgeschäft 
Entstandenen sehr einfach. 

Es liegt im Wesen und Begriff der Resolutivbedingung, 
dass, wenn sie eintritt, der status quo ante wieder hergestellt 
ist, und zwar ipso jure. Es entsteht nicht etwa nur eine 
neue obligatio, vermöge deren Rückübertragung gefordert 
werden könnte. 

Denn der Zustand tritt nach eingetretener Bedingung 
ex tunc wieder ein. 

Die zwischenzeitlichen Wirkungen des Rechtsgeschäfts 
sind durch den Eintritt der Resolutivbedingung von Rechts- 
wegen rechtlich aufgehoben. War eine Sache unter einer 
Resolutivbedingung verkauft und durch Tradition zu Eigen- 
tum übertragen, so hat der Tradent nach Eintritt der Resolutiv- 
bedingung die Vindikation, denn das Eigentum, welches der 
Käufer bis zum Eintritt der Bedingung interimistisch oder 
widerruflich besass, ist ipso jure an den Verkäufer zurück- 
gefallen. Hatte A dem B eine Forderung kraft des resolutiv 
bedingten Rechtsgeschäfts eingeräumt, so erlischt die Forde- 
rung mit dem Eintritt der Bedingung von selbst. Hatte A dem 
B eine dem A gegen C als Schuldner zustehende Forderung 
unter einer Resolutivbedingung cedirt, so bedarf es nach 
Eintritt derselben keiner Rückcession der Forderung durch 
B an A, sondern A wird von selbst wieder Gläubiger des C, 
wie wenn die Gession nie stattgefunden hätte. Das sub 
conditione resolutiva veräusserte Recht selbst kehrt also ohne 
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besonderen Rückübertragungsact zum Promittenten zurück, 
so dass, wenn das konditional übertragene Recht eine obligatio 
war, letztere von selbst aufgehoben wird, wenn der Promittent 
durch das bedingte Geschäft Schuldner der ObUgation wurde, 
während wenn er durch dasselbe eine ihm gegen einen 
Dritten zustehende Obligation übertragen hatte, er nach Ein- 
tritt der Resolutivbedingung wieder wie vordem der Gläubiger 
des Dritten wird. 

Wenn nun auch die Wiederherstellung des status quo 
ante eine ipso jure eintretende Rechtsfolge ist, so entstehen 
doch, wenn das bedingte Rechtsgeschäft dem Gebiete der 
ObUgationen angehörte, unter Umständen Forderungen des 
Promittenten gegen den Promissar auf Wiederherstellung 
des früheren Zustandes, nämlich alsdann, wenn der Promissar 
in der Zwischenzeit Verfügungen über den Gegenstand des 
ihm sub conditione resolutiva übertragenen Rechts getroffen 
hat, welche rückgängig zu machen sind. Diese Verfügungen 
können so beschaffen sein, dass der Gegenstand, welcher 
dem Promissar unter Resolutivbedingung übergeben war, 
gar nicht, oder doch nur in veränderter Gestalt herausgegeben 
werden kann. 

So, wenn der Promissar die Sache verzehrt, oder wenn 
er wenigstens ihre Früchte konsumirt hat, oder wenn die 
Sache durch Abnutzung entwertet worden ist. 

In allen diesen Fällen hat der Promittent eine hiteressen- 
forderung obUgatorischer Natur. Die Wirkung der Resolutiv- 
bedingung, dass die Sache ipso jure heimfällt,, vermag jener 
Interessenforderung nicht zu genügen, und die letztere muss 
als ein persönlicher Anspruch aus dem resolutiv bedingten 
Geschäft erhoben werden, damit durch eine Geldzahlung des 
Promissars die Wiederherstellung des früheren Zustandes von 
Statten geht. Dasselbe gilt, wenn der Promissar pendente 
conditione die ihm übergebene Sache weiter veräussert und 
ein Dritter sie usucapirt hat. 

lieber die Natur der resolutiven Bedingung ist hier im 
Einzelnen nichts weiter zu erörtern. Es genüge darauf hin- 
zuweisen, dass nach der richtigen und herrschenden Ansicht 
seit Savigny^) das Wesen des resolutiv bedingten Geschäfts 

1) V. Savigny. System ITT, S. 154. 
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nicht in einer Modifikation des Begründungswillens sondern 
darin besteht, dass mit Letzterem ein besonderer Auflösungs- 
wille verbunden ist. Der Begründungswille ist unbedingt 
und nur der Auflösungswille ist bedingt, so dass das un- 
bedingte Hauptgeschäft und ein die Auflösung bezweckendes 
Nebengeschäft zu unterscheiden sind.^) 

Was die behauptete Rückwirkung der suspensiven Be- 
dingung anbetrifft, so ist es zunächst auffallend, dass die 
eifrigsten Verteidiger der Rückwirkungslehre, besonders 
PMtting, aber auch Vangerow, später diese Theorie entweder 
ganz aufgaben, oder sie doch M'esentlich einschränkten. Gegen 
dingl. Rückwirkung. S. ß. G.B.§ 159, möglich nur obligatorische. 

Andere Schriftsteller wie Windscheid und Arndts 2), 
welche die Rückwirkung als durchgreifendes Princip bei 
Suspensivbedingungen leugnen, erkennen unter Annahme 
einer Mittelmeinung an, dass eine gewisse rückwirkende 
Kraft des durch die Erfüllung der Bedingung unbedingt ge- 
wordenen Rechtsgeschäfts oder der letztwilligen Verfügung 
vorhanden sei, betrachten jedoch als Grund derselben die 
pendente conditione eintretende obligatorische Gebundenheit 
der Parteien. 

Jedenfalls sind heute selbst die eifrigsten Verfechter der 
Rückwirkung des Eintritts dei' Suspensivbedingung darüber 
einverstanden, dass die Regel nicht ganz allgemein zu lauten 
habe: nach erfüllter Suspensivbedingung würden alle Wir- 
kungen des perfect gewordenen (jcschäfts auf den Zeitpunkt 
der Verabredung des bedingten Geschäfts zurückdatirt. Man 
behauptet vielmehr zur Zeit nur noch die Rückwirkung ein- 
zelner bestimmt bezeichneter Wirkungen. Aus den röm. 
Rechtsquellen lässt sich das Princip der Rückwirkung als 
ein allgemeines und besonders geartetes, welches etwas 
anderes wäre als die pendente conditione Platz greifende 
obligatorische Gebundenheit der Parteien, nicht begründen. 

1) Die Polemik von Czyhlarz zur Lehre von den Resolutivbe- 
dingungen Prag 1871 gegen die herrschende Ansicht ist ohne praktische 
Resultate. Der Kontraktswille, meint Cz. S. 31 könne nicht zugleich Auf- 
lösungswille sein, vielmehr sei die Resolution auf einen bedingten selbst- 
ständigen contrarius consensus zurückzuführen. Diese Ansicht hat in 
der Litteratur keinen Anklang gefunden. 

«) Arndts Pandecten § 71, Note 3, 4. 
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Allerdings giebt es eine Reihe von Quellenaussprüchen, 
welche sich scheinbar für ein allgemein giltiges eigentüm- 
liches Rückziehungsprincip verwerten lassen. Dahin zählen 
die bereits oben von Wen dt citirten sogenannten gelegent- 
lichen Redeblumen, die auf das bestimmteste zu sagen 
scheinen, dass nach erfüllter Bedingung das perfect gewor- 
dene Geschäft auf den Moment der Verabredung desselben 
zurückdatirt würde. 

Besonders wird auf die L. 16 D. de salut. 46, 3 Bezug 
genommen 

sub conditione debitori si acceptum feratur, postea con- 
ditione existente intelligitur jam olim liberatus. 

Diese letzten Worte werden darauf gedeutet, dass, 
wenn bei der Acceptilation der Schuldner nach Eintritt der 
Bedingung so angesehen wird, als sei er schon bei Verab- 
redung der bedingten Schuld befreit, so ist dabei doch vor- 
ausgesetzt, dass er schon zur Zeit der Acceptilation Schuldner 
gewesen sein muss. Allein jene Worte der L. 16 eod. lassen 
auch eine andere Deutung zu, dass nämlich die mit Erfüllung 
der Bedingung entstehende Obligation im Augenblick ihres 
Entstehens getilgt wii'd kraft der bereits früher eingetretenen 
Acceptilation. 

In Wirklichkeit hebt die Acceptilation die bedingte 
ObUgation erst im Moment von deren Entstehung auf, es 
wird das Verhältnis nur so angesehen (intelligitur), als sei 
Tilgung gleich bei der pendente obligatione stattgehabten 
Acceptilation erfolgt i). 

Dass die Aufhebung der bedingten Obligation mittelst 
Acceptilation in Wahrheit nicht vor der Erfüllung der Be- 
dingung stattfindet, ist in L. 12 D. de acceptil. 46. 4. aus- 
gesprochen. Quod in diem vel sub conditione debetur, accep- 
tilatione toUi potest, sed ita id factum apparebit, si conditio 
stipulationis exstiterit vel dies venerit. 

Auch aus der L. 11 § 1 D. qui potiores 20, 4 — cum 
enim semel conditio existit, perinde habetur, ac si illo tempore, 

1) Windscheid. Die Wirkung der erfüllten Bedingung. S. 44 f. 

Holder Pandecten § 50, S. 266: 
• ,J)ie Worte intelligitur jam olim liberatus bezeichnen die Schuld 
nicht etwa als eine schon früher existirende, sondern vielmehr als eine 
schon vor ihrer Entstehung erlassene/* 

4 
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quo stipulatio interposita est, sine conditione facta esset, — 
lässt sich ein allgemeines Princip der Rückziehung der er- 
füllten Suspensivbedingung so wenig ableiten, wie aus der 
andern dafür geltend gemachten L. 8 pr. D. de peric. 18, 6: 
Quodsi pendente conditione emtor vel venditor decesserit, 
constat, si exstiterit conditio, heredes quoque obligates esse, 
quasi jam contracta emtione in praeteritum. Die Worte 
perinde habetur acsi und quasi jam in diesen beiden für die 
Rückwirkungsdoctrin angeführten Hauptstellen lassen klar 
erkennen, dass die Zurückbeziehung der Wirkungen einer 
bedingten Stipulation bezw. des bedingten Kaufs bei Eintritt 
der Bedingung nicht als eine Rechtsnorm eigentümlicher 
und differenzieller Art gemeint ist, sondern dass nur ein 
Vergleich gebraucht ist, vermöge dessen das Verhältnis so 
dargestellt wird, als sei die Stipulation eine unbedingte ge- 
wesen — was sie doch in Wirklichkeit nicht war — und 
als sei der Kauf bereits bei schwebender Bedingung perfect 
gewesen (quasi jam contracta emtione in praeteritum) was 
doch der Kauf nicht war. 

Die bedingte Stipulation und der bedingte Kauf werden 
erst mit Eintritt der Bedingung perfect. Tritt diese Per- 
fection ein, so sagt L. 11 cit. nicht etwa, es sei so zu halten, 
als ob die Bedingung bei Eingehung der Stipulation bereits 
eingetreten wäre, sondern als wenn die Stipulation unbedingt 
eingegangen wäre, d. h. von nun an, nämlich nach Eintritt 
der Bedingung, wohnen dem Geschäft die Wirkungen eines 
unbedingten inne, es kommt gar nichts darauf an, dass es ein 
bedingtes gewesen ist. 

Ebenso ist der Kaufvertrag nach erfüllter Bedingung 
zu einem wirklichen Contract geworden, und die Erben 
werden nach Perfection desselben gerade so verpfUchtet, als 
wenn der Vertrag gleich anfangs ein unbedingter gewesen 
wäre. Es liegt jedoch der L. 11 cit. fem, generell den be- 
dingten Kauf in seinen Rechtswirkungen dem unbedingten 
gleich zu stellen. Der Gedanke ist vielmehr nur der: Wenn 
der Kauf durch den Eintritt der Bedingung zu einem per- 
fecten Contract geworden ist, so werden von diesem Moment 
ab die Erben gerade so verpflichtet, als wenn ein Vorstadium 
blosser obligatorischer Gebundenheit zwischen dem Ver- 
storbenen und seinem Gegenkontrahenten gar nicht vorhanden 
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Nicht beweisend für die Rückziehung der suspensiven 
Bedingung ist noch die L. 8 D. de r. e. 12. 1 proinde mutui 
datio interdum pendet, ut ex post facto confirmetur, velut 
si dem tibi mutuos nummos, ut, si conditio aliqua extiterit, 
tui fiant, sisque mutui obligatus. 

Das post factum ist die erfüllte Bedingung. Die Stelle 
sagt einfach, dass der Schwebezustand des Darlehns später 
durch Erfüllung der Bedingung zur Ruhe gelangt (confirmetur). 
Es wird ausdrücklich her\^orgehoben, dass erst, wenn die 
Bedingung besteht, der Darlehnsnehmer Eigentümer der 
ihm gegebenen nummi wird und die Obligation beginnt. 
Die Stelle ist also ein Beweis gegen die Rückziehung, die 
sich allein auf den Ausdruck confirmetur stützen würde, und 
hat die Konfirmirung oder Bestätigung eines vorher unvoll- 
kommenen Geschäfts keinesweges als Regel die Vordatirung 
des Geschäfts zur Folge, sondern als Regel muss gelten, dass 
das bestätigte Geschäft erst von der Bestätigung an datirt. 

Haben nun die bisher citirten Quellenstellen nicht zum 
Beweise der Retrotraction der Suspensivbedingung benutzt 
werden können, so giebt es anderseits eine Reihe solcher, 
welche sie geradezu widerlegen. 

So die bereits oben betrachtete L. 2, § 2 D pro em- 
tore 41. 4 und die L. 8 pr. D de peric. 18. 6, wonach pen- 
dente conditione der Käufer einer Sache die Usucapion 
nicht beginnen kann, weil er keinen Titel hat. Gäbe es eine 
Rückziehung, so würde man ihr die Wirkung zuschreiben 
müssen, dem Käufer die Zeit pendente conditione als accessio 
temporis seinem Usucapionsbesitz nach erfüllter Bedingung 
zu Gute zu rechnen. Es kommen weiter als Gegenbeweis- 
stellen in Betracht die oben angeführten Worte der L. 4 D, 
de separationibus 42. 6. der L. 26 D de solut. et liberat. 45, 
3 und Gaji Inst. IV. § 53, worin gesagt ist, dass die Stipu- 
lation aus ihrem Abschluss ihre obligatorische Kraft herleitet, 
aber die Obglitaion selbst in der Schwebe ist (petitio, das 
Forderungsrecht), und worin es ferner für eine Pluspetition 
erklärt wird, wenn vor erfüllter Bedingung das bedingte 
Recht geltend gemacht wird. 

Endlich kommen noch in Betracht die Stellen, welche 
hervorheben, dass erst die Erfüllung der suspensiven Be- 
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dingung das Geschäft zur Vollkommenheit und Wirk- 
samkeit bringt und ihm seinen ordentlichen Obligations- 
gehalt giebt. 

Vergl. z. B. L. 4 § 5 D de in diem addict. 18. 2. 

cum — emtio non impleatur, ubi sub conditione fit. 

L. 2 § 2 D. pro emtore 41. 4 — idemque est et si 
putet conditionem extitisse, quae nondum existit, similis 
est ei, qui putat sc emisse. 

Ganz zu vorwerfen ist der von den Verteidigern der 
Rückziehung geltend gemachte Grund, es entspreche dem 
mutmasslichen Willen des Promittenten bei einer bedingten 
Willenserklärung, dass die Wirkungen der erfüllten Be- 
dingung auf den Anfang der Vereinbarung retrotrahirt 
würden. Diese Begründung verzichtet darauf, in der Rück- 
ziehung ein Rechtsinstitut zu erblicken, macht sie vielmehr 
zu einem rein thatsächlichen Umstände. Denn es muss 
zugegeben werden, dass jener präsumtive Wille durch aller- 
lei Gegenbeweis entkräftet werden könnte, so dass das Vor- 
handensein des Willens und damit die Rückziehung eine 
reine quaestio facti würde. 

Es lassen sich für den behaupteten präsumtirten Willen 
aber nicht einmal Momente einer überwiegenden Wahr- 
scheinlichkeit anführen, sondern im Gegenteil solche der 
UnWahrscheinlichkeit. 

Wer unter einer aufschiebenden Bedingung schenkt 
oder verkauft, von dem ist eher anzunehmen, dass er pen- 
dente conditione die Vorteile von Besitz und Genuss der 
Sache noch nicht abtreten d. h. diese Wirkungen der er- 
füllten Bedingung noch nicht gelten lassen will, dass er 
insbesondere nicht gesonnen ist, nach Art eines Schadens- 
ersatzpflichtigen die von ihm gezogenen oder zu ziehenden 
Früchte nach erfüllter Bedingung dem Promissar zu re- 
stituiren. Wem diese Absicht innewohnt, der wird nicht eine 
Suspensivbedingung wählen, sondern den Kauf und die 
Schenkung unter Beisetzung einer Resolutivbedingung gleich 
perfect machen und den Schenknehmer oder Käufer noch 
vor der Defizienz der Resolutivbedingung in den Fruchtgenuss 
der Sache einsetzen. 

Nur soviel lässt sich mit mit Schweppe sagen, dass, 
wenn der Promittent pendente conditione suspensiva dem 
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r den Besitz der Sache einräumt, daraus ein 
iuf die Absicht des ersteren gezogen werden kann, 
Prommissar die pendente conditione erwachsenden 
beziehen, und, da er sie voraussetzlich Iconsumirt, 
ciente conditione mit der Sache nicht herausgeben soll. 
Wirkungen, welche man als solche einer Retrahirung 
ensivbedingung betrachtet hat, sind in Wirklichkeit 
schon bei schwebender Bedingung hergeleiteten 
nsgebundenheit der Parteien abzuleiten. Es hiesse 
jundenheit entweder wegleugnen oder sie für gegen- 
erklären, wollte man die schon vor erfüllter Be- 
zweifellos vorhandenen Wirkungen des pendenten 
Schafts auf eine Rückziehung der erfüllten Bedingung 
hren. Denn alsdann wäre kein Raum mehr für 
et der obligatorischen Gebundenheit, 
nun aus der letzteren die vor Eintritt der schwebenden 
lg schon geltenden Rechtsfolgen ausreichend erklärt 
so ist es unlogisch, diese zutreffende Begründung 
; zu schieben, und in der Rückziehung ein neues 
gsprincip aufzustellen. Wäre nicht die obligatorische 
nheit sondern die Rückziehung der wahre Grund 
ente conditione eintretenden Rechtsfolgen, so würde 
ndig sein, sämtliche Wirkungen des nach erfüllter 
lg perfect gewordenen Geschäfts vorzudatiren, nicht 
eine. 

m es wäre nicht abzusehen, weshalb ein so all- 
i Princip wie die Rückziehung, nur partielle 
en besitzen sollte. 

iin die Vordatimng aller Wirkungen des Geschäfts, 
ich erfüllter Bedingung hat, würde direckte Wider- 
in die Entscheidung der Quellen hineintragen. Denn 
^teren trägt z. B. beim bedingten Verkauf der Ver- 
endente conditione die Gefahr des zufälligen Unter- 
ler bedingt verkauften Sache. 

rde das nach Erfüllung der Bedingung perfect ge- 
Geschäft vordatirt, so müsste der Käufer jene Gefahr 
wie jeder andere Käufer nach pei-fectem Verkauf. 
; Begründung der Rückwirkung aus dem Wesen der 
lg, insbesondere aus dem Wirken ihres Erfülltseins, 
sie als die Versuche verschiedener Schriftsteller oben 
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kennen lernten, sind verfehlt. So die Erklärung, der Eintritt 
der Bedingung beseitige die pendente conditione vorhandene 
Ungewissheit der Existenz des Geschäfts und declarire den 
bisher nicht als Dasein erscheinenden und darum juristisch 
nicht vorhandenen Zustand als einen daseienden. (PuchtÄ.) 

Wenn man diese Anschauung teilweise als zutreffend 
zugeben kann, so ist es doch ein ganz unvermittelter Sprung, 
aus der Beseitigung der Ungewissheit, mag man letztere 
objektiv oder subjektiv verstehen, auf die Notwendigkeit der 
Rückwirkung des durch Eintritt der Bedingung gewiss ge- 
wordenen Zustandes, d. h. der Existenz des Rechtsgeschäfts 
zu schliessen. 

Dieser Schluss ist nur bei historischen Thatsachen 
richtig; kann aber nicht durch die juristische Spekulation 
zu Wege gebracht werden. Der Eintritt der Bedingung ist 
nicht bloss ein Organ, durch welches das Rechtsgeschäft 
retrospektiv als etwas Vergangenes wahrgenommen wird, 
sondern er schafft erst das Rechtsgeschäft. Es könnte sich 
nur fragen, ob die rechtserzeugende Kraft der erfüllten Be- 
dingung nicht nur das Rechtsgeschäft als unmittelbare Folge 
erzeugt, sondern zugleich auch die Wirkungen desselben 
zur Präexistenz bringt. Auf diese produktive Kraft wird 
nun aber ganz Verzicht geleistet, wenn man der erfüllten 
Bedingung lediglich eine dekorative Bedeutung beilegt, welche 
das Rechtsgeschäft als schon vorhanden gew^esen später auf- 
klären soll. Diese deklarative Bedeutung enthält aber auch 
einen Zirkelschluss, denn, wenn die erfüllte Bedingung das 
Rechtsgeschäft als schon pendente conditione aufklären soll, 
so muss dabei vorausgesetzt werden, dass das Rechtsgeschäft 
schon während des Schwebens der Bedingung objektiv exi- 
stiert hat, denn die blosse Deklaration verschafft dasselbe 
nicht, sondern vermittelt es als vorhanden. Dass aber das 
Rechtsgeschäft bereits während des Schwebens der Bedingung 
objektiv existiert habe, ist gerade der Gegenstand des Be- 
weises und darf nicht vorausgesetzt werden. 

Auch die Anschauung von Unger führt nicht zum 
Ziel der Rückwirkung. Wenn man auch mit ihm annehmen 
wollte, dass die Erfüllung der Bedingung das Rechtsgeschäft 
nicht zur Existenz bringt, sondern es nur als vorhanden auf- 
klärt, so ist der Einwurf zu erheben, wodurch denn eigentlich 



das Rechtsgeschäft zur Existenz gelangt. Unger antwonet: 
Durch den Willen, welcher bisher als bedingt gegolten habe 
und nun unbedingt geworden sei. Indessen kann der blosse 
Wille und seine Ermittelung kein Rechtsgeschäft hervor- 
bringen, es muss vielmehr auch der Erfüllung der Bedingung 
ein Anteil an diesem Erfolge beigemessen werden. 

t'nger basiert dann auch die Präesistenz des Rechts- 
geschäfts und damit die Rückziehung auf den Willen des 
die Bedingung Setzenden. Diese Auffassung scheitert aber 
an der Unmöglichkeit der Fassung eines bloss bedingten 
Willens, denn es giebt nur ein Wollen oder Nichtwollen, 
nicht aber als ein Zwischenglied ein bedingtes Wollen. 

V. Scheurl widerspricht sich, wenn er meint, Rück- 
ziehung müsse eintreten, weil der Promittent gar nicht nach 
dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens seiner Dispiosition trage, 
sondern die Wirkungen absolut an den Eintritt des bedingen- 
den Erzeugnisses knüpfe. Aus dieser Auffassung würde sich 
aber nicht die Rückziehung sondern erst die Existenz der 
Rechtsfolgen des Geschäfts vom Eintritt des bedingenden 
Geschäfts ergeben. Auch ist es höchst seltsam, den Zeit- 
punkt des Beginns der Rechtsfolgen des Geschäfts, welches 
für die Frage der Rückziehung die Hauptsache ist, für 
gleichgiltig zu erklären. 

Dies thut von Scheurl übrigens selbst nicht, wenn er 
sich dahin ausspricht, das bedingte Recht entstehe mit Ab- 
schluss der bedingten Vereinigung, es werde aber erst fällig 
bei Erfüllung der Bedingung. Hier sollen die Rechtsfolgen 
wenigstens teUwei.se vom Eintritt des bedingenden Ereignisses 
datiren. so dass damit doch ein bestimmter Zeitpunkt für 
entscheidend erklärt wird, v, Scheurl's .•\nsicht läuft darauf 
hinaus, für den Rechtserwerb des Promissars Rückwirkung 
anzunehmen, für die Möglichkeit der Ausübung des so er- 
worbenen Rechts aber nicht, denn die Fälligkeit desselben 
soll erst nach erfüllter Bedingung beginnen. Damit be- 
hauptet aber v. Scheurl: Die bedingte Obligation entstehe 
schon so, wie sie ist und bleiben wird im Moment der be- 
dingten Vereinbarung, sie sei also dann schon perfect und 
nur erst nach erfüllter Bedingung fällig, also auch klag- 
und zfihlbar. 
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Alsdann würde sich allerdings eine sub conditione 
suspensiva und sub die stehende Obligation nicht unter- 
scheiden. Nach V. Scheurl's Ansicht würde die Erfüllung 
der Bedingung den Erwerb des Rechts gamicht berühren. 
Folgerichtig müsste aber dann auch die Defizienz der Be- 
dingung den Erwerb des Rechtes unerschüttert lassen und 
nur dessen Fälligkeit beseitigen, so dass das Rechtsgeschäft 
nur noch als ein nicht fällig werdendes klagloses fortbestände. 

Da nun aber die Erfüllung der Bedingung auch auf 
die Entstehung des bedingten Rechtes von massgebendem 
Einfluss ist, so lässt sich bei der conditio nicht wie beim 
dies der Untei*schied zwischen dem Zeitpunkt des Erwerbens 
des Rechts und seiner Fälligkeit machen. Die Erfüllung 
der Bedingung hat eine viel tiefgreifendere Bedeutung, als 
nur die Fälligkeit einer Forderung zu begründen. 

Wenn das bedingte Recht schon pendente conditione 
entstände und erst existente conditione fällig würde, so 
würden sich die nur unvollkommenen Wirkungen, welche schon 
bei schwebender Bedingung eintreten, nicht erklären lassen. 
Ein schon pendente obligatione entstandenes Recht, bei 
welchem nur noch der Gegenstand desselben nicht fällig 
oder zahlbar wäre, würde im Uebrigen alle seine Wirkungen 
äussern müssen. Dies ist nun aber hinsichtlich des be- 
dingten Rechts während obschwebender Bedingung keineswegs 
der Fall. Es sind hier nur einzelne Wirkungen vorhanden, 
und diese haben noch dazu eine andere Gestalt, als wenn 
sie aus dem schon erworbenen bedingten Rechte abstammen 
würden. Dass der Verkäufer beim bedingten Kauf die Ge- 
fahr trägt, dass er vor erfüllter Bedingimg die Früchte der 
bedingt versprochenen Sache bezieht, sind Wirkungen, welche 
nicht auf die Voraussetzung eines pendente conditione be- 
reits vom Käufer erworbenen Rechtes hinweisen. Auch der 
Köppen'sche Gedanke ist zu verwerfen, wonach nicht das 
Rechtsgeschäft, sondern das Rechtsverhältnis zurückgezogen 
werde, und alsdann pendente conditione erst im Werden 
begriffen sei. Hier ist zu entgegnen, dass sich die bei 
schwebender Bedingung eintretenden Wirkungen keineswegs 
in dem nach eingetretener Bedingung perfect gewordenen 
Rechtsgeschäft wieder finden, vielmehr existente conditione 
ganz andere Wirkungen die Stelle der im Voi-stadium der 
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conditio p«^nden> vorhandengewe^enen einnehnien. Dies gilt 
selbst bei solchen Wirkungen, di^^ vor und nach erfüllter 
Bedingung einander zu gleichen und indentisch zu sein scheinen. 

Die Parteien haften vor eingetreten»^r Be<lingung einander 
für culpa und dasselbe thuen sie, wenn nach erfüllter Bedin- 
gung das Rechtsgeschäft in seine vollendete Existenz getreten 
ist. Man würde indessen sehr irren, w^nn man glauben wollte. 
ihrem Inhalt und ihrer Qualität nach sei die Culpahaftung 
vor imd nach erfüllter Belinsrung ganz dieselbe. Da zu 
diesen Zeitpunkten der Pflichtenkn^is der Parteien ein ganz 
anderer ist, so kann auch die \'erantwonlichkeit für die 
rulpa in beiden Stadien nicht dit^ gleiche sein. 

Auch der Umstand, dass das bt^lingte Rechtsgeschäft 
sowohl vor als nach eingetr»^tener Bt^iingung auf die Erben 
übergeht, ist nicht geeignet, darzuthun, dass die pendente 
conditione vorhandenen obligatorischen Beziehungen der 
Parteien im Wege einer Rückziehung in das nach erfüllter 
BedinoruRg fenig gewordene Rechtsgeschäft aufgenommen 
würden. Denn der Uebergang des Geschäfts auf die Erben 
pendente conditi^'ue ist etwas ganz anderes als wenn er 
nach erfüllter Bedingung erfolgt. E>ort findet der Ueber- 
gang eines unperfekt^n schwebenden Rechtsgeschäftes mit 
einem beschränkten Kreise von R«^chten und Pflichten statt. 
Welcher von d^-m nach erfüllter Bt^lintrunsr erheblich abweicht. 

Gegen den Ausdnick: pendente conditione beginne das 
Rechtsgeschäft, i-t nichts einzuwenden, wenn man den Zu- 
sammenhang zwischen dem pendenten und dem durch die 
erfüllte B*:*din^ng perfekt gewonienen Recht richtig versteht. 

Das perfekte Rechtsgeschäft ist allerdmgs aus dem 
ri'X-h bedingen in dem Sinne entstanden, wie das Saatkorn 
zur PHanze winl, wenn die Be^iingungen seines Aufgehens 
g^-^ehn^n <ind. Allein gleich wie die entstandene Pflanze 
nicht m^hr an ihren Zusammenhang mit dem Keime erinnert, 
so ist auch nach erfüllter Beilingung das seinen früheren 
Charakter abstreifende Rechtsgeschäft ein minderes, nämlich 
für di»,' Zukunft pures, geworden. Die Rückziehung der 
erfüllten B^-^linsrung kann auch nicht so, wie Brinz will, 
begründet werden. 

Bnnz meint, dass, wenn ein Dmg nicht ohne ein 
aiid^-r»-^ Sein künne, d«xh da> ein»* dieser beiden Dinge vor 
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dem Anderen sein könne. Dies wird am Verhältnis von 
Ursache und Wirkung erläutert. Allein eine solche Be- 
trachtung ist wenig fruchtbar, und das Beispiel von Ursache 
und Wirkung würde das Gegenteil von der Brinz'schen Be- 
hauptung beweisen, dass das bedingte Rechtsgeschäft vor 
dem Eintritt des bedingenden Umstandes bestehe. 

Denn mag auch die Wirkung nicht ohne die Ursache 
sein, so ist doch der bedingende Umstand der Ursache des 
Rechtsgeschäfts gleichzustellen, während das letztere Wirkung 
ist. So aufgefasst würde man an der Hand der Brinz'schen 
Formel nur zu sagen im Stande sein, es könne das Rechts- 
geschäft als Wirkung nicht ohne die Ui-sache des bedingenden 
Umstandes und dessen Erfülltsein zur Existenz gelangen, 
dagegen müsse diese Ursache früher sein als ihre Wirkung, 
das Rechtsgeschäft. 

Dagegen führt die Formel von Brinz nicht auf den 
Schluss, das Rechtsgeschäft könne früher sein als der die Ursache 
seiende bedingende Umstand. Eine solche das Causalität^- 
gesetz umkehrende Versetzung der Zeitfolge von Ursache 
und Wirkung, wäre ein unmögliches S'srsYov ::ootcoov und 
letzteres ist in der Annahme von Brinz zu finden, die Zu- 
rückziehung be^^irke es, dass das bedingte Geschäft vor dem 
Eintritt der Bedingung existire. 

Brinz hat aber auch das Wesen der Bedingung unrichtig 
erfasst, die nur die Gewissheit über Sein oder Nichtsein 
des Geschäfts, nicht seine Existenz aufsschiebe. 

Die Gewissheit ist die Erkenntnis einer Thatsache als 
einer historisch wahren. 

So lange aber eine Thatsache noch nicht zur Existenz 
gelangt ist, wie es hinsichtlich eines Rechtsgeschäfts bei uner- 
füUter Bedingung zutrifft, so lange ist das künftige Existenz- 
werden des Rechtsgeschäftes ungewiss und aufgeschoben. 

Die unerfüllte Bedingung bewirkt allerdings auch, dass 
die Voraussicht des Existent- oder Xichtexistentwerdens des 
bedingenden Umstandes und damit seiner Rechtsfolge, des Ge- 
schäfts, pendente conditione unmöglich ist. Diese Ungewiss- 
heit ist keine subjective, nur in der Person des Wahrnehmen- 
den vorhandene, sondern eine objective und betrifft zukünftige 
Thatsachen. Es lässt sich also höchstens aus der Ungewiss- 
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heit die L'nmveiichkeii herleiten, schon f^endente condiiione 
die objectiven Icün^igen Thatsachen zu erker.nen. 

Wird da> Rechrsge>chäft und seine Existenz zu einer 
verwirklichten Thatsache. so kann man nicht sagen, jetzt 
-ei es gei^i^-. dass «üese Pna^-ache t»ereits v«>r dem Eintritt 
de< h^edingendt-n Umstandes bestanden hat-e, rielmehr folgt 
nur, da>^ die Existenz der verw:rklicb:en Thatsache erst 
nach Eintrin de- hnetlinsenden l'ms:and«^s erkannt werden 
k'''nnre. Diese Erkenntnis i-t je^i-x^h keine re:n>-i:>ective. 

Wendr charaktensirre die Rückwirkung etwas schärfer, 
indem er den zutreffenden Au--pruch a'^.oriebt. «lie erfiillte 
Bedinsruncr habe ear nicht die Auf;raV»e das p^endente condi- 
Ti«»ne ^»esTeh•^nde Verhühnis der Parteien zu onlnen. 

In der That t»e-teht der Benif der erfäilren Be«lingung 
darin, für die nach der Erfüllim? beginnende Zukunft da< 
Rechtsverhrr/nis zu regriiiren. während die Annahme einer 
Rückziehunsr der erfüllten Be^iingimg n'»ch ausserdem die 
unnötige Funktion zuweist, aus dem durch die erfüllte Be- 
dingunsr entstandenen Rechtsverhältnis nickT\-äns «lie Rechte 
und Pfürhren der Paneien für das Stadium der Ojnditio 
p^ndens zu b^timmen, obsoh"n dieselben mit Eintritt des 
h^^iingrenden L'mstandes ihre Existenz einsrebüsst haben und 
riurch die n»-iien Rechte und Pflichten des zur Existenz gre- 
lan^ren Rechts?e>chäftes abgel-st wonlen sind. 

Auch der von Enneccerus für die Rückwirkung der 
Sii-pensivl>edin^rung geltend gemachte Grund trifft nicht zu, 
ein su-p^-n-iv b^^lin^*^ Recht s^i nur ein G»^lachtes, und 
wf-il f*9^ d^'-halb noch nicht b^-t^-h^, so k-^nne es nach seiner 
infolgf- Eintritts d^r Beiüngung zu-tand^ gekommenen 
Existenz zurückg»^zog»^n w^rd^-n. 

Ind»->s»-n kann d^r B^^^iff ein»'S nur g»^*'lachten Rechtes 
lefliglich di^- BM^utung ein^-s nicht wirklichen Rechts haben. 
und f^ f»-hlt d»*r Grund, w»-»sha!b ein nicht seiendes Recht 
zurückgezog»'n werden k«Jnne «>jer gar müsse. Auch ist es 
nicht zutrefft-nd. da^ suspensiv be<lingte Recht als blosse 
Vorst»'iIung zu lx'zeichn»-n, denn die<e Voistellung fusst auf 
♦'in«'r R»*alität d»'ra that>ächlich vorhandenen Gebimdensein 
dfT Part^i^-n p»*nd»*nte conditi»«n»\ Man würdt* eher schliessen 
könn^-n, <^-in bloss gMacht»*s also nicht wirkliches Recht 
k'"»nn»- <^-rst für dir Z»it Wirkungt-n äussern, s»'itdem es zur 
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Existenz grlanst i-t, weil ie Wir'-r.iiiz^n c-- Recli:> n:/n: 
vor <le5S5?en EiL^'.^ijl Plaiz gr-if-n k"r.r.*^:i- 

Das Ersr-'^r.ls ■.:Ln^r'^r ErT-r.f rjn^-n t— -t-h: s«: mi: -iirlrL 
dass es? ^-In R'f\h>:rlL.c:p o-r FiückwirkMr.^ wi'.h; £r>'::. 
nach w»-lcn^-r v -n •=•:!-. l>r ^'^>T:--n>iv>-L:.ir.:ii.? j^r. -L- Rc-jhis- 
wirk\i!:geii «i-s L.'JLa jrrf-c: gew-ri-r^rn «i»^chA::^ rl-kwÄns- 
auf d«^n Anfan^-pir.k: d. h. d-n M:n:^r.: d-r '**-i^gt*r:i Wr- 

All»^rilr.2S ^-Lt-vh-a :s d>->eni M:r::e:::e t^^rriis An- 
spniche 'tind Pfl:oh:'-r: d-r Parteirn, nur r'tr=?.il:.rea <:e n^ch: 
al> Au^r^l— »- a^^ d-^.Ti >: ä>t »-r-: r-.ni r»a>*r:i: ^^-laz:^»^:: 

d^'r «i»---*- '^--n r^ z'^rri K "T** «-i»-^ d»-"^ r»»'-'^z «-"»-'" d»^r B*^ 

G*'*'^'" !»-'-"'-.-■• t*^^ P.i"^»*;»'i w»" '«''e räch A*»^*" .i'^ d»T 
h»-tii»~cr'f-" W*»^''" '••i'^"'^ ^-»'•-**» \'"^r»'" \"''^* *^'' i V*-'^'"! •■*^- 

g*-w.:oir-::»-n u::i zir Rx>>-:lz s-'.sr,<r.^'n •i—^ohi:: s^in. 

U.ii ZI «ü'—'-ni K:^'-^'f,l< zu g^lar.z-r.. niuss man skh 
darauf i>-sch:v.r.k-L. *i> d.i-- b-iir.sr*^ ru*^«-?: •.:• vr-r^li/'-arrni^ 
Ab^^e zu r-:ra h'^n u:.d au- ihr Fvlir-ru:.;=:-:: zu zi-hrii. 
h]*- Tha*.-a«:L*- d-r rrf-..i*''ri B'-'iir.g'ir.z k->n:r.:: a'--> al- "r--- 
langl.rs s-j w-r.ig ia B*-:rach:, ai- d^r-r. K-^-h'^fi^-v, das 
^xi>:eiit g-wori-n»- K''cr.>g-schü^, ur.d -JL-r-a ^:v:h vöüi 
Bii:ri:t der B^iir.sru:.? an nur in *il*f Zuku:.f: t-r^ioi^^nd^ 
Wirkung-n. 

DjLrr.ich ;-: e- au«;h n^r e:r. ir.dlr^k^r Iv^weis n^^^a- 
*iven Inhalts, w-nn au- B«^^:l:f ur.d Weser, des t^e-diiigendei: 
lrn>*ar.di^ u:.d *i^T Erf ih ur.sr des^-?»-^n gref- l^'-^r: wiri es 
KOr.r.e eiLe K^vk'Ah'ku.'.j d-r erf..ii>n B-'ü:.^.:^? c-ier des 
^iL>*»rLi geworder. '.r. K*.-«j.'::-;^e-ch:w:«!-s Lieh: s»:::. weieh*- d:»* 

_* ««• mm ■« ««•» 

I>*'zi»:iiungeii der Par.ei-n hervorbringe. 

Damit s::.d diese B»-ziehur.gea r^-i^h r.ich: j-:«si::v er- 
kldn. Der Bew^ :- dagvgen, dass «iie letzterer, einen anderen 
Grand haben a.s düs Prinzip der R^':kziehung. dien: zu 
dessen m'iirek:»rr Wideri^s^^ng. Op'^ri^r man d^g-gvn. wie 
Eisp]^ mi: •• - -r T:r.r:«"h*'?-n V^'r^^^Vrir.s von Be^ff uni 
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Wesen der Bedingung und versucht auf diesem Wege die 
Rückziehung zu erft'eisen, so haben die Anhänger dieses 
Prinzipes zur Beseitigung eines so verfahrenden Gegners 
leichtes Spiel, wenn sie die aus dem unhaltbaren Begriff 
und der unrichtigen Vorstellung gegen das Rückziehungs- 
prinzip hergeleiteten Angriffe zurückweisen, womit dann 
allerdings noch keine positiv begründende Rechtfertigung 
des Prinzips gegeben ist. 

Ebenso verfehlt verfahren übrigens auch diejenigen 
Schriftsteller, welche die Rückziehung aus dem von ihnen 
formulierten unrichtigen Begriff der Bedingung zu begründen 
versuchen und man kann ihnen mit Bekker') vorwerfen. 
dass sie sich im Zirkel bewegen. 



lekker a. a. 0. § Ilß. S. 344. 
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IL Die beMstete Obligation. 

Wenden wir uns nunmehr ziu- Betrachtung der be- 
fristeten Obligation. Ein dies oder Termin ist die zeit- 
liche Begrenzung der Wirksamkeit eines Rechtsverhältnisses. 

Der dies setzt eine Zeitbestimmung oder Befristung 
und zwar entweder so, dass der Anfang eines Rechtsverhält- 
nisses oder dessen Dauer, also das Ende, dui-ch den dies be- 
stimmt wird. 

Der Anfangstermin wird mit dies a oder ex. quo, der 
Endtermin mit dies ad quem bezeichnet. 

Der dies kann entweder ein absolut bestimmter sein, 
was der Fall ist, wenn ein Kalendertag festgesetzt wird, es 
kann aber auch die Zeitbestimmung relativ erfolgen durch 
Bezugnahme auf ein künftiges gewisses Ereignis, z. B. „an 
meinem Todestage". 

Der in dieser Art entweder absolut oder relativ be- 
stimmte Tag ist ein dies certus, denn sein zukünftiges Ein- 
treten ist ein gewisses. 

Es kann aber auch der Zeitpunkt mit Rücksicht auf 
einen künftigen Umstand bestimmt sein, von welchem es 
vorerst unge^iss ist, ob oder wann, oder ob mid zugleich 
wann er eintreten werde. 

In beiden Fällen heisst der dies ein incertus und zwar, 
wenn das ob ungewiss ist, ein dies incertus an? 

Wenn das wann unge\Niss ist, ein dies incertus quando, 
wenn das ob und wann unge^^iss ist, ein dies incertus an 
et quando. 

Ge\vissheit und Ungewissheit bezüglich des an und 
quando können sich jedoch auch mischen und dann ent- 
stehen im Ganzen folgende vier Eignen einer Zeit- 
bestimmung. 

1. dies certus an — certus quando 

2. dies certus an — incertus quando 
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3. dies incertus an — certus quando 

4. dies incertus an — incertus quando. 

Die beiden letzteren Kombinationen (von 3 — 4) werden 
als dies incertus im eigentlichen Sinne bezeichnet. Was 
das Verhältnis von dies und conditio betrifft, so enthält der 
dies incertus an, certus quando der Regel nach neben der 
Zeitbestimmung eine Bedingung, denn er fällt unter deren 
Begriff, insofern er die Entstehung bezw. das Ende des 
Rechtsverhältnisses ungewiss macht ^). 

Ob dies und conditio vorliegen, kann im konkreten 
Rechtsgeschäft zweifelhaft sein, zumal die Partikel si für 
Annahme einer Bedingung nicht schlechtweg entscheidet; 
bei einem Damnationslegat z. B. si primus heres erit, damnas 
esto dare hat der Testator trotz der konditionalen Form den 
Zeitpunkt der Schuldigkeit des Legates und nicht sowohl eine 
Bedingung setzen wollen, wie sich aus L. 19 D. de cond. et 
dem. 35. 1 ergiebt. Um als wahre Bedingung zu gelten, 
muss der Satz non solum figuram sed vim quoque conditionis 
continere L. 69 D. de hered. inst. 28. 5. Doch kann auch 
die gemeinhin auf einen dies deutende Partikel zuweilen 
eine Bedingung einleiten 2). Eine Zeitbestimmung, die sich 
äusserlich als dies incertus einführt, kann ferner nach Ab- 
sicht der Parteien des Rechtsgeschäftes die Bedeutung haben, 
dass nur die Wirksamkeit der Verfügung mit einem gewissen 
Zeitpunkt eintreten soll, in welchem ein Umstand stattfinden 
wird, wenn er überhaupt eintritt. Der dies certus an, 
incertus quando muss nicht, aber kann eine Bedingung sein, 
insofern er in Verbindung mit einem ungewissen Umstände 
einhergeht. 

Der Begriff des reinen dies grenzt sich negativ gegen 
das Gebiet der Bedingung in der Weise ab, dass dies eine 
Zeitbestimmung ist, welche keine Bedingung in sich schliesst, 
indem namentlich die Ungewissheit fehlt. 

Dadurch unterscheidet sich dies und conditio sehr 
wesentlich. 



1) Simeon. Das Wesen des befristeten Rechtsgeschäftes, S. 2 
Berlin 1889. 

*) Seil. Die Lehre von den unmöglichen Bedingungen. S. 14. (Ver- 
suche im Gebiete des Civilrechts II, dessen 1834). 
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Wenn es in L. 79 D. de cond. et dem. 35. 1. heisst: 
der dies sei eine conditio quae non potest non existere, so 
bedeutet dies keine Gleichstellung von dies und conditio, 
sondern enthält nur einen Hinweis darauf, dass es unstatt- 
haft ist, ein Rechtsgeschäft auf einen unmöglichen Tag zu 
verlegen. L. 21 pr., L. 22 D. quando dies legatorum 36. 2. 

Verfehlt ist es, wenn Adickes i) dies und conditio für 
gleichartig erachtet. 

Da, wo ein dies zugleich mit einer wirklichen conditio, 
einem ungewissen künftigen Umstände verschmolzen ist, hat 
dies die Wirkung, dass allerdings das Geschäft nicht gleich- 
zeitig bedingt und betagt sein kann. Es prävalirt alsdann 
der Character des Geschäfts als eines bedingten, und ist 
letzteres in Wesen und Rechtsfolgen als ein konditionales 
zu behandeln. 

Nach der herrschenden und richtigen 2) Ansicht enthält die 
Setzung eines dies bei einem Rechtsgeschäft eine Neben- 
bestimmimg, welche sich mit der hauptsächhch Willens- 
bestimmung organisch verbindet und sie qualilicii-t. 

Der dies unterscheidet im Falle seiner Hinzusetzung 
ein Rechtsgeschäft von dem suspensiv konditionalen wesentUch 
dadm*ch, dass bei Letzterem die Perfection bis zum Eintritt 
des bedingenden Umstandes hinausgeschobien wird, während 
die Perfection eines Geschäfts mit dies diu-ch letzteren nicht 
gehindert wird, vielmehr nach den gewöhnlichen Regeln und 
Voraussetzungen mit dem Abschluss der betagten Verein- 
barung eintritt, d. h. consensu oder re. Demgemäss scheidet 
der dies bei der Perfectionsfrage so aus, als wäre er über- 
haupt nicht gesetzt. 

Als betagt escheinen demnach nur die rechtlichen 
Wirkungen des Geschäft«, d. h. das diu'ch das entstandene 
Geschäft hervorgebrachte Rechtsverhältnis der Parteien. 

1) Adickes a. a. 0. S. 59. 
«) Seil a. a. 0. S. 15. 
V. Scheu rl a. a. 0. S. 63. 

Heinsius. Der Eintritt des dies cedens der Vermächtnisse. Inaug.- 
Dissert. Berlin 1895, § 2, S. 7. 
Simeon a. a. 0. S. 1. 
Holder a. a. 0. § 53, S. 274. 
Bekker a. a. 0. I, § 113, S. 2iiS. 



Aefanlich wir -ich t-ei »irr cini:*^-:» i- Frag^ erhob, 
welche Moüi-rDt im R«^!:'-s^e^*:iIf: »ij^ h-^i-nsr.e seL wird 
auch l>eL3i «lies ^frast, welches Elezi-::: des Rr^hisgeschÜti^ 
v*:.n «iem t^^tagt- «i-ier &rln^:•r•>e:n erzrliiVn wir>i- 

Auch hier sind die R-chi^>rj^r 2^'':rll:er Ansicht. 

In--bes->ndere komm: e^ in Beir^ich:. warn t^eim neg^jüum 
mit dies diis Recht ai;s dem Ge^*:':lif: erw -rt^en winl 

Savigny^) sielli die Fonnrl auf. disc^ djjch den Ab- 
schius.- des t^eiagren Ge^chä^.es d^s R-rcht seiner Substanz 
nach s-:fort erworfc^en wer»le. s*:-ias>s »üe Sub;ec:t«eziehungen 
de- Rechis s-jfort erLu^tehem dass hin^^rii dessen Au-übungr 
Ll^ zum Eintritt des dies su-i>enlin wenie. 

Diese Ansicht war ;ilnger>^ Zeit «iie ziemlich allein 
herrschende-) und hat auch d^n Vorzug der Einfachheit 

und Natüriichkeit. 

Unger^» hat diese Lehre t»esirir[fn und behauptet, beim 
betagten Geschäfte werde zwar der Wille gesetzt, aber der- 
selbe 5-'jlIe erst von einem spütem Moment an — ex die — 
gesetzt sein, der WfJe binde sich durch •üe jetzt gegebene 
Erklärung für einen späteren Zeitpunkt — in «üem — , die 
Formel sei : ich will gekauft hatten, al^er ich will erst dann, 
wann — 

Die Erklärung des Willens und sein juri-ii^che^ Dasein 
faUe auseinander, und infolge hiervon sei auch der Abschluss 
des Rechtsge>chäftes und die Entstehung seiner rechtlichen 
Wirkungen getrennt. Das t^etagte Rechtsgeschäft bestehe 
s*jfort zu Recht, aber das Dasein des vom Rechtsgeschäft 
erzeugten Rechtsverhältnisses sei auf einen späteren Zeit- 
punkt hinausgeschoben. 

Wem imter einem Anfangstermin ein Recht zugesagt 
sei, der habe dasselbe sufurt in fester und unentziehbarer 
Weise auf diese Erwerbung erlangt. — dies cessit. — 

Die Erwerbung des fraglichen Rechts selbst aber ge- 
schehe erst mit dem Eintritt des dies, wenn dies venit. 



>> T. Savigny System lll, § 126 

*) Ihr folgt Keller a. a. 0. § 62, S. Iu3. 

Puchta Vorlesungen I, § 62, S. 131. 

H^Slder a. a. 0. § 53, S. 275 und 276. (mit Unterscheidungen.) 

») Unger a. a. 0. H, S. S9 ff, § 83. 
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Diese Deduetiön ist in hohem Masse spiufindig und 
widerspruchsvoll. 

Wenn ein Wille schon jetzt, d. h. in praes^enti gesetzt 
ist, so ist es eine perf»lexe Behauptung, dass der nämliche 
jetzige Wille er?t von einem späteren Moment, d. h. in 
futuro, gesetzt sein solle. 

Auch ist «lie Anschauung des sich selbst bindenden 
Willens unrichn:Jr. Der Wille kann sich nicht selbst binden. 

Die Formel: ich will gekauft haben, aber ich will erst 
dann, wann — leidet an Unklarheit. Was ist denn das ge- 
woüte ^gekauft hatten.** kt es der .\bschluss des Kaufs 
4 h. die Willenserklärung, o<ler ist es «lie Perfection des 
Geschäfts «>ler das Habenwollen des Rechts eines Käufers? 

Undenkbar ist es femer. dass die Erklänmg des Willens 
und sein juristisches Dasein auseinander fallen, es sei denn, 
dass erstere sich mit einem wahren, seienden Willen nicht 
deckte, wie etwa bei ein«=*r simulin<^n Willenserklärung. 

Wenn «üe Erklärüntr des Willens abgegeben ist, so gilt 
der Wille juri-iisch als vor und während der Abgabe vor- 
handen, abgeseh<='n von einf-r .Anfechtung wegenBetruges u.s.w. 

Dass der Abschluss drs Rechtsgeschäft*^ und die Ent- 
stehung seiner rechtlichen Wirkungen getrennt seien, kann 
nicht, wie Unger will, aus der Duplicität des Willens be- 
gründet werden. Dunkel ist, was Unger meint, wenn er 
sagt, das mit «lies geschlossene Rechtsgeschäft bestehe sofort 
zu Recht, aber das Rechtsverhältnis sei auf einen späteren 
Zeitpunkt liinaus^eschoben. 

Was ist hier unter dem Rechtsverhältnis gemeint? 

Nach der üblichen Auffassung versteht man unter 
einem Rechtsverhältnis ein Rechtsgeschäft oder sonstigen 
Rechtsgrund und daraus erzeugte Rechtsbeziehungen, nament- 
lich Rechte und Pflichten. In diesem Sinne kann Unger 
offenbar den Begriff des Rechtsverhältnisses nicht gebraucht 
haben, denn er stellt das Rechtsgeschäft, also ein contentum 
des Rechtsverhäitni>ses diesem gegenüber. 

Was Unger meint, \yird erst am Schlüsse klar. Bei 
dem mit dies versprochenen Recht werde letzteres nicht so- 
fort mit dem ^'er^prechen envorben, sondern nur ein An- 
spruch auf den künftig v^n-zunehmenden Erwerb dieses 
Rechts; mit dem Vei-spH-chi-n ent-^tehe mithin ein jus 
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es 

acqiiiren«li, «lie Bf-fagni-. weim d«^r Tag eliiirlü, das Recht 
♦-rwerben zu dürfen, <>ier auch es a!>-iaiiri von selbst an- 
gefallen zu erhalten. Unger will aI-> «las t-r:agte Recht in 
zwei Teile haltea, d^r^n ^iaer. drr .\n>prjch auf künftigen 
Kechi^»rrwerls <<jf*jn zu- tändig und t- in Ju- quaesiium sei, 
deren anderer dagegen, nämlich «ile Erwr-rt'.ng des Rechts 
selbst^ auf einen späteren Zeitpunkt, den Eintrln des dies, 
verlegt seL Eine s-:»lche Zei>pai:ung dr^ t*eiagten Rechts 
i>t nicht möglich M und besteht nicht einmal wo zum Erwerbe 
♦fin^ Rechts ein h»es-jnder*-r Erwe^5:•^akt gehCn. 

Wenn A als Verkäufer heut mit B ein^-n Kauf vereinban, 
da.-- er ihm nach lu Tagen sein, d«rs A, PfeM verkauft haben 
wüL Sij i-t für B das betagte Recht das Dgentum an dem 
Pfenie. B hat schon jetzt den obllgatori-chen Anspruch, 
nach 10 Tagen das betagte Eigeniunisrecht durch Tradition 
zu erwerben. Gleichwohl darf nicht behauptet werden, das 
betagte Recht d h. das Eigentum z»^rfalle durch Setzung des 
dies in zwei Teile, nämlich in den -A:nspruch auf künftigen 
Eigentumserwerb imd in die Erwerbung des Eigentums selbst, 
die erst nach Eintritt des dies mittekt Tradition erfolge. 

Der Anspruch auf künftigen Eigentumserwerb ist nicht 
etwa der erste imd vorderste Bestandteil des betagten Eigen- 
tums, sondern er ist ein dem letzteren fremdes aliud, wie 
sich schon daraus ergir-bt, dass der Anspruch obligatorischen, 
das Eigf-ntum dinglichen Charakters ist. 

Bei Obligationen tritt d»^r Widerspruch der Unger sehen 
Arisicht nicht s»j klar hervor, weil hier der Rechtsütel und 
^las obligatorische Recht selbst nicht so auseinanderfallen, wie 
bei dem durch einen obligatorischen Kauf zu erwerbenden 
dingUchen Eigentum. 

Die Obligation und ihr E^^verbstitel bilden eine Einheit, 
der Titel L<t nur d»T Anfangspunkt in der Obligation und 

*> Da4?e^en erklän sich auch Kariowa S. 1"9 als zu kOnsüich. 
Ver^. S^^rhuppe a. a. «J. S. ^2:3 ^und was sc»ll Recht aul Erwerb eines 
Hechis brdeuwrn * Wenn man sich bt^i dem Worte ein Recht nichts be- 
«»limmies df-nii, sf' lässi si^h alltrs behaupten. Denke ich dabei: Die Be- 
stätijrani^ ein»-« subj-e^^tiven Willens von Seiten des objectiven Rechts, und 
i*t dies d*rr Wille des Subjects. die veniente das fragliche Recht zu haben. 
•y> hab%;n wir nur den bereits konstatirten Thatbesiand, dass das Subjeci 
am festgesetzten Termin ganz sicher jenes Recht haben wird. In der 
vorausgesetzten Bestätigung liegt die Gewissheit des künftigen Habens''. 
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umfasst dieselbe. Demgemäss ist es eine unmögliche juri- 
stische Auffassung, eine betagte Obligation zu zerlegen: 

a) in den jetzt schon existenten Anspruch auf den künf- 
tigen Erwerb des Übligationsrechtes, 

b) in den Erwerb des Obligationsrechts selbst. 
Es giebt nur eine Alternative: 

Die betagte Obligation ist entweder als Recht schon 
mit dem Versprechen erworben, und die Betagtheit berührt 
den Erwerb des Rechts selbst nicht — oder aber die betagte 
Obligation wird als Recht noch nicht mit dem Versprechen 
erworben, sondern erst später. 

Bruns^) sagt vom betagten Recht: 

„Da die Existenx an sich nicht zweifelhaft ist, so 
ist die Zeitbestimmung doch nur für die Wirksamkeit 
des Willens von Einfluss." 

Auch dieser Ausdruck ist unklar, wie jede Formulirung, 
die nach Unger's V^organg auf ein Wirksamsein oder -werden 
des Willens den Ton legt. Denn das betagte Recht entsteht 
und besteht keineswegs allein aus und durch den Willen. 

Soll aber unter Wille bei Bruns das Gewollte zu ver- 
stehen sein, so ist seine Ansicht erst recht ungenügend, denn 
man weiss nicht, was er sich unter dem Gewollten vorstellt, 
ob die Ausübung des betagten Rechtes oder die Wirkimgen 
desselben, die Fälligkeit, Zahlbarkeit u. s. w. Ob Bruns 
unter dem Willen, welchen er ei-st mit Eintritt der Zeit- 
bestimmung lÄrirksam werden lässt, wirklich das Gewollte 
verstanden hat, wii-d aber wieder zweifelhaft durch einen 
anderen Ausspruch, wonach bei Betagtsein eines Rechts, das- 
selbe schon rechtlich existent sei, der zeitliche Aufschub des 
Rechts bilde nui* einen Teil des Willensinhalts selber*). 

Hier ist offenbar an das Gewollte nicht gedacht. 

Wenn man jedoch die Betrachtung nur auf den Willen 
und seinen Inhalt richtet, so gelangt man nicht zum Ziel, 
denn die Hauptfrage ist, wie das Gewollte d. h. das objec- 
tivirte Recht selbst sich unter der Einwirkung einer Betagung 
gestalte. 



1) Bruns in v. Holt7.endorffs Encyclopacdie der Rechtswissenschaft 
in systematischer Bearbeitung I S. 421. 4. Aufl. Leipzig 1882. 

^ Bruns Kleine Schriften (Pandectenfragmente) U S. 457. 
Weimar 1882. 
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Der Wille im betagten Geschäft habe eine doppelte 
Richtung und Wirkung, er gehe auf 

1) das Recht, d. h. auf die Bewirkung einer obligatio 
dim^h den Vertrag und 

2) auf den Endzweck des Geschäfts, d. h. die siMuiio 
der Obligation. 

Der Endzweck des Vermächtnisses sei, dass der Legatar 
den vermachten Gegenstand o<1er eine Forderung auf die 
vermachte Leistung erhalte. Das Mittel dazu sei das Recht 
des Legatars auf das Vermächtnis. Diurch die aufschiebende 
Zeitbestimmung solle die Erreichung des Endzwecks aufge- 
schoben, nicht aber auch die Gewährung des Mittels suspen- 
dirt sein^). (v. Scheurl a. a. 0. S. 32). 

Ob diese Ansicht für die befristete Obligation, — niu- 
imi diese handelt es sich für uns — im Ergebnis richtig ist, 
sc»ll vorläufig nicht untersucht werden, in der Begründimg 
trifft sie nicht zu. 

Der Wille in der obligatio lässt sich nicht in zwei 
Willensrichtungen mit zwei Zwecken als Zielpunkten zer- 
legen, sondern er ist ein einheitlicher, und als solcher geht 
er nur auf die Begründimg der obligatio durch Setzung des 
Rechtsgrundes. Sobald die Parteien einig sind und ihr Wille 
>ich deckt, ist die obligatio begründet. Alles weitere ist 
Rechtsfolge der begründeten Verpflichtimg. 

Dass der Verpflichtete die Obligation erfüllen muss, 
gebietet ihm das Recht. 

Die Rechtsfolge tritt allerdings nicht ohne den Willen 
Hin und, wenn man will, durch den Willen ein. Dieser Wille 
L<t aber kein besonderer Wille, sondern dadurch, dass die 
Partei das Recht gewollt hat, hat sie auch seine Folgen mit- 
gewollt, selbst «iie der Partei gar nicht bekannten oder zum 
Bewusstsein gekommenen. 

Wenn es wahr L<t, «lass die Beifügung eines dies die 
Reali^irung des Endzweckes, namentlich die Erfüllung, hinaus- 
schiebt, so darf dies nicht als eine qualificirte Wirkung des 
Geschäftswillens angesehen werden, denn dies würde die 



') .\iiderer .\iiri«hi i>i v. Srheurl a. a. <». S. 32 bei den Ejcenium 
Obertratrenden "der Serv iiuten besiellenden Rechtsg^esohäfien, hier sei das 
betagte Eie^nrura »»dtT die Sevitui s^rlbsi nel»en der Uet^eru^agung des 
Bgentums, der Be^teliun^ d*T S*^r\iTut. dur^h d»*n di»*? aufeesch«^ben. 



Annahme zweier Willen bedeiit^'n, deren erster das Geschäft 
erzeugt, während der zweit* der Setzung des dies beiwohnte. 
Indessen ist auch beim bedingten Geschäft der Wille ein 
einheitUcher mit nur einem einzigen Ziel, denn die Neben- 
bestimmimg, die den dies setzt, ist kein besonderer Neben- 
vertrag (pactum adjectum), sondern sie ist ein integrirendes 
Element der Willensseite •) und der Erkläning des Geschäfts, 
so dass die Betagtheit dem Geschäft im Ganzen als eine 
Eigenschaft inhaeront ist. 

Für die Erfüllung lässt sich deshalb kein besonderer 
Wille abzweigen. Die Frage, was im befristeten Geschäft 
das betagte sei, ist nicht sowohl eine solche der Interpretation 
des Parteiwillens, als vielmehr eine nach Massgabe einer objek- 
tiven Rechtsanschauung, und soweit diese den Parteiwillen 
dabei betrachtet, würdigt sie ihn als Ganzes. Bei einem 
Kauf ist es z. B. unzulässig, dem Käufer je nach den recht- 
lichen Folgen des Geschäfts verschiedene Willensrichtungen 
beizumessen, z. B. die aktive Obligation des Käufers zu be- 
gründen, seine passive Schuld des Kaufpreises eu über- 
nehmen, ferner den Willen mit der Perfektion des periculum 
zu tragen, den Willen, den Verkäufer für culpa haften zu 
lassen, Tradition zu fordern. 

Brinz^) macht darauf aufmerksam, dass sich die Quellen 
zu sehr widersprechen, indem manche Stellen sagen, die 
obligatio entstehe erst mit dem Eintritt des dies, ebenso 
Wcle aber das Gegenteil. Dazu komme, dass die obligatio 
noch vor dem dies zahlbar, acceptilierbar, für Kauf und 
Pfand geeignet, vererblich u. s. w. sei. Die Wahrheit liege 
in der Mitte, Der Grund, warum die römischen Juristen die 
ObUgation bald für praesent, bald für aufgeschoben beim 
dies erklären, liegt nach Brinz in der Verschiedenheit der 
Kontrakte. Es sei nämUch zwischen unge^rissen und ge- 
wissen Kontrakten zu unterscheiden; bei ersteren sei die 
Zwiespältigkeit der Zeit auch ohne dies da. Deshalb habe 
Pomponius in L. I8l ij l D. de solut. 46, 3 bei der unbetagten 
Deposition von dem restituierenden Depositar sagen können, 

1) Der zeitliche Autschub, welchea der dies macht, ist wie Bruns 
(Kleine SchrUl«n II S. 457) treffeiid bemerkt, nur ein Teil des WUIcds- 
iuhalts selber. 

») Brinz Lehrbuch der PandecteD IV § 551 S. 209 tt. 



73 



dass er von der Obligation liberiert werde, wobei also als 
\'oraussetzung gedacht w^ar, dass er obligiert war. Aber 
Pomponius habe auch, wie er thut, fortfahren können; aut 
quod verius est, non incidit in Obligationen!, d. h. sich der 
Anschauung anschUessen können, dass der Depositar auf 
Restitution eigentlich noch gar. nicht obligiert war, sondern 
erst hätte obligiert werden können. 

Dieser Anschauung könne man bei den ungewissen 
Kontrakten, darunter auch dem depositum, folgen, bei welchem 
nicht von vornherein und notwendig eine Schuld (debitum) 
des Depositars entstehe, d. h. eine exigible Obligation ent- 
springe, sondern erst in einem späteren Moment, wenn 
nämlich der Depositar dolo malo nicht restituiere. Alsdann 
erst sei er exigibel obligiert und das debitum des Depositars 
vorhanden. 

Nur diese Haftung betrachte Pomponius als die Obli- 
gatio des Depositai-s und er bemerke demzufolge, dass er 
noch gar nicht obligiert sei. 

Indessen ist diese Auffassung von Brinz nicht zu 
billigen. 

Wenn der Depositar nicht restituiert, so verletzt er 
eine bestehende Obligatio ad restituendum und das debitum 
aus dieser obligatio. Diese Obligations Verletzung ist keine 
„exigibele spätere Phase des Kontraktsverhältnisses", wie 
Brinz glaubt, eine Phase, die Pomponius so recht eigentlich 
als die obligatio betrachte. 

Wenn Pomponius sagt, liberabor, aut quod verius est 
non incidam in obligationem, so heisst dies, wenn ich als 
Depositar freiwillig restituiere, so werde ich von der obli- 
gatio ad restituendum befreit, oder vielmehr ich habe mich 
der Gefahr einer Verletzung der Obligation gar nicht aus- 
gesetzt. Solche Gefahr wird aber gerade in der L. 81 § 1 cit. 
besprochen, denn es ist die Frage aufgeworfen, wie sich der 
Depositar verhalten soll, wenn einige von mehreren Erben 
die vom Erblasser Titius deponierte Schüssel zurückverlangen. 
Es liegt die Gefahr vor, dass, wenn der Depositar sie den 
die Herausgabe fordernden Erben herausgiebt, er seine Re- 
stitutionspflicht gegen die anderen Erben verletzt. Pompo- 
nius rät daher zuerst, der Depositar möge einen ihn zur 
Herausgabe an die Erben ermächtigen.den Befehl des Prätors 
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erwirken, eventuell könne er aber auch freihändig sine dolo 
malo die Schüssel den sie fordernden Erben restituieret, er 
werde dann auch den anderen Erben gegenüber befreit oder 
vielmehr non incidam in Obligationen! d. h. er verletzt auch 
den anderen Erben gegenüber seine obligatio restituendi nicht, 
und zwar um deshalb nicht, wie Brinz glaubt, weil, wenn 
der Depositar die Herausgabe des Objekts an einige Erben 
vornimmt, er auch gegenüber den übrigen Erben der obli- 
gatio restituendi genügt. 

Die L. 81 § 1 ergiebt hiernach keineswegs das unter 
der unzulässigen Auslegung von Brinz gezogene Ergebnis, 
es sei bei Obligationen aus ungewissen Kontrakten eine Zwie- 
spältigkeit der Zeit auch ohne dies vorhanden. Für die be- 
tagte Obligation, von welcher die Stelle übrigens gar nicht 
handelt, ist dieselbe nicht zu verwerten. Das Wesentliche 
der Brinz'schen Ausführungen besteht darin, dass er die 
Zwiespältigkeit des Ausdrucks und der Anschauung des be- 
fristeten Rechts in den Quellen dargethan hat. 

Für den „gewissen" Kontrakt, welcher der Hauptsitz 
des kontraktlichen dies sei, also z. B. beim befristeten Kauf, 
ist nach Brinz (a. a. 0. § 551 S. 214) das ganze Kontrakt- 
verhältnis durch den dies aufgeschoben. Demgemäss ist die 
Obligation (beim Bilateralkontrakt die Obligationen) aufge- 
schoben, welche ohne den dies gleich anfangs existent sein 
würde. 

Die Obligation begrenzt ihre Existenz erst mit dem dies 
veniens. Bei betagtem Pfandkontrakt sei die Pfandhaft an 
dem vorher re hingegebenen Pfände der Priorität nach schon 
bei der re erfolgten Hingabe der Sache beginnend imd also 
vorhanden. 

Brinz schliesst sich somit hier in der Hauptsache der 
Meinung Unger's an, während er im Ganzen eine Mittel- 
meinung verficht. Kariowa*) führt aus: Zwischen dem Er- 
richtungsakt des obligatorischen Geschäfts und dem Moment 
des Eintritts der Haftung bezw. eines dieser Haftung ent- 
sprechenden Rechts liegt kein Zwischenraum. Deshalb ist 
auch beim betagten obligatorischen Geschäft sofort mit 
vollendetem Errichtungsakt eine Haftung füi" die zukünftige 



1) Kariowa a. a. 0. § 18 S. 111 
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Leistung eine praesens obligatio, ein incipere deberi vorhanden. 
Nur kein dare, dare f acere, oportere vor eingetretenem dies. 

Wer vor dem dies klagt, begeht eine pluspetitio tempore. 
Mit Rücksicht hierauf kann gesagt werden: ex die incipit 
obligatio. Gleichwohl existiere schon ein Recht vor dem dies, 
denn dies Recht werde konsumirt, wenn ante diem geklagt 
wird. Ueberhaupt sei bei betagten Obligationen im gebräuch- 
lichen Sinne zwischen dies cedens und dies veniens zu unter- 
scheiden. Das betagte Forderungsrecht müsse, um zur Reife 
zu gelangen, einen gewissen Zeitraum zurücklegen, welcher 
zwischen dem Anfangs- und Endpunkte hege. 

Der Beginn des Forderungsrecht falle zusammen mit 
dem Laufe dieses Zeitraums von seinem Ausgangspimkt, 
die Vollendung mit der Ankunft des Zeitraums an seinem 
Zielpimkt, der dies sei also als Frist zu nehmen. 

Da die Haftung und das Recht auf die künftige Leistung 
schon vor dem Eintritt des dies vorhanden seien, so bestehe 
ein debitum schon vor dem dies, weshalb bei solutio ante 
diem die Repetitio ausgeschlossen sei, auch ante diem Ver- 
pfändung der ObUgation stattfinden könne. 

Dieser Begründung Karlowa's kann jedoch nicht bei- 
getreten werden, obschon sie im Ergebnis vielleicht richtig ist. 

Sie ist nicht schlüssig für die möglicher Weise richtige 
Behauptung, dass die Haftung aus der Obligatio und die 
Existenz dieser selbst schon ante diem beginne. 

Karlowa knüpft, wie es scheint, an eine Bemerkung 
V. ScheurTs *) an, mit welcher dieser die Ausdrücke cedere 
diem und venire diem erklärte. 

Die Zeit werde, meint v. Scheurl, als ein bewegliches 
Ding gedacht, das einen Punkt des Raumes verlässt (cedit) J 

und dann durch Vollendung der Bewegung an einen be- 
stimmten anderen Punkt des Raumes anlangt (venit). 

Dies von v. Scheurl für die Zeit, aber nicht für die 
obligatio gebrauchte belehrende Bild will Karlowa auf die 
betagte ObUgation übertragen, die er sich in Bewegung und 
im Zustande eines Reisens denkt, die von ihrem Ausgangs- 
punkt sich zum dies hinbegebe. Dieser Vergleich ist jedoch 
ein hinkender, denn die betagte Obligation erleidet in ihrer 

1) V. Scheurl a. a. 0. S. 34. 



Eigenschaft als Recht durch den Eintritt des dies keinerlei 
Veräindening, und doch würde eine solche vorliegen, wenn 
die Obligation reifte und sich bewegte, da jede Entwickelung 
eine successive Veränderung enthält. 

Die bedingte Obligation als Recht ist vor und nach 
Eintritt des dies identisch und selbst die einzige Veränderung. 
welche mit Eintritt des dies stattfindet, nämlich der Fortfall 
der Betagtheit, ergreift nicht die Substanz des obligatorischen 
Forderungsrechtes, welches in quali et quanto dasselbe bleibt, 
sondern nur das Betagtsein. Denn ihren Charakter hat die 
Obligation schon bei Vereinbarung derselben mit Setzungr 
des dies erhalten. 

Aus der von Kariowa unterstellten Bewegung und Ent- 
wickelung der obligatio von einem Anfangs- bis zu einem 
Endpunkt — dem Eintritt des dies — würde sich noch nicht 
das Resultat ableiten lassen, das Recht der Obligation sei 
schon vor Eintritt des dies vorhanden gewesen, man müsste 
vielmehr eigentlich annehmen, dass mit Eintritt des dies in 
seiner Entwickelung abgeschlossene und gereifte Recht sei 
erst von diesem Zeitpunkt an, nicht bei Beginn seines Werdens, 
existent geworden. Die Bezeichnung des dies a quo als Frist 
verkennt den Unterschied zwischen Fristen und Terminen. 

Bei betagten Vermächtnissen folgt Kariowa ohne nähere 
Begründung der Ansicht, dass die Existenz des vermachten 
Rechts bis zum Eintritt des dies hinausgeschoben sei. Bis 
dahin bestehe nur das das Vermächtnis errichtende Geschäft. 
Bezüglich der obligatio legati hege das dies cedit, das heisst 
die Forderung auf künftige Realisirung des Vermächtnisses, 
schon beim Tode des Erblassers vor, das dies venit trete 
ein, wenn ein intentionsmässiges dare oportere begründet 
sein solle. 

Enneccerus') führte aus: Die befristete und un- 
befristete Obligation haben verschiedenen Inhalt. Der Anfangs- 
termin schiebt nicht das Dasein der Obligation hinaus, sonderrt 
modifieirt ihren Inhalt, indem die befristete Obligation nicht 
auf sofortige Zahlung, sondern auf Zahlung bei Eintritt des 
dies gerichtet ist. Enneccerus findet diese Meinung in den 
Rechtsqueilen bestätigt. Insbesondere in h. 46 pr. D. de V. 
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0. 45, 1. Centesimis Kalendis dari utiliter stipulamur, quia 
praesens obligatio est, in diem autem dilata solutio, ferner 
in § 2 Inst, de verb. obl. 3, 15 id autem, quod in diem 
stipulamur, statim quidem debetur, sed peti priusquam dies 
veniat, non potest, ferner in L. 213 D. de V. S. 50, 16 cedere 
diem significat, incipere deberi pecuniam, venire, diem 
significat, eum diem venisse, quo pecunia peti possit. 

Auch in den Wirkungen der betagten Obligation findet 
Enneccerus seine Ansicht bestätigt, insbesondere in der 
Zahlbarkeit derselben, wonach der Gläubiger die angebotene 
Zahlung nicht zurückweisen darf. Durch das befristete Ver- 
sprechen werde der Schuldner sofort verpflichtet, beim dies 
zu zahlen. Die Obligation werde aber in dubio nicht so auf- 
gefasst, dass der Schuldner genau am dies zahlen solle, viel- 
mehr habe er einen gewissen Spielraum, er könne bis zum 
Eintritt des dies in jedem ihm geeignet erscheinenden Momente 
Zahlung leisten, die der Gläubiger annehmen müsse. 

Aus der Möglichkeit der Acceptilation und Litiscon- 
testation, welche ante diem erfolgt, begründet Emieccerus 
weiter seine Behauptung, dass die obligatio schon ante diem 
bestehe (a. a. 0. S. 321 ff.) 

Ob diese Ansicht richtig ist, mag vorei-st unentschieden 
bleiben. Enneccerus moduliit nur die Ansicht von Savignys. 

Die Behauptung, bei der befristeten Obligation sei nur 
der Inhalt verändert, setzt die unbefristete Obligation als das 
Einfache, den Normaltypus. Mit der trivialen Wahrheit, 
dass die befristete eine inhaltlich veränderte unbefristete 
ObUgation sei, gelangt man jedoch nicht weiter. Die Frage, 
ob das befristete Obligationsrecht schon vor dies oder erst 
mit dessen Eintritt existent sei, lässt sich nicht aus einer 
zwischen der puren und der befristeten Obligation gezogenen 
Parallele beantworten, sondern nur aus der Erwägung und 
Entscheidung, ob ein dies die Kraft hat, die Entstehung dej 
Obligation abweichend von der Regel zu suspendiren, dass 
Obligationen beim Dasein ihi-er Existenzbedingungen zu Stande 
kommen. 

Auch der von Enneccerus hervorgehobene übrigens nicht 
streitige Umstand, dass die befristete Obligation auf Zahlung 
beim Eintritt des dies gerichtet ist, beweist noch nicht, dass 
dann die Obligation vor Eintritt des dies entstanden und 



e3tistent geworden sein müsse. Denn es besteht die M^lich- 
keit. dass die Obligation am dies sowohl entsteht als auch 
am selben dies gezaüh wenl^^n muss. Wenn also die Obli- 
gation auf Zahlung beim ELiiiritt des dies gerlihtet ist, so 
Meibt damit die Frage unbeantwortet, wann lü»* Obligation 
t-ütstanden ist. 

Auch Enneceerus teilt die unzulässige Auffassuncr, 
wer an einem bestimmten Termin zahlen mü>>e. dessen Ver- 
pfichtung gehe dahin, dass die Zah'.ur.g b> zum Eintritt 
•ir?s dies an einem von ihm wahlfrei; Moment zu erfolgen 
habe. 

Dieses beruht aber auf einer Verweihse'.ur.g dt-r Begriffe 
•it^ debitum ex die und in diem. Haue der Schui«iner an 
einem dies zu zahlen verspnx'hen. s-:» ist d:e>r-s ein dies? a quo^ 
er schuldet ex die. 

Weil der Schuldner die facultas alternativa besitzt, schon 
ante diem zu zahlen, so wir^l dadurch sein auf einen dies 
ä »ino gegebenes Versprechen nicht zu einem Ve^-prechen 
in diem. Aus dem Termin, welcher vertinb«an war, wird 
keine Frist. Die BefUiTnis d»-> Schul iners, >ch :i ante diem 
zu zahlen, verändr-r: nur die M«>ialität der Erfüllung der 
vbl:;jaüo. Diese ErfüllunsswahlVfu^mis :>t abr-r nicht da^» 
ursrcünsärliche •jblli?at:.: nsrev'ht. 

L»er Grund dafür, dass der Schuldn-r. auch wenn ein 
d.-es- a uuo i;>->^tz: war. dxh ante div:n zahl- n darf, be5^t•*h: 
n.ch: darin. da>s die Orli^niti^n ei^rentlivh auf Zaiilun^ in 
iiena gin.:^?. ^•:•ll•irrn dann. d;iss lier Schulvinrr auf den zu 
>rinrn «.lun-steu Tort-e^iungeneu dies verzichten darf, denn 
Lies adjrctus pro reo est, und wenn d '•s*:t Verzicht durch 
llahlung ante 'üieui erfclgt, so wj:>i unt-^rstellt, dass der 
GlIuhiiTrr gar kein Interesse an Kinh^ltun^ t^ 'ii^-s un«l 
rLn^^isschi-^bung der Zahlung ha:. Es hAni-1: sich hiernach 
te^i der llan iu n.j?ni : ^r lichke i: ante dient nur um eme die 
Si-vi.!.:' ni>i^:ic:renie Ke:^\. LVr Ol.iubii^r. deui an;e diem 

-ini irshÄlb lJL^^^: sich tv.cht beh.mttrn. de crligatio gehe 
äuf dis Plus. Liese Behau; tvutg n üsste aber festgestellt 
werien. wen.n es Inhalt der obü^raui^ e\ d.e w,v:e. iass der 
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Holder vertritt folgende Ansicht: 

Die betagte Obligation enthalte die Ge¥rissheit künftiger 
Leistung und begründe deshalb schon jetzt eine Verbindlich- 
keil. Inhalt dieser letzteren sei aber nicht eine schon jetzt 
bestehende Forderung der Erfüllung der Verbindlichkeit, 
sondern die schon jetzt eingetretene Möglichkeit dieser Er- 
füllung. Schon jetzt sei die Pflicht zu einem Verhalten vor- 
handen, welches die ^Möglichkeit der künftigen Erfüllung 
nicht beeinträchtige. 

Die obligatio bestehe schon ante diem, sei aber eret 
später zu erfüllen und exigibel. Denn wenn der Inhalt der 
Obligation für eine spätere Zeit statuiil werde, so bedeute 
dieses, dass der Inhalt erst später Platz greifen solle. Allein 
nur bei befristeten Obligationen, nicht bei anderen Rechten, 
sei bereits ante diem die gegenwärtige Existenz des Rechts- 
verhältnisses begründet, wenn aber auch die befristete Ob- 
ligation künftig notwendig erfüllt werden müsse, so sei ihre 
Erfüllung doch schon ante diem möglich. Betrachte man 
die Obligation unter dem Gesichtspunkte einer Schuld, d. h. 
der eine Forderung des Gläubigers begründenden \'erpflich- 
tung des Schuldners, so könne man auch sagen, dass die 
Schuld ei"st mit Eintritt des dies zur Existenz gelange. 

Da aber dieses debitum schon vor dem dies auf einer 
bindenden und erfüllbaren VerpfUchtung beruhte, so bestehe 
dasselbe auch schon vor dem dies, obschon die gläubigerische 
Forderung erst post diem in ihre Existenz einti-ete. 

Diese Ausführung verdient jedoch keinen Beifall. 

Es ist schon oben bei Widerlegung der Enneccerus'schen 
Ansicht dargethan, dass die Befugnis des Schuldners, sich 
durch Zahlung ante diem zu liberiren, das Wesen der be- 
fristeten Obligation und den Zeitpunkt ihrer Existenz nicht 
berührt. 

Im Uebrigen leidet Hol der 's Ansicht an grosser Un- 
bestimmtheit, denn er giebt nur die Alternative, die befristete 
Obligation enstehe und bestehe entweder ante diem oder 
post diem. Vei-schiebt man aber den Begriff der obligatio, 
indem man ihm zweierlei Bedeutungen beilegt und dann die 
Frage des Zeitpunkts der Existenz der betagten obligatio ent- 

J) Holder a. a. 0. § 53, S. 275. 
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gegengesetzt beantwortet und jede Antwort für die richtige 
erklärt, so kann diese Methode nur dann zutreffen, wenn 
der obligatio überhaupt ein doppelter Begriff innewohnt. 

Nun steht freilich in der ObUgation der Forderung eine 
Schuld gegenüber, allein dessen ungeachtet hat die Obligation 
nicht einen zweifachen sondern nur einheitlichen Begriff, zu 
welchem als die beiden notwendigen Elemente Forderung 
(Gläubiger) und Schuld (Schuldner) gehören. 

Die Obligation kann allerdings von ihi-er F'orderungs- 
und Schuldseite einer doppelten Betrachtung unterzogen 
werden, allein niemals kann darüber ein Zwiespalt eintreten, 
dass von der Porderungsseite eine andere wie für die Schuld- 
seite massgebende Norm gälte. Es ist also unthunlich zu 
sagen, die Forderung entstehe schon ante, die Schuld aber 
erst post diem. Die Schuld ist die Verpflichtung zur Leistung 
einer Sache, die Forderung dagegen das Recht, dieselbe Sache 
aus dem Grunde dieser selben Verpflichtung zu bt^anspruchen- 
Hieraus folgt, dass im Moment, in welchem die Forderung 
existent ist, auch die Schuld oder Verpflichtung conexistent 
sein muss; es müsste denn eine ObUgation geben, bei wel- 
cher die Forderung des Gläubigers existent sein könnte, 
ohne dass zugleich die coiTcspondirende Verpflichtung des 
Schuldners mit existent wäre. 

Ein Gläubiger ohne Schuldner kann aber nicht gedacht 
werden, und ebensow-enig eine bestehende Forderung ohne 
die entgegenstehende Verpflichtung, 

Auch lässt sich nicht mit Holder sagen, das debituni 
bestehe wohl schon vor dem dies, weil es schon damals 
bindend und zahlbar sei, aber die Forderung des Gläubigei's 
beginne erst ihre Existenz ex die. Auch diese Auffassung 
wird durch die im Begriff der obligatio liegende notwendige 
Conexistenz der Forderung des Gläubigers und des debitum 
des Schuldners gehindert. Die Leistungspflicht ist zum 
Begriff der Obhgation so wesentlich wie die Forderung. 

Bekker^) will einen Untei-schied finden zwischen dem 
heutigen und dem römischen Recht. Nach ersterem habe 
jede gewillkürt betagte Obligation in der Zwischenzeit bis 
zum Eintritt des Termins diejenige Wirkung, welche sie 



1) Bekker a. a. 0. § 114, S. Hlü ff, 313. 
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nach der Vertragserkläruiig der Parteien haben soll. Dieser 
Regel gegenüber hätten die Vorschriften des röm. Rechts 
über den dies nur subsidiäre Bedeutung, insofern sie nur in 
Ermangelung näherer Bestimmungen der Parteien zur An- 
wendung zu kommen hätten. 

Die Setzung eines dies ohne Unterschied, bei welchem 
Recht sie stattfinde, bewirke zweierlei. Das betagte Ge- 
schäft schaffe ein Rechtsverhältnis, welches nur ein vorläu- 
figes Recht oder Vorrecht enthalte, das erst mit dem Eintritt 
des Termins zum Vollrecht werde, bis dahin aber gewisse 
durch den Willen der Parteien zu mehrende oder zu min- 
dernde Wirkungen äussere. 

Das betagte Geschäft gebe einem an sich indifferenten 
zukünftigen Ereignis, eben dem als Termin gesetzten, die 
Bedeutung, aus dem Vorrecht ein Vollrecht zu machen. 

Dieser Standpunkt ist nicht zu billigen. Wenn Bekker 
die Wirkungen des dies a quo auf die Obligation auf den 
Parteiwillen stellen, das römische Recht aber demgegenüber 
subsidiär gelten lassen will, so ist diese Auffassung in 
gleichem Sinne zutreffend als folgende Behauptung. Das 
römische Vertragsrecht, z. B. die Regeln vom Kauf, etwa dass 
der Käufer nach der Perfection das periculum trägt, sind 
nur von subsidiärer Giltigkeit, indem in erster Reihe be- 
stimmend ist, was die Parteien in dem vereinbarten Kauf- 
vertrage etwa auch über das periculum bestimmt haben. 
Mit Rücksicht auf diese Auffassung lassen sich aber die ob- 
jectiven gesetzlichen Rechtsnormen des Kaufvertrages weder 
erschüttern noch für ein weiteres Gebiet als den einzelnen 
Fall eines Kaufes ausschliessen, soweit solche Ausschliessung 
überhaupt durch das Parteibelieben rechtlich zulässig ist. 
In Wirklichkeit aber verwechselt Bekker subsidiäres 
mit dispositivem Recht. 

Die objectiven Rechtsregeln eines Rechtsinstitutes 
haben nicht eine lediglich subsidäre Geltung, sondere einen 
dispositiven Character, so weit ihnen die Natur der Rechts- 
regel denselben verliehen hat und darnach können die Parteien 
für ihren Einzelfall die objectiven Rechtsregeln ausser An- 
wendung setzen. 

Damit ist aber für die Richtigkeit oder Unrichtigkeit 
der objectiven Rechtsregeln nichts zu gewinnen. Auch auf 
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dem Gebiet der befristeten Obligation ist den Parteien hin- 
sichtlich des dies eine gewisse Vertragsfreiheit nachgelassen. 

Sie haben die Wahl, i^ie sie die Obligation befristen 
wollen, ob sie sie unter einen dies certus oder incertus 
stellen, ob sie einen dies certus an, incertus quando oder ob 
sie einen dies incertus quando, certus an für die Obligation 
festsetzen wollen. 

Es fi"agt sich aber, ob der Zeitpunkt der Entstehung 
des befristeten Rechts ein Stoff ist, welcher angesichts der 
objectiven gesetzlichen Regeln über diesen Stoff der Be- 
herrschung der Parteien durch eine diese Regel abändernde 
Uebereinkunft unterliegt. 

Diese Frage ist zu verneinen. Wenn die objectiye 
Rechtsnorm lautet : Die unter einem certus dies a quo gestellte 
Obligation entsteht schon im Moment der geschlossenen 
Vereinbarung und wenn dieses aus Natur, Wesen und Zweck 
des dies a quo certus mit zwingender Notwendigkeit folgt, 
so ist eine Rechtsnorm gegeben, die als jus cogens gilt. 

Es würde dann ein Widerepruch mit dem Wesen und 
Zweck des dies certus a quo bei befristeten Obligationen 
bedeuten, und es wäre dann eine rechtliche UnmögUchkeit, 
wenn die Parteien bestimmen wollen, dass die unter solchen 
dies certus a quo von ihnen gestellte Obligation selbst nicht 
schon im Moment der geschlossenen Vereinbarung, sondern 
erst mit Eintritt des dies rechtlich zu bestehen anfangen 
sollte. Eine solche Bestimmung der Parteien wäre jeden- 
falls nicht die Befristung einer obligatio durch einen dies 
certus a quo, sondern etwas anderes, nämUch, eine heut 
getroffene Vereinbarung, an einem künftigen Tage eine 
Obligation zur Enti^tehung bringen zu wollen. Dieses wäre 
aber ein heut vereinbartes pactum de contrahendo, nicht aber 
eine heut mit dies certus a quo errichtete befristete Obligation. 
Es hätten also, da die rechtUche Subsumption dem Bt^ieben 
der Parteien entrückt ist, die Normen des pactum de 
contrahendo für das Rechtsverhältnis zu gelten, und die 
Parteien haben es gar nicht in ihrer Dispositi\Tnacht, das 
Verhältnis den Regeln von der befristeten Obligation zu 
unterstellen. Insoweit Bekker den Zustand der Obligation 
ante diem als ein Vorrecht oder vorläufiges Recht auffasst, 
welches erst mit dem Eintritt des dies zum Vollrecht werde 
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ist seine Ansicht nicht zu billigen. Bei der Suspensivbe- 
dingung wäre die unjuristische Auffassung eines vorläufigen 
Rechts für den Zustand der obligatio, während der conditio 
pendens allenfalls zu entschuldigen , bei der befristeten 
Obligation würde sie aber nur dann zutreffen, wenn die 
Substanz derselben vor Eintritt des dies a quo und nach 
dessen Eintritt sich verändern würde. Dies ist jedoch nicht 
der Fall. Die Obligation selbst, d. h. das Recht zu fordern 
und die Pflicht zu leisten, bleibt bei der befristeten Obligation 
vor und nach dem dies bis zur Erfüllung in ihrem Wesen 
identisch. 

Sie wird selbst durch den Eintritt des dies nicht ver- 
ändert , das alsdann stattfindende Nichtmehrbefristetsein 
nimmt ihr nur eine für das Obligationsrecht selbst unerheb- 
liche Eigenschaft. Anders ist es bei der aufschiebenden Be- 
dingung, bei welcher pendente conditione ein Recht sogar 
nicht einnial besteht. 

Allein bei der betagten Obligation ist ein dem Ver- 
hältnis der Pendenz der Suspensivbedingung analoger Zu- 
stand gar nicht vorhanden. Ein Vorrecht oder vorläufiges 
Recht ist ein unhaltbarer Begriff, wenn man darunter ein 
wirkliches Recht versteht, welches den Gegensatz zu einem 
Xachrecht bilden soll. 

Denn das Vorrecht könnte entweder ein Recht oder 
noch kein Recht sein. 

Ersteren Falles müsste, weil der Eintritt des dies die 
Substanz des befristeten Rechts nicht umwandelt, so dass 
em anderes Recht, wie ante diem bestände, das Vorrecht 
indentisch mit dem Rechte sein, wie es nach eingetretenem 
dies ist. Alsdann aber wäre kein Grund und Bedürfnis vor- 
handen, den Begriff eines Vorrechts anzunehmen; das soge- 
nannte Vorrecht wäre das befristete Recht, welches gleich 
anfangs existirt. Nimmt man aber an, das Vorrecht sei 
noch kein Recht, so entstände das Recht erst mit Eintritt 
des dies. Weshalb bedarf es aber daim der Schöpfung des 
nebelhaften Begriffs eines Vorrechts? Offenbar setzt Bekker 
den Begriff des ^'orrechts, um die Erscheinung zu erklären, 
dass ante diem schon eine Solution, Acceptilation u. s. w. 
rechtlich möglich ist. Allein diese Möglichkeit weist viel- 
eher auf das Das(»in dos befristeten Rechtes schon ante 
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diem hin. Die Gegensätze Vorrecht und Vollrecht sind also »* 
zu verwerfen, denn es besteht nur der Gegensatz Nichtrecht '^ 
und Recht. Ein Recht kann unfertig sein z. B. wenn ihm -^li 
die gesetzlich vorgeschriebene Genehmigung des Richters V 
oder eines Dritten, etwa des Vormundes oder Ehegatten, fehlt, i^ 
In diesem Zustande ist jedoch nach der juristischen Logik .^u 
ein Recht noch garnicht vorhanden, sondern es wird erst -^ 
mit der ihm noch fehlenden Bestätigung zur Existenz gebracht, f^ 

Die Solvir- und Acceptilirbarkeit des Vorrechts sollen 
nach Bekker Wirkungen sein, die dasselbe nach dem Willen 
der Betheiligten äussern. 

Was indessen hier dem Willen der Beteiligten zuge- 
schrieben wird, sind doch nur vom Gesetz zugelassene Möglich- 
keiten, die der Wille der Beteiligten nur realisirt. Dass 
eine Obligation vor dem dies erfüllt werden kann, schreibt 
ein Rechtssatz vor, und nur, wenn sie im thatsächlichen 
Fall gezahlt wird, wird dieses durch den Willen der Parteien 
bewirkt. Deshalb darf aber nicht behauptet werden, die 
Erfüllbarkeit der befristeten Obligation oder des sogenannten 
Vorrechts sei eine Wirkung derselben, welche der Parteiwille 
hervorbringe. 

Was als von den Parteien willkührlich hervorgebrachte 
Wirkungen des Vorrechts, oder wie wir sagen, der Obligation, 
bezeichnet wird, sind in Wahrheit objectiv rechtliche Fähig- 
keiten, also Eigenschaften der befristeten Obligation. Bei 
der Vorstellung von Vorrecht und Vollrecht wird die Obligation 
als ein sich stufenweis entwickelnder Organismus gedacht, 
der aus einem unvollkommenen Zustande zu einem voll- 
kommenen erwachse. Allein Bekker bleibt nicht in diesem 
Bilde, denn ein sich auswachsender Organismus verliert seine 
Identität nicht, während das Vorrecht Bekkers's ein anderes 
ist als das Vollrecht. 

Eine Obligation kann im Laufe ihrer Dauer mancherlei 
Veränderungen erleiden, jedoch bleibt sie dabei in ihrer 
Substanz identisch. Sobald sie in Folge einer Veränderung 
ihre Identität einbüsst, erfolgt, wie die Novation zeigt, ihr 
Untergang, bei welcher aus der Substanz der untergegangenen 
alten eine neue Obligation entsteht. 

Wenn endlich Bekker die Bedeutung des gesetzten dies 
darin findet, dass er durch seinen Eintritt das Vorrecht in 
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ein Vollrecht gestalte, so ist die Frage erlaubt, weshalb denn 
erst der Eintritt des dies und nicht schon seine Setzung ein 
Vollrecht hervorbringen soll? 

Windscheid 1) glaubt, die Wirkung der aufschiebenden 
Befristung sei von vornherein darauf gerichtet, nicht das 
Dasein des Rechtsgeschäftes aufzuschieben, sondern die Aus- 
übung stehe mit dem Inhalt der befristeten Willenserklärung 
im Widerspruch. Wer sage: „Du sollst vom Ersten des 
künftigen Monats Eigentümer sein," sage nun einmal nicht: 
„Du sollst sogleich Eigentümer sein." Es sei ein Unterschied, 
wenn Jemand einen nach drei Monat zahlbaren Wechsel 
acceptirt und wenn Jemand ein empfangenes Darlehn nach 
drei Monaten zurückzahlen soll. Jener wolle erst nach Ab- 
lauf von drei Monaten Schuldner sein, letzterer Fall enthalte 
ein pactum de non petendo, welches einen Ausstand von 
drei Monaten bewillige. 

Bei der aufschiebenden Befristung sei die rechtliche 
Wirkimg einstweilen nicht vorhanden. Da jedoch die künftige 
Existenz der rechtlichen Wirkung vollkommen sicher sei, so 
könne auch gesagt werden, sie existire sofort, könne aber 
nur nicht geltend gemacht werden. 

Im Ergebnis kann der Ansicht Windscheld's nicht bei- 
getreten werden. Zunächst kann man es nicht als praecise 
Antwort bezeichnen, wenn man sagt, die rechtliche Wirkung 
der befristeten Obligation existire schon deshalb ante diem, 
weil es damals schon gewiss sei, dass sie künftig existiren 
werde. 

Hier will Windscheid dem Begriff der Existenz einen 
doppelten Sinn unterlegen, indem sie bedeuten soll: 

a) das schon jetzt vorhandene Dasein der Wirkung, 

b) das künftig gewiss eintretende Dasein der Wirkung. 

Zu b ist aber zu bemerken, dass das künftige Dasein, 
auch wenn es gewiss ist, immer ein gegenwärtiges Nicht- 
dasein voraussetzt, so dass a und b kontradictorische Gegen- 
sätze sind, die nicht einen, sondern zwei entgegengesetzte 
Begriffe enthalten. 

Die Windscheid'sche Methode läuft also auf Begriffs- 
spielerei hinaus, sie legt dem nämhchen Begriff des Daseins 



1) Windscheid a. a. 0. § 96 und Anm. 5. 
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der Wirkung jedesmal den entgegengesetzten Sinn unter 
und gelangt dann natürlich das eine Mal zur Annahme der 
Existenz der Wirkung des befristeten Rechts ante dlem und 
•das andere Mal post diem. . 

Mit dieser Methode erscheint aber die Frage nicht lösbar, 
und auch Windscheid findet nicht darin ihre Beantwortung, 
vielmehr bekennt er sich zu der Ansicht, dass die Wirkungen 
der befristeten Obligation erst vom Eintritt des dies an 
datiren. Die Beispiele Windscheid's vom Wechsel und Darlehn 
sind für seine Ansicht nicht beweisend. Denn dieses berührt 
nur die Form der Obligation. Auch ist das Beispiel des 
nach 3 Monaten zurückzahlbaren Darlehns gar keine suspensiv 
befristete Obligation, welche letztere allein fiu* die Frage 
der Entstehung der Obligation und ihrer Wirkungen beim 
dies wichtig ist, denn über das schon jetzige Entstandenseiii 
der durch einen dies ad quem nur uneigentlich sogenannten 
befristeten Obligation kann so wenig ein Zweifel sein als 
bei der Resolutivbedingung. Wenn ein Bürge auf ein Jahr 
zu haften verspricht, so kann seine Bürgschaftsobligation 
nicht erst, wenn dieser dies ad quem d. h. der Ablaufstag 
des Jahres eintritt, beginnen, die Bürgschaftsobligation muss 
also sofort mit der Vereinbarung existent werden und ihre 
Wirkung besitzen. 

Das nach 3 Monaten zurückzahlbare Darlehn steht eben- 
falls unter solchem dies ad quem und die Darlehnsobligation 
ist sofort entstanden. Die Pflicht des Schuldners, nach drei 
Monaton zurückzuzahlen, ist nicht eine suspensiv betagte 
Obligation des Darlehnsnehmers, sondern nur seine passive 
Verpflichtung, die durch einen dies ad quem, also resolutiv 
betagte, Darlehnsobligation zu erfüllen. Das Verhältnis ist 
nicht etwa so, dass der Darlehnsgeber suspensiv berechtigt, 
der Darlehnsnehmer resolutiv verpflichtet wäre, denn dann 
würde die nämliche Darlehnsobligation unter zwei rechtlich 
verschiedenen dies stehen (die noch dazu auf denselben 
Kalendertag fielen), nämlich unter einem dies ad quem mid 
a quo. Auch ist es ferner nicht richtig, wenn Windscheid 
behauptet, der Aussteller eines Dreimonatswechsels wolle 
erst nach Ablauf von 3 Monaten Schuldner sein. Vielmehr 
will derselbe sofort mit seinem Accept als Schuldner gelten, 
die Schuld aber erst nach 3 Monaten zahlen. 



4. 
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Der Wechselbrief ist nicht erst nach 3 Monaten, sondern 
schon jetzt der Träger einer Obligation und wird auch im 
Verkehr so verwertet, wie seine Zirkulationsfähigkeit und 
Negotiabilität beweist. 

Die Entstehung des Eigentums darf nicht mit der be- 
fristeten Obligation in Parallele gestellt werden, und wenn 
das Eigentum erst nach Eintritt des dies entsteht, so ist dieses 
kein Beweis für die Entstehung einer Obligation erst am 
dies. Die Entstehung des Eigentums erst am dies ^) ist nicht 
einmal ein Beweis dafür, dass die unter dem suspensiven 
dies stehende Obligation, deren Zweck auf die Eigentums- 
übertragung geht, erst mit dem dies entstehen und wirksam 
w^erden müsse, denn der dies, z. B. beim suspensiv befristeten 
Kauf, bewirkt überhaupt keinen Eigentumserwerb, sondern 
ei-st die Tradition an ihm oder später. 

Das eigentlich Befristete ist mithin nicht das Eigentum 
sondern die Obligation des Verkäufers, und ob diese vor 
oder nach dem dies existent sei und in ihren Wirkungen 
schon rechtlich existiere, kann nicht aus dem Umstände 
beantwortet werden, dass das Eigentum der Kaufsache vom 
Käufer erst am dies aus einem anderen Grunde, nämlich 
der traditio erworben wird. 

Die Eigentumsübertragung ist für die befristete Kauf- 
obligation die Erfüllung, \md die Eigentumsübertragung des- 
halb für die Frage der Existenz der Kaufobligation von keinem 
anderen Wert wie die Erfüllung bei anderen Obligationen. 
Was nun die für uns richtig erachtete Ansicht über die 
Entstehung der befristeten Obligation anlangt, so ist die- 
selbe schon mehrfach bei der Widerlegung der bisher ent- 
wickelten Ansichten angedeutet. 

Es lassen sich deshalb auch an derselben nicht zwei 
Stadien unterscheiden wie bei der suspensiv bedingten Obli- 
gation vor oder nach Eintritt der Bedingung, so dass bei 
der befristeten Obligation ein Verhältnis bloss obligatorischer 
Gebundenheit ante diem mit anderen. Befugnissen als post 
diem bestände. Dass der Gläubiger der betagten Obligation 
vor dem dies noch nicht die Leistung fordern kann, hindert 



1) Salamon. Das Wesen des befristeten Rechtsgeschäfts. Berlin 
ohne Jahreszahl, § 9, S. 44. 
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nicht, dass ihm ein Forderungsrecht auf die Leistung über- 
haupt und dem Rechtsgrunde nach schon vor diesem Termin 
zusteht, und wenn man die Schuldseite betrachtet, ist der 
Schuldner im Prinzip schon ante diem die Leistung schuldig, 
obschon er sie ante diem noch nicht reell zu leisten, d. h. 
zu erfüllen, braucht. 

Für die Existenz einer Obligation genügt es, dass ein 
Recht zu fordern und eine ihm entgegenstehende Pflicht zu 
leisten ins Dasein getreten ist, dass also in abstracto ein An- 
spruch des Gläubigers auf Erfüllung der Obligation, des 
Schuldners auf Leistung der Erfüllung, besteht, während die 
Existenz der Obligation vom Zeitpunkt der Erfüllung unab- 
hängig ist. Darum besteht auch eine Obligation, wenn sie 
überhaupt niemals erfüllt wird. Die Nebensächlichkeit des 
Zeitpunkts der Erfüllung für die Existenz des Obligations- 
rechts tritt auch darin hervor, dass sehr häufig im Geschäfts- 
verkehr eine Erfüllungszeit gar nicht vereinbart wird. Noch 
eme andere Betrachtung bestätigt die Richtigkeit dieser An- 
sicht. Entstehung und Erfüllung der Obligation können 
nicht auf denselben Zeitpunkt zusammenfallen. Unbestritten 
muss der Schuldner der befristeten Obhgation dieselbe nach 
Eintritt des dies erfüllen. Schon daraus würde folgen, dass 
die befristete Obligation schon vor dem dies entstanden sein 
muss, und da jeder Anhalt fehlt, den Entstehungspunkt auf 
einen Zeitpunkt der Zwischenzeit zwischen dem Moment des 
Abschlusses der betagten Vereinbarung und dem Eintritt des 
dies zu verlegen, so kann der Entstehungspunkt der be- 
fristeten Obligation nur in den Zeitpunkt des Abschlusses 
der betagten Vereinbarung fallen. 

Die Regel, dass zwischen der Entstehung und der Er- 
füllung einer Obligation ein zeitlicher Zwischenraum liegen 
müsse, erleidet auch keine Ausnahme, wenn eine Obligation 
am selben Tage vereinbart und nach Verabredung zu er- 
fülUen ist. Hier wird nur nicht nach ganzen Tagen sondern 
nach Zeitmomenten innerhalb eines Tages gerechnet. 

Wenn ein Kauf am 1 . August mit der Abrede abgeschlossen 
wird, dass er am selben 1. August zu erfüllen ist, so besteht 
ein freilich nur nach Stunden und Minuten sich bemessender 
Zwischenraum zwischen dem Zoitmoment der Vereinbarung 
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und Erfüllung. Auch hier muss die Vereinbarung eine zeit- 
lich frühere Existenz haben als die Erfüllung. 

Ganz dasselbe muss auch gelten, wenn ein Kauf am 
1. August um 12 Uhr mittags abgeschlossen wird mit der 
Vereinbarung, dass er um 6 Uhr abends zu erfüllen sei. 
Auch hier existirt die Obligation schon um 12 Uhr mittags, 
gelangt also keinesweges erst um 6 Uhr abends zur Ent- 
stehung. 

Hat die Obligation vor Eintritt des dies ihr Dasein, so 
folgt von selbst, dass auch dann schon ihre Wirkungen recht- 
lich bestehen, mag auch die Erfüllung erst später, nämlich 
am dies realisirbar sein. 

Dass die suspensiv befristete Obligation gezahlt und 
acceptilirt werden kann, dass sie durch Constitut bekräftigt 
werden (L. 3 § 2, L. 4 D. de per. const. 13, 5), dass sie ver- 
erbt und verkauft werden kann (L. 17, 19 D. de hered. 
vend. 18. 4), und dass sie eine genügende Grundlage für 
eine Pfandbestelhmg ist (L. 9 pr. D. qui pot. 20, 4), ist nicht 
Folge einer differentiellen Qualität des befristeten Obligations- 
rechtes ante diem, sondern der Existenz der befristeten Ob- 
ligation schon ante diem. 

Mit der entwickelten Ansicht stehen die Quellen des 
i'ömischen Rechts nicht im Widerspruch. 

In einzelnen Stellen wird bestimmt der Unterschied 
hervorgehoben, dass die Obligation mit der Vereinbarung 
schon zur Entstehung gelangt aber nur die Erfüllung durch 
den dies aufgeschoben ist.. So in L. 46 pr. D. de V. S. 45, 1 — 
praesens obligatio est, in diem autem dilata solutio, ferner 
§ 2 Inst, de verb. oblig. 3. 15 id autem, quod in diem sti- 
pulamur, statim quidem debetur, sed peti, priusquam dies 
veniat, non potest. 

Ebenso L. 213. D. de. V. S. 50, 16. 

Nur scheinbar sprechen andere Quellenstellen die Ansicht 
aus, erst mit dem dies entstehe die Obligation. Dieselben 
sind von der Erfüllung zu verstehen, die sie als eine künf- 
tige bezeichnen. 

Zuweilen wird von der befristeten Obligation im Futurum 
gesprochen. So Gajus Inst. III § 124, L. 1 § 1 D. de cond. 
35, 1, wo es von ihr heisst: certum est eam debitum iri und 
bei Gajus inst. IV § 131, L. 46 1). de leg. II, wo die befriste' 
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Ihm entspricht die Vorschrift des § 813 Abs. 2 B. G. B.: 
„Wird eine betagte Verbindlichkeit vorzeitig erfüllt, 
so ist die Rückforderung ausgeschlossen, die Er- 
stattung von Zwischenzinsen kann nicht verlangt 
werden", 
und des § 58 Abs. 1 der Reichskonkursordnung: 
„Betagte Forderungen gelten als fällig." 

Dagegen pflegt der Fall zu 2 besonders bei Rechts- 
geschäften einzutreten, welche die Begründung, Uebertragung 
oder Aufhebung eines Rechtes oder die Belastung einer 
Sache oder eines Rechtes zum Gegenstande haben. 

Beim Vorliegen des Falles 2 handelt es sich um das- 
selbe rechtliche Verhältnis wie bei der aufschiebenden Be- 
dingung. Gleich wie bei letzterer ist durch den Willen der 
Parteien ein Schwebezustand geschaffen, insofern nämlich 
der festgesetzte Zeitpunkt oder das in Aussicht genommene 
Ereignis für den rechtlichen Wirkungsbeginn massgebend 
sein soll. 

Ein Unterschied ist jedoch vorhanden und zwar inso- 
fern, dass bei der Bedingung eine Ungewissheit vorhanden 
ist, ob die von ihr abhängig gemachte Wirkung zum Eintritt 
gelangt, während diese Ungewissheit bei der Befristung nicht 
besteht, denn der Termin ist ein gewisser, er tritt stets ein. 

Der unter einem die Entstehung des Rechts hinaus- 
schiebenden Anfangstermin Berechtigte kann nicht anders 
gestellt sein, als der aufschiebend bedingt Berechtigte. Es 
sind demgemäss die für den Schwebezustand bei der auf- 
schiebenden Bedingung geltenden Vorschriften in § 163 für 
entsprechend anwendbar erklärt. 



dass mit dem Ablauf derselben die Ausübung des Rechtes ihren Anfang 
nehmen soll, so muss zwar der Berechtigte den Eintritt dieses Zeitpunkts 
abwarten. 

§ 1 65 : Doch ist das Recht selbst für vollständig erworben zu erachten, 
und geht daher, wenn es nicht an die Person des Berechtigten gebunden 
ist, auf die Erben desselben Über. 

Code Civil Art. 185: Le terme differe de la condition, en cequ'il 
ne suspend point Tengagement dont 11 retarde seulement V execution. 

Das Bürgerl. Gesetzbuch für das Kgr. Sachsen. § 115: „Wird 
einem Rechtsgeschäft eine Zeit beigefügt, deren Zeit gewiss ist, so gilt 
das Rechtsgeschäft als ein unbedingtes/* 
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Besondere Grundsätze bestehen für den Fall eines die 
Entstehung des Rechts hinausschiebenden Anfangstermins bei 
der betagten Erbeinsetzung, §§ 2100 ff., vergl. auch § 2066^ 
Satz 2 (Motive). 

Hat dagegen für ein Rechtsgeschäft die Beifügung eines 
Endtermins in der Weise stattgefunden, dass dieser End- 
tejmin seine Bestimmung durch den Eintritt eines be- 
stimmten Zukunftsmomentos oder eines mit Gewissh^t. ein- 
tretenden künftigen Ereignisses erfahren soll, so ist die 
rechtliche Wirkung des Rechtsgeschäftes hiermit* 'zur Be- 
endigung gelangt 1). ^ ^ , 

Während des Schwebezustandes .bis zum Eintritt dieses 
Termins oder Ereignisses gelten für denselben die gesetz- 
lichen Vorschriften, welche für die auflösende Bedingung in ** 
den ^§ 160 Abs. 2, 161 Abs. 1 fixiert sind. 

Gleichzeitig ist in § 168 aber auch auf den § 158 
Abs. 2 hingewiesen, wo es heisst: 

^Wird ein Rechtsgeschäft unter einer auflösenden Be- 
dingung vorgenommen, so endigt mit dem Eintritt der Be- 
dingung die Wirkung des Rechtsgeschäfts; mit diesem Zeit- 
punkt tritt der frühere Rechtszustand wieder ein." 

Wie die Motive besagen, ist dieser Hinweis auf den 
J:^ 158 Abs. 2 deshalb erfolgt, damit kein Zweifel darüber 
obwalte, dass mit dem Eintritt des E]ndtermins eine für die 
Auflösung des Rechtsgeschäfts unmittelbare Wirkung statt- 
findet, dass also kraft Gesetzes eine Wiederherstellung des 
früheren Zustandes eintritt. 



1) §§ 167—169 A. Pr. L. R. 

§ 167: „Ist eine gewisse Zeit dergestalt boigefiigt, dass dadurch 
die Dauer des durch die Willenserklärung übertragenen Rechtes bestimmt 
werden soll, so hört mit dem Ablauf dieser Zeit das Recht von selbst auf.** 

§ 168: „Derjenige, dem solchergestalt ein Recht nur auf eine gewisse 
Zeit eingeräumt worden, darf während derselben zum Nachteil desjenigen, 
an welchen das Recht nach Ablauf dieser Zeit gelangen soll, nichts vor- 
nehmen. 

§ 160: „In beiden Fällen (§§ 164—167) behält derjenige, welcher 
mit dem Ablauf der bestimmten Zeit die Sache herausgeben muss, die 
inzwischen gezogenen Nutzungen.** Sachs. Bürgert. G. B. §J32 „Rechte 
erlöschen — durch den Eintritt eines Endtermins oder einer auflösenden 
Bedingung.** 



-,'W»/S;« 



J 

J 



I* 



